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schen, wo es denn Tische hat: 17,5
Millionen Menschen sind gegenwärtig
auf der Flucht. Arbeitslosigkeit: Gibt
sie uns nur zur Furcht um unsere Fut-
terkrippen Anlass?

Wir setzen uns von den verschieden-
sten- und durchaus auch widersprüch-
lichen-Standpunkten, die sich im For-
um zusammengefunden haben, mit die-

ser sozialen Grundfrage in Bezug auf

die EG auseinander. Wir freuen uns

auch über EG-Befürworterinnen und

Befürworter als Leserschaft. Dass ge-

gen die EG, den EWR nicht einfach
"Neinsager" aufgestanden sind, dass

unser Nein zur EG schützenden Raum

schaffen kann für ein Ja zu Besserem,

davon werden Sie sich im FoRUM
MaGazIn überzeugen können.

Mit besten Grüssen

eber
Markus Sieber
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ein - für die ganze Welt - offenes Nein

zum Grossmachtprojekt der EG ver-

treten. Nur mit Ihrer materiellen Ant-

wort wird dieses Projekt, das wir für
notwendig halten, leben können!

Bitte abonnieren Sie das FORUM
MAGAZIN - Sie finden einen Einzah-

lungsschein beiliegen. Das Abo kostet

Fr. 50.-, Ihre darüber hinausgehende

Spende ist mehr als willkommen! Mit
diesen Fr. 50.- können Sie zugleich
Mitglied des Vereins "Forum gegen
EWR- und EG-Beitritt" werden, des-

sen Statuten und Kurzvorstellung Sie

auf Seite 42/43 finden. Kreuzen Sie
einfach den Einzahlungsschein ent-
sprechend an. - Herzlichen Dank!
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AKTUELL-

Jugend und EWR? - Die neue Initiative
Wann kommt die nächste Abstimmung?

"Zahlreiche Personen, ob sie nun Ja oder
Nein gestimmt haben am 6. Dezember,
waren erstaunt, welche Bedeutung die

europäische Integration für die Schweizer

Jugend offensichtlich hat." So schreibt das

Comité Né le 7. Décembre nach der Lan-
cierung seiner
EWR-Initiative in
einem Flugblatt.

Schweizer Ju-
gend? Moment mal!

Tatsache ist: un-

terstützt wird die

neue Initiative von

einem grossen Teil

der organisierten

Jugend - das Initita-
tivkomitee besteht
fast ausschliesslich
aus Personen unter
30.

Geboren ist die In-.

itiative, wie ihr

Name schon besagt,

am 7. Dezember,
frühmorgens nach
einer ins Wasser ge-

fallenen Freudenfei-

er junger EWR-Be-

fürworterInnen in

Neuenburg, unter
anderem Aktive der
Eurock-Fiesta (Ju-
gend für den EWR)
vom 31. Oktober auf

dem Bundesplatz.
(Wir erinnern uns
an einen kaltfeuch-
ten Samstag mit dem
Bundesplatz voller

farbiger Fähnlein

und einer Bühne für

verschiedene Bands.

Politiker wie Altbundesrat Friedrich und
Nationalrätin G. Aubry gehörten zum

Publikum, Arnold Koller blies auf dem

Saxophon den Marsch, und Jugend kam

trotz allem kaum.)

Aus den gleichen Kreisen entsprang die

Idee der nationalen Demo in Bern gleich

nach der Abstimmung, am 19. Dezember,

gegen das EWR-Nein, zu der das Komi-

tee, die schweizerische Arbeitsgemein-

schaft der Jugendverbände (SAJV), Ju-

gend für den EWR, Génération Europe

und weitere Gruppierungen aufgerufen

hatten. Rund 6'000 Leute gerade, vor al-

lem aus der Romandie, vermochten sie zu

mobilisieren.

Zwischen einigen dieser Gruppierun-

gen existieren enge personelle Verflech-

tungen, aus denen nun das Komitee zum

Teil besteht. Interessant ist die Rolle, wel-

che die Schweizerische Arbeitsgemein-

schaft der Jugendverbände (SAJV) bei
dieser Bewegung spielt. Die SAJV ist eine

Art Jugendlobby, in der sich zahlreiche

Jugendverbände wie die Jungparteien (die

Jung-SVP ist mittlerweile ausgetreten),

Gewerkschaftsjugend, Pfadfinder, Jugend-

austauschorganisationen, Jugendmusiken

etc. vereinigen. Zu ihren Aufgaben gehört

die Jugendförderung, und sie macht sich

durchaus nützlich. Ein Resultat ihrer po-

litischen Arbeit ist zum Beispiel die Ju-

gendurlaubswoche - eine zusätzliche Feri-

enwoche für junge ArbeitnehmerInnen,

die sie für Jugendarbeit (Pfadilager usw.)

gebrauchen können. Auch die Jugendses-

sion 1991 im Bundeshaus wurde von der

SAJV organisiert. SAJV-Leute waren auch

an der 1. Young Leaders Conference da-

bei, einer Nachfolgekonferenz für jugend-

liche Führungskräfte im Rahmen der
KSZE.

Die SAJV unterhält ein gutbelegtes Se-

kretariat, was bei einem Jahresbudget

(1993) von 850'000 Franken nicht er-

staunt. Davon deckt der Bund die Halfte ab

(430'000.-, rechnet man auch die indirek-

te staatliche Unterstützung dazu, die über
die Mitgliederverbände einfliesst, erhöht
sich dieser Betrag noch). Die SAJV hat
bereits auf die EWR-Abstimmung vom 6.
Dezember eine Ja-Resolution veröffent-

licht und drängelt jetzt mit auf eine zweite

hin, indem sie die entsprechende Initiati-
ve aktiv unterstützt.

Eurofreundliche Schweizer Jugend?
Deutlich muss zweierlei festgestellt wer-
den: Erstens ist die Jugend am 6. Dezem-
ber nicht überstimmt worden, wie anfangs
laut bejammert worden ist (oft von älteren

Politikern). Die Vox-Analyse meint,"es
habe sich kein klarer Gegensatz zwischen
den Generationen, zwischen Jungen und
Alten identifizieren lassen". Und das CP-
Institut in Zürich wird deutlicher: "Ju-

gendspezifische Kampagnen sollten die

jüngere Wählerschaft für ein Ja mobilisie-
ren und mit dem Argument der 'verbauten
Zukunft' die ältere Generation überzeu-
gen helfen. Die Resultate zeigen, dass
das Alter eine geringe oder - bei Kontrol-
le des Bildungsfaktors - sogar keine Rolle

für das Ja oder Nein spielt. Beim EWR-
Entscheid des Souveräns kam kein Gene-
rationenkonflikt zum Ausbruch."

Zweitens ist das, was sich jetzt als die

Jugend ausgibt, eine Ansammlung gutor-

ganisierter, teilweise hierarchisch struk-

turierter Organisatio-

nen, die von staatli-

cher Seite, von Par-
teien oder Wirtschaft
massiv unterstützt
werden. Trotzdem
wird der PR-Wert des

Slogans "Jugend für

Europa" natürlich

hoch bleiben.

Die Initiative
Inhaltlich bringt die
Initiative folgendes:
Die Übergangsbe-
stimmungen der Bun-
desverfassung sollen

mit drei neuen Arti-

keln ergänzt werden,

wobei der erste der

wesentliche ist:

Art. 20 (neu)

1 Die Schweiz be-

antragt, Partei des

Vertragsüber den Eu-
ropäischen Wirt-
schaftsraum zu wer-
den.
2 Der Bundesrat ist
ermächtigt, die not-
wendigen Abkom-
men auszuhandeln,
abzuschliessen und
zu ratifizieren.
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3 Für spätere Änderungen dieser Abkom-
men gilt das ordentliche Verfahren.
Absatz 2 will dem Bundesrat tatsächlich
freie Hand lassen, einen allfälligen neuen
Vertrag nicht nur auszuhandeln, sondern

gleich noch zu ratifizieren, ohne Volk und

Stände zu befragen. Damit wird der Art.

89 Absatz 5 der Bundesverfassung ausser-

kraftgesetzt, der besagt, dass der Beitritt

zu supranationalen Gemeinschaften der

Volksabstimmung untersteht. Sicher kön-

nen da auch viele EWR-BefürworterIn-

nen nicht dahinterstehen.

Die beiden weiteren Artikel sind reine

Floskeln und zeugen von rechter EWR-
Blindheit:

Art. 21. (neu)

Bei der Anpassung des Landesrechts an

das Recht des Europäischen Wirtschafts-

raums sorgen alle Behörden für eine nach-

haltige und ausgewogene wirtschaftliche
Entwicklung und achten darauf, dass die
sozialen und demokratischen Errungen-
schaften sowie der Umweltschutz erhalten
bleiben.

Art. 22 (neu)
Der Bund berücksichtigt bei der Umset-

zung und Weiterentwicklung des Europäi-
schen Wirtschaftsraums sowie bei Fragen
der europäischen Integration die Kompe-
tenzen der Kantone und wahrt ihre Inter-
essen. Er informiert die Kantone rechtzei-
tig und umfassend, hört sie an undzieht sie
bei der Vorbereitung von Entscheiden bei.

Was Artikel 21 betrifft, will ja die Initia-
tive gerade demokratische Kompetenzen
von der Volksebene zum Bundesrat ver-
schieben. Dass ein EWR-Vertrag als Gan-
zes die direkte Demokratie stark ein-
schränkt, indem EWR-Regelungen lau-

fend übernommen werden müssen, ist
schwer bestreitbar. "Die demokratischen
Errungenschaften" erhalten und per Bun-

desratsentscheid in den EWR eintreten

wollen, ist ein Widerspruch in sich. Auch

ist abzusehen, dass der soziale und der

Umwelt-Standard im EWR gerade nicht

aufrechterhalten werden kann.

Artikel 22 mit dem Einbezug der Kan-

tone klingt föderalistisch, erreicht würde

aber das Gegenteil. (Im Vorfeld der Initia-

tive waren die Kantone Freiburg und Wallis

beteiligt.)

Ursprünglich kündigten die Initianten

an, die Unterschriften in Windeseile bei-

sammen zu haben. Ende März waren es
etwas über die Hälfte. Seither harzt es.
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Wahrscheinlich wird auch das reduzierte
Ziel, die nötigen Unterschriften vor den
Sommerferien zu haben, nicht erreicht
werden. Dies, obwohl sie von den meisten
Parteien unterstützt werden; in der Ro-
mandie sammeln SP, FDP und CVP aktiv
mit, die SP Schweiz legte ihrer Mitglie-

derzeitung Initiativbögen bei.

Die nächste Abstimmung
Erste Mutmassungen liefen dar-
auf hinaus, die Abstimmung
könnte schon im Frühling oder
Sommer 94 stattfinden.

Es muss damit gerechnet werden, dass der

politisch unbedarften Jugendverbands-In-

itiative, die vor dem Volk keine Chance
hat, von der Parlaments-Mehrheit ein
Gegenvorschlag zur Seite gestellt wird,

der nach massenpsychologischen Regeln

der Kunst formuliert und geschickt als
gutschweizerischer Kompromiss verkauft

werden könnte.

"Der innenpolitische Notfalldienst rückt
endlich aus. Unfallsituation: Der Bundes-

rat zappelt verzweifelt im Europa-Sumpf.

Einsatzleiter: der St. Galler CVP-Natio-

nalrat Eugen David. Seine Rettungsmass-

nahme: so schnell wie möglich eine neue

Europa-Volksabstimmung, die Bern die

Legitimation zurückgibt. Man darf wieder

hoffen. (...) Eugen David persönlich be-

zweifelt, ob eine zweite EWR-Abstim-

mung tatsächlich eine realistische politi-

sche Option ist - "aus verschiedenen Grün-

den, nicht zuletzt auch aus terminlichen".

(Originalton des Euro-Fans Sebastian

Speich in Cash, 7.5.93, unter dem sinni-

gen Titel: "Der trickreiche Weg, um doch

noch nach Europa zu kommen".)

Mittlerweile liess Bundesrat Ogi
aber verlauten, vor Ende 94
komme die Initiative nicht vors
Volk. Auch die Parteien üben
auffällige Zurückhaltung. An
einer zweiten europapolitischen
Abstimmungsschlacht sind sie
offenbar bis nach den Parla-
mentswahlen im Herbst 95 nicht
interessiert - mit Recht bangen
FDP und CVP um ihre Schäf-
chen, der SVP droht die Par-
teispaltung, und auch die SP
weiss, dass sie ihre sozialen und

ökologischen Europa-Bedin-
gungen nicht wird durchsetzen
können.
"Von all den bürgerlichen Meinungsdiri-

genten, die vor einem halben Jahr ein-
dringlich die Notwendigkeit oder Unaus-

weichlichkeit des EWR-Beitritts beschwo-

ren, fehlt jetzt in der Europapolitik jede

fassbare Spur. Sie warten auf bilaterale

Verhandlungen und auf eine EWR-II-Ini-

tiative welscher Jugendlicher. Eigene Ide-
en und konkrete Perspektiven zeigt (oder

hat) man kaum. Auch die Sozialdemokra-

ten weisen keine Richtung: Einzelkämp-

fer propagieren wahlweise einen neuen
EWR-Vorstoss, EG-Verhandlungen oder
Geduld für bilaterale Verträge. Die ge-

meinsame Linie fehlt." (Richard Aschin-

ger im Tages-Anzeiger, 30.4.93)

Jugendbewegung?
Ist die Bewegung "Geboren am 7. Dezem-
ber" eine neue Jugendbewegung? Viele
ihrer Ideale mögen erfreulich sein: Eine
initiative Jugend, die sich für eine offene

Schweiz begeistert, sich gegen Rassismus
und Egoismus wehrt und solidarisches
Denken als Selbstverständlichkeit prokla-

miert. Aber sie mit 1968 und 1980 zu

vergleichen... ist ausgesprochen lächer-

lich. Ganz abgesehen davon, wie sonder-

bar positiv die damaligen Revolten mitt-

lerweile gehandelt werden, scheint das,

was da seit dem 7. Dezember zur Freude

des Polit-Establishments das Lied von der

grenzenlosen Freiheit singt, doch eher

eine zahme Sache zu sein. 1968 und 1980
bewegten sich Menschen auf der Strasse
und in den Unis, die sich als aus dem Nest
gefallen empfanden. Anders und doch auch
ähnlich wie heute die Arbeitslosen. Ihre
Solidarität galt darum den unterdrückter
und ausgebeuteten Menschen in Ost un

Süd, nicht primär den wohlgenährten Eu-
ronachbarn. Und ferne wäre es ihnen ge-

legen, den als lebensfeindlich durchschau-
ten herrschenden Wirtschaftskräften auch
noch mit einer Initiative zu weiterer Ex-
pansion zu verhelfen.

Allemal eine Schlaffie-"Bewe-
gung", die für ihre internatio-
nalen Kontakte Staatsverträge
fordert und ihre "Demos" von
älteren Spitzendiplomaten an-
führen lässt.

Markus Buchmann
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Heilige und unheilige Allianzen
Etliche Grüne und Linke stimmten für den
EWR, weil Blocher dagegen war. EWR-
Gegnern unheilige Allianzen vorzuwer-
fen, liebte man. Das "Argument" war
durchaus wirkungsvoll, obwohl es im

Grunde genommen völlig inhaltsleer ist.

So kann man etwa nicht aus dem Satz
"Blocher ist für Vorlage A" schliessen

*Also ist Vorlage A schlecht". Ebenso-

wenig kann man aus "Blocher ist gegen

Vorlage A " schliessen " Also ist Vorlage

A gut". Solche Fehlschlüsse werden in
der Politik allerdings häufig gemacht und

sie werden gerne als propagandistische

Hilfsmittel eingesetzt.

Eine gewisse Kraft scheinen diese Trug-

schlüsse aus dem folgenden Irrglauben zu

ziehen: Wenn zwei Personen A und B eine
bestimmte Meinung C vertreten, dann müs-

sen sie dies aus denselben Gründen tun.

Diese Meinung ist aber völlig unhaltbar.

Es ist beweisbar, dass aus ver-

schiedenen Prämissen identi-
sche Schlussfolgerungen gezo-

gen werden können. Entspre-
chend kann man aus identischen
Schlussfolgerungen nicht auf
denselben Satz von Prämissen
schliessen.

Dies lässt sich an einem Beispiel beleuch-
ten: Aus (1) "Wenn es regnet, dann wird

die Strasse nass. Es regnet" folgt der Satz

"Die Strasse wird nass". Aus (2) 'Wenn

ein Wasserrohr bricht, wird die Strasse

nass. Ein Wasserrohr bricht" folgt "Die

Strasse wird nass. " Dieses Beispiel zeigt,

dass identische Schlussfolgerungen nicht

dieselben Prämissen vorauszusetzen brau-

chen. Vertreten daher zwei Personen A

und B die Schlussfolgerung "'Die Strasse

wird nass", und ver-

tritt A den Satz (1), so

kann daraus nicht ge-

schlossen werden,

dass B den Satz (1)

vertritt.

Interessant am

Scheinargument
mit den unheili-
gen Allianzen ist
übrigens, dass
man sich dieses
Argumentes je
nach Umständen
bedient.
Wenn's einem in den

Kram passt, stören die

Allianzen plötzlich

nicht mehr. Ging es

etwa um Umwelt-
schutz, stimmte die
SP-Fraktion schon

mehrmals wie die der
SD. Zudem befanden
sich die EWR-Befür-
worter des grün-linken

Lagers selber ebenfalls

nicht in besonders heiliger Allianz. Die

Unterstützung des Apartheidregimes etwa

geht vor allem aufs Konto von Banken,

Multis. Und mit diesen fühlte man sich auf

der Pro-Seite heimelig.

Paul Ruppen

Nachlese aus der April-Session

des Nationalrates:

Euroswiss

Swiss ist nicht grundsätzlich besser als
Euro. Daszeigt diese Sondersession. Mehr-

heiten wurden hier durch das Nein vom 6
Dezember nicht anders. Dass aber die
Swisslexvorlagen einzeln angenommen,
abgelehnt oder abgeändert werden kön-
nen und uns - anders als bei Eurolex -
nicht automatisch an die Verordnungsma-

schine der EGkoppeln, betrachte ich nach
wie vor als Vorteil.

Grundsätzlich! Auch das ist zu relati-
vieren. Swisslex kam nämlich als politi-
sches Bekenntnis zu Europa daher. Abzu-
segnen im Paket. Wenn wir im Detail
daran herumzumäklen begannen, falle am
Ende alles auseinander, wurde gemahnt.

Dennoch: Wie sinnvoll ist es zum Bei-
spiel, im Gesetz über Radio und Fernse-
hen "neben der schweizerischen auch die

europäische audiovisuelle Produktion"

zu privilegieren? Eine solche Auflage in

den Sendekonzessionen riecht nach euro-

zentristischem Weltbild und schränkt den

Spielraum bei der Programmgestaltung

unnötig ein. Europäisches wird doch run-

dum viel geboten. Womöglich wäre eine

SRG besser beraten, ihr schweizerisches

Profil durch gezielte Akzente aus anderen

Weltgegenden zu ergänzen. Womit ich

nicht US-Ware meine.

Dagegengehalten wurde dem in der

Kommission, wie wichtig Förderungspro-
jekte der EG für schweizerische Medien
wären. Es bestehe grosse Gefahr, da vor
die Tür gestellt zu werden. Tatsächlich
sind die europhorischen Gesetzesbestim-
mungen an einen Vorbehalt geknüpft. Sie
treten "'nur im Falle einer Mitgliedschaft
der Schweiz in MEDIA '95 in Kraft".
Krämerseelen allüberall.

Nachdem ich mit meinem Antrag in der
Sache bei der Vorberatung sehr einsam
blieb, zog ich ihn gestern zurück. Kapitu-
lation? Ich könnte es ja - dem Sprachmu-

ster dieser Tage folgend - Verzicht auf

Alleingang nennen.

Hans Steiger, SP-Nationalrat



Am 2. Juni 1992 hatte der dänische Sou-

verăn die Verträge von Maastricht ver-
worfen. Um diesen ihr unliebsamen Ent-

scheid möglichst geräuschlos revidieren

zu können, hat die EG mit Hilfe des dăni-

schen Establishments am 18. Mai 1993

den dänischen Souverän erneut über
"Maastricht" abstimmen lassen. "Maa-

stricht" ist hierbei angenommen worden.

Der Grund hierfür kann wohl in der raffi-

nierten Konzeption dieser zweiten Ab-
stimmung gesehen werden. Auf dem EG-
Gipfeltreffen in Edinburgh, 11./12. De-

zember 1992, hatte man den Dänen - wie

dies europaweit von den Medien darge-

stellt wurde - sogenannte Sonderrechte

zuerkannt. Damit hatte man die "Not-

wendigkeit" einer zweiten Abstimmung

begründet.

Tatsache ist jedoch, dass es sich bei den

Vereinbarungen von Edinburgh um Auf-

zählungen von Bekanntem, Belanglosem

und schon längst rechtlich Vereinbartem
handelt." Zudem können die Edinburgher

Meisterliche Verdrehung von
EG-Tatsachen

EG-Kommissionspräsident Delors hat sich (am
10.2.1993) vor dem Europäischen Parlament
in Strassburg mit viel Subtilität zur Lage der
Europäischen Gemeinschaft geäussert.

Er stelle fest, dass der Ruf nach Demokratie

immer lauter werde; die Völker seien erst
anlässlich der Unterzeichnung des Unions-
vertrags (von Maastricht) aus ihrer Lethargie
erwacht. Auch hier gibtDelors also den Schwar-
zen Peter geschickt weiter: Nicht die EG oder
die Kommission ist gemäss dieser Lesartschuld
an der Bürgerferne der EG, sondern das man-
gelnde Interesse der Bürger. Dass diese Bür-

ger bis 1992 gar nie die Möglichkeit hatten,

sich zum europapolitischen Kurs Brüssels zu
äussern, übergeht er locker.

Zu einer vollends realitätsfremden, oppor-
tunistischen Interpretation liess sich Delors
schliesslich im Rahmen seiner Äusserungen zu
den Beitrittsverhandlungen verleiten: Hier
wiederholte er, dass der EG-Beitritt zur Über-
nahme des gesamten Unionsvertrags verpflich-
te. Die Grossbritannien und Dänemark zuge-
standenen Ausnahmen seien als eine Art Treue-
prämie zu verstehen. Diese Auslegung ist des-
halb völlig verkehrt, weil London und Kopen-
hagen ihre Sonderwünsche nicht dem Wohl-
wollen der andern, sondern dem demokrati-
schen Druck (von Parlament bzw. Volk) im
eigenen Land zu verdanken haben.

(NZZ, 11.2.1993)
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AKTUELL-

Dänemark

Nachtrag zur zweiten
Maastricht-Abstimmung

vom 18.5.1993

Vereinbarungen nicht einmal als völker-

rechtsmässig verbindlich angesehen wer-

Man hat den dänischen Souve-

rän also - unter Vorspiegelung

falscher Tatsachen-erneutüber

exakt das gleiche Vertragswerk

abstimmen lassen.
Das nahezu erdrückende Monopol der

Pro-Maastricht-Medien,?) welche die Illu-

sion der Edinburgher "Sonderregelun-
gen" verbreiteten, und die äusserst prekä-

Von Delors liegt jetzt ein Buch in deutscher

Übersetzung vor, das im vergangenen Jahr in

Paris erschienen ist: Jaques Delors, Das neue

Europa, Hanser Verlag, 350 Seiten, Fr. 45.-

"Europafähig"?
Die Institutionen der helvetischen Demokratie
müssten "europafähig" gemacht werden, sagte
Justizminister Arnold Koller kürzlich in einer
Rede vor Gesetzgebungsfachleuten. Konkret

machte er den Vorschlag, die Verfassung so zu

ändern, dass Staatsverträge künftig einer neu-
en Art von obligatorischem Referendum ohne
Ständemehr unterstellt würden. Derursprüng-
liche Redetext enthielt auch die Idee, den EWR-
Beitritt durch das Swisslex-Rechtsanpassungs»
paket politisch so zu erleichtern, dass in einem
allfalligen zweiten Anlauf bloss das fakultati-
ve Referendum und damit nur noch das Volks-
mehrnötig wäre. Doch Bundesrat Kollerstrich
diesen brisanten Passus aus dem schriftlich
vorliegenden Manuskript.

Richard Aschinger
Tages-Anzeiger, 24.4.1993)

Jetzt wollen es Bundesrat und Parlament ge-

nau wissen: Wie gross ist die Diskriminierung,

die der negative EWR-Entscheid des Volkes

der Schweiz eingebrockt hat? Einen ersten

tiefen Einblick in die Problematik nahm zu

re Finanzlage der Maastricht-Gegner, die

innerhalb eines Jahres einen zweiten Ab.

stimmungskampf zu führen hatten, haben

dann bei dieser durchaus dramatischen

Abstimmung wohl den Ausschlag gege

ben.
Es erstaunt, dass sich auch schweizeri-

sche Medien in dieses ihnen zugedachte
Rollenspiel meist nahtloseingeordnet und
gedankenlos die Mär von den Edinbur-
gher "Sonderregelungen" kolportiert ha-

ben.
Andreas Flörsheimer

" Die Zusammenhänge sind ausführlich und
belegtdargestellt in: European Network News
No. 2, 1993, Seite 7 - 10, Herausgeber: The
June Movement, Nybrogade 18, DK - 1203
Copenhagen K. -Marcelline Flörsheimer, Maa-

stricht und das zweite dänische Referendum,
in: Finanz und Wirtschaft, 24.3.1993

2) 45 der 46 Zeitungen des Landes sprechen
sich für Maastricht aus", Drude Dahlerup
von der Juni-Bewegung, in: Berner Tagwacht,
10.5.1993

Beginn dieser Woche die Eidgenössische Kom-
mission für Wirtschaft und Abgaben (WAK).
Fast den ganzen Tag reservierten sich die

WAK-Leute für das heikle Thema. Doch nicht

genug damit: Bundesrat Jean-Pascal Delamu-

raz möchte - trotz Personalstopp - eine Beam-

tenstelle schaffen, die nichts anderes macht,

als Diskriminierungen akribisch aufzulisten,

also eine Art "Diskriminierungskataster" er-

stellt. Auf dass er, sollte es zu einer zweiten

EWR-Abstimmung kommen, nicht nur vor Be-

nachteiligungen warnen muss, sondern hand-

feste Beispiele präsentieren kann.

(Pierre Heumann,

Weltwoche, 8.4.1993)

Der Franken wurde wieder Fluchtwährung-

Ausländische Anlegersetzen trotz EWR-Nein
auf die Schweiz

Paradoxe Entwicklung am Schweizer Kapital-

markt: Während inländische Anleger sich an-

gesichts der unsicheren Konjunkturaussichten

eher zurückhalten, sind ausländische Investo-

ren bereit, sich vermehrt mit Franken-Anlagen

einzudecken. Ausländer - und hier vor allem

Deutsche - waren massgeblich an der Hausse

des Frankens und der Inlandaktien in den

letzten Monaten beteiligt. Das EWR-Nein vom
letzten Dezember scheint das Ausland wenig

zu beeindrucken. Im Gegenteil.

(Iages-Anzeiger, 18.5.1993)



THEMA

EG und Arbeitslosigkeit
Es ist schon bemerkenswert, wie wenig die
beiden Hauptthemen der gegenwärtigen
öffentlichen Diskussion - Arbeitslosigkeit
und EWR/EG - jetzt, nach der Abstim-
mung vom 6. Dezember, noch miteinander
verbunden werden. Wenn das vor dem 6.
Dezember geschah, dann allerdings meist
unsachlich, von beiden Seiten her. Denn
für den Fall eines "Alleingangs" mit Ar-
beitslosigkeit zu drohen, wirkte ja im Hin-
blick auf die (noch?) markant höheren
Quoten im Ausland nicht eben überzeu-
gend. Mindestens unsympathisch war aber
umgekehrt auch, wie mit den Quotenun-

terschieden gebrüstet und argumentiert
wurde in der Art, man wolle sich doch
nicht auch noch die Probleme der anderen
aufhalsen. Ist doch bekannt, auf wessen
Schultern das Schweizer "Beschäftigungs-
wunder" der letzten Jahrzehnte gelastet
hat: "In der Rezession von 1974 bis 1976
wurden 250'000 Arbeitsplätze (das heisst

8% vom Total aller Beschäftigten) abge-

baut. Zwei Drittel der verlorenen Arbeits-

plätze betrafen erwerbstätige Ausländer,

welche die Schweiz nachher verlassen
haben. Ein Viertel der abgebauten Stellen
entfiel zudem auf
Frauen, die zum
Teil in die Haus-
halte zurückkehr-
ten. " "Demge-
genüber wurde
das Wirtschafts-
wachstum in den
Jahren 1985 bis
1990 durch das
Hereinholen von
ausländischen
Arbeitskräften
ermöglicht," Ru-
dolf Strahm,
Wirtschaftsbuch

Schweiz, Verlag
Sauerländer, 3.
Auflage 1992, S.
64)

Einsolidarischer Standpunkt
kenntnicht "Probleme der an-
deren". Eine solche Nein-Be-
gründung kann darum nicht
die unsrige sein.

Problemstellung
Bei Propagandabedarf werden also beid-
seits Bezüge zwischen der EWR/EG- und

der Arbeitslosenfrage gemacht. Daszeigt:

Ihr jetziges Ausbleiben kann nicht als

Zeichen freiwilliger Abstinenz gedeutet
werden. Dahinter stehen ganz einfach In-
teressenslagen und die Ungewissheit de-
rer, die blosse Meinungen vertreten und
darum gar nicht disponiert sind, tief ge-
nug zu schürfen. Es ist aber wichtig, dass
wir zwischen Grundfragen Zusammenhän-
ge erkennen können. Anders wird sich

nicht die fundierte Urteilsfähigkeit erge-
ben, die für eine nächste EWR-Abstim-
mung entscheidend sein kann.

Es gibt drei Arten, sich dem Phänomen
Arbeitslosigkeit zu nähern. Sie gliedern
die Zeitung als ganze:

- Arbeitslosigkeit ist eine soziale Erschei-
nung. Um sie zu erfassen, benötigen wir
Statistiken und Daten.
Bloss quantitativ begreifen wir Arbeitslo-
sigkeit aber nicht. Sie betrifft Menschen.
Sie schafft Elend und fordert unser Mitge-
fühl und die Bereitschaft zur konkreten
Auseinandersetzung.
Erst die Analyse, d.h. die denkende Erfor-
schung von Ursachen und Zusammenhän-
gen aber kann handlungsfähig machen.

Es muss uns gelingen, menschlich-indivi-
duelle und gesellschaftliche Aspekte der
Arbeitslosigkeit bis in ihre ursächlichen
Wurzeln zusammenzuschauen. Nur dann

werden wir auf die dringend nötigen neu-

en Lösungen kommen.

Wirtschaft darf sich nicht mehr auf Ko-

sten des Individuums - und der Welt -
entwickeln! Sondern die Entfaltung des
einzelnen Menschen - und zwar aller! -
muss auch über die Arbeit erfolgen kön-
nen.

Hier soll mit den Überlegungen nur
gerade so weit gegangen werden, dass wir

imstande sind,
schlüssig unsere
zentrale Frage zu
beantworten:

Wie können wir
zur Heilung -
nichtbloss Symp-

tombekämpfung
- der Sozial-
krankheit Ar-
beitslosigkeit
mehr tun, nach
einem Beitritt
zum EWR, zur
EG - oder ohne

ihn? (ms)



Krank scheint nicht

das herrschende

Arbeitssystem...
Die Betroffenenberichte meh-
ren sich. Über die spezifischen
Nöte arbeitsloser Jugendlicher,
alleinerziehender Frauen, nicht
hundertprozentig Leistungsfä-
higer, älterer Familienväter,
Kaderleute, Langzeitarbeitslo-
ser usw. können wir in einer
wachsenden Zahl von Zeitungs-
artikeln, - serien sogar und Ver-
anstaltungen aus direkter Hand
erfahren. Das ist sehr nötig.

Nötig, um fahig zu werden, dem arbeitslo-
sen Nachbar, der arbeitslosen Verwand-

ten nicht mehr aus Hilflosigkeit ächtend,

sondern auf unterstützende Art zu begeg-
nen. Nötig als Vorbereitung für den Fall,

dass es uns selber trifft. Ein Fall, den als

unwahrscheinlich immer nur die beiseite-

schieben, die es noch nicht getroffen hat.

Nötig schliesslich, weil in Betroffenenbe-

ARBEITS-LOS
richten nicht nur über die Arbeitslosigkeit
gesprochen wird, sondern aus ihr heraus.
Damit erst öffnet sich das Tor zu einem
Verständnis der Arbeitslosigkeit, das en-

gagiert genug ist, über grundsätzliche Fra-

gen schliesslich zu neuen Taten zu kom-

"Über 50jährige sind heute auf dem

Arbeitsmarkt doch abgeschrieben." (Bund,

25.3.1993)
"Ich brauche ein ruhiges, gutes Arbeits-

klima - aber wer will es mit so einer
versuchen. Heute muss man hetzen kön-
nen, und mit meinen 42 Jahren gehöre ich
ja schon zum alten Eisen." (WoZ,
30.4.1993)

"Dann war ich sieben Jahre bei einer
Firma, die hat Asbestsanierungen durch-
geführt. Schmutzige Arbeit, aber gut be-
zahlt, undes hat keinen gekümmert, ob der
Walter ein wenig nach Alkohol roch schon
am Morgen früh - wenn der nur ran ging

an den Asbest. (...) Als die Krise kam, und

eswurde überhaupt schwieriger, da hat es

den Walti erwischt - ha! Ich bewarb mich

um Arbeit, irgendeine, jede Hilfsarbeit

wäre mir recht gewesen: ging nicht, mich

wollten sie nicht mehr. Weil sie heute

einen wie mich schon gar nicht mehr

anschauen, nicht einmal aus Distanz -
unbrauchbar, heisstes. "(WoZ, 30.4.1993)

...krank werden

erst die Arbeits-

Losen

"Wahrscheinlich muss man Arbeitslosig-
keit zuerst selber erlebt haben, um damit
umgehen zu können. Wie lange mag es
wohl noch gehen, bis die Politiker merken,
dass unglaublich viele Firmen auf Kosten
des Staates finanziert werden?" (Berner
Zeitung, 19.4.1993, Leserbrief)

Solche Aussagen, die beliebig vermehrt
und inhaltlich aufgefächert werden könn-
ten, sollten wir aufmerksam und dankbar

entgegennehmen.

Die Wachheit und Klarheit, die

in diesen Blicken von den aus-
gegrenzten Zonen her auf das
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ganz "normale", "gesunde"

Wirtschaften liegt, wird teuer

erkauft. Denn krankscheint nicht

das herrschende Wirtschaftssy-

stem und sein Arbeitsmarkt.
Krank werden erst die Arbeits-
losen.

Vor zehn Jahren, ich erinnere mich, ging

es an der Zürcher Flössergasse einerseits

fix, andrerseits ruhig zu. Lustig war's im

Arbeitsamt noch nie. Heute sind die Be-

amtinnen und Beamten vom täglichen

Stress physisch und psychisch überfor-

dert. Und draussen stehen, warten sie in

der Schlange. Ja, die Krisenbilder aus den

zwanziger Jahren, die so sehr zum Pano-

rama dieses Jahrhunderts gehören, sie sind

daran, sich wieder zu aktualisieren. Dass

ihnen nicht mehr dieselbe Misere anhaftet

wie damals - wir haben die Junkies-, kann

täuschen: Auch diese Form von Gewalt

hat sich vom Äusseren, nämlich von der

Strasse und vom Hungerleiden weg, verla-

gert ins Private und in psychische und

psychosomatische Leiden.
Vieles muss ganz plötzlich bewältigt

werden: der weitgehende Verlust der bis-

herigen Lebenszusammenhänge -wie sehr

werden sie doch über die Arbeit gestiftet!;

der demütigende Alltag, geprägt vom lau-

fend erneuerten Erlebnis bei der Stellen-

suche, nicht gewollt zu werden; die bei den
meisten bald einsetzende Hoffnungslosig-

keit und Zukunftsangst.

"Für die meisten von uns ist das eigent-

liche Problem die Sinnlosigkeit; man hat

das Gefühl, man sei nichts mehr wert,

wenn man die Stelle verloren hat. Wah-

rend den Monaten, in denen ich arbeitslos

war, habe ich zwar viel unternommen, ich

habe Kolleginnen geholfen, Kinder gehü-

tet, Gartenarbeiten gemacht, aber troiz-

dem hatte ich schon morgens beim Erwa-

chen das Gefühl: Wofür stehe ich über-

haupt auf?" (Aufbruch, April 1993)

Weshalb eigentlich fährt
Arbeitslosigkeit mit derartiger
Wucht ein? Weshalb überrum-.
pelt sie die von ihr betroffenen
Menschen jeweils trotz allem?

Weshalb kann fast niemand "die freie Zeit
geniessen"? Weil Arbeitslosigkeit den

ganzen Menschen erfasst, in seinem gei-

stigen, seelischen und physischen Dasein,
auch dort, wo er vorher -als "ArbeitsplatZ-
besitzer" - den Schlaf unserer Gesellschaft



über Lebenswichtigem mitschlief. Und nun
leidend erwacht.

Je nach Bericht, Artikel, Studie werden
die drei massgeblichen Aspekte des Phă-
nomens unterschiedlich betont:

- Unsere Identität, die sich im "Selbst-

wertgefühl" kundtut, schöpfen wir we-

sentlich aus dem Ausüben von Fähig-

keiten. Wo dafür nach der Kündigung

die wichtigste Grundlage fehlt - und

auch "der Sitzplatz erneuert, die Kom-

mode aufgefrischt, der Holzvorrat für

die nächsten vier Jahre aufgestockt, der

Brombeerhag neu angesetzt, das Brevet

eines Heissluftballonpiloten erreicht und

der Computerlehrgang angelaufen ist"

(Berner Zeitung, 19.4.1993) -, da sind
tiefe Krisen unvermeidlich. Und gleich-
zeitig, es ist ein Teufelskreis, fühlt man
die Fähigkeiten schwinden, weil sie nicht
im Tun frisch gehalten werden.

- Der Fall aus dem sozialen Netz, inner-

halb welchem wir üblicherweise den
grössten Teil unseres Erlebens von an-
deren vermittelt bekommen und mit ih-
nen teilen, hat enorme seelische Folgen,
die mit dem Wort "Einsamkeit" noch
nicht einmal angedeutet sind. Bloss
ungeschickt, nicht bösartig, ist die se-
kundäre Ausgrenzung von - v.a. über
längere Zeit - Arbeitslosen durch den
engeren Nachbarschafts-, Bekannten-,

Verwandtenkreis. Zur Vermeidung
"peinlicher" Stimmungen kaum mehr

zum Essen eingeladen zu werden, die

(vielleicht auch nur eingebildeten) Un-

tertöne, die sich bei der immergleichen

Frage "Hast du jetzt wieder eine Stelle?"

einzuschleichen beginnen...

- Physisch lebensbedrohend ist Arbeits-
losigkeit heute nicht mehr. Aber die
existentiellen Sorgen vieler sind eben-
so real wie die Einschränkungen, die

überdies ein weiteres gesellschaftliches

Abtreten bedeuten. Selbst für die tägli-

chen Mahlzeiten von einem Amt abhän-

gig zu sein, auch das ist schlimm und

wirkt verunmündigend, apathisierend.

All das greift den arbeitslosen Menschen,
je länger sein Zustand anhält, desto tiefer
an. Ihn und sein nächstes Umfeld: "Ver-
fallt aber Mann oder Frau der Passivität,
ist dersoziale Abstieg nicht nur dereinzel-
nen, sondern auch der Partner und Kinder
nicht mehr aufzuhalten: Die Gravitation
zieht unerbittlich nach unten." (Kalter
Kaffee, 27.3.1993)

ARBEITS-Los
Die seelischen Störungen, die
sich von Einsamkeit, Sinnlosig-
keitsgefühlen, Angstzuständen
oftrasch zur Depression und bis
in die Suizidgefährdung aus-
wachsen, schlagen sich auch in
körperlichen Symptomen nie-
der: Schlafstörungen, Herzbe-
klemmung, Magenbeschwerden,
Gliederschmerzen, psychoso-
matische Erkrankungen.

Verschiedene Studien belegen diese Zu-

sammenhänge und gelangen zur Erkennt-

nis typischer Abläufe. Wlademir Burge-

ner (vom Arbeitsamt der Stadt Bern), Psy-

chologe, fasst zusammen: "Es gibt eine

Grundkurve der Befindlichkeit, die bei

sehr vielen Arbeitslosen zu beobachten

ist. Nach der Entlassung kommt zuerst ein

sehr grosses Tief, der Entlassungsschock.

Nach einiger Zeit schöpfen die Leute wie-
der Hoffnung, sehen die Arbeitslosigkeit
als Wendepunkt in ihrem Leben, der die
Tür zu beruflichen Veränderungen, zu

Weiterbildung oder zu einem besseren Job
öffnet. Eine gewisse Zeit lang bemühen

sich die Leute intensiv um eine Stelle.
Wenn sie immer wieder Absagen erhal-

ten, nimmt irgendeinmal die Hoffnungs-

losigkeit überhand. (...) Am Schluss resig-

nieren sie, verfallen einem absoluten Fata-
lismus. Der Verlauf dieser Kurve kann
sehr unterschiedlich sein. Bei einigen

Leuten geht es bis zur Resignation zwei,

drei Monate, bei anderen bis zu zwei Jah-

ren. (...) Wenn jemand ganz unten an der

Kurve ist - das ist meist verbunden mit

depressiven Zuständen -, dann hilft nur

noch externe Hilfe". (Bund, 24.2.1993.

Nächstes Zitat: Woz, 23.4.1993)

"Ich versuche mich zu erinnern:

War nicht das Lebeneine Welle,

eine leichte Welle, auf der ich
lange Zeit dahinsurfte? War
nicht der Himmel blau, waren
nicht die Abfallsäcke vor dem
Haus in einer Reihe aufgestellt
wie die Neuwagen neben der
Autobahn? Waren nichtdie Frei-
tagabende erleichternd und die
Sonntagabende belastend?

(...) Wenn ich sage, dass die Realität brü-
chig geworden ist, dann sagt das auf den
ersten Blick vielleicht nicht sehr viel aus.
Ich möchte nicht in Larmoyanz verfallen,
aber das muss ich trotzdem zu erklären
versuchen, diesen Prozess: Ich stehe an
der Tramhaltestelle und warte. Das Tram
rumpelt heran, das Metall der Rader
kreischt in den Schienensträngen, und ich
habe plötzlich das Verlangen, mich vor

dieses grüne Scheusal zu werfen. Dann

zucke ich zusammen, ich erinnere mich an

den Traum in einer Nacht: ein Albtraum,

Blut und Knochen. (...) Die Tage finden
immer unrealer statt, schubweise apa-
thisch, paralysierendoder euphorisch. Die
Tage sind auch kurz, dafür dauern die
Nächte ewig. Um fünf Uhr früh lösche ich
das Licht, knipse es aber gleich wieder an.
Ungemütliche Bilder sind aufgetaucht."

Markus Sieber

Quelques réflexions sur le chômage,

alors que je viens d'être licenciée
Etre au chômage? Une épreuve qui fait
trembler la personne humaine dans ses
bases: le travail, c'est l'activité, le mouve-
ment, la main tendue vers les autres, dans
l'utilité.

Plus de travail, plus d'activité
utile, et dans la personne

s'installe un doute, une lassitude:
pourquoi tous les chômeursque j'ai croisés
étaient-ils habillés en noir? Pourquoi frô-
laient-ils les murs? Dans notre société
depuis le siècle passé, nous avons appris

à nous identifier avec notre profession
Dans un esprit de compétition, depuis les
plus tendres années

Devenir une bonne secrétaire, un ven
deur percutant, un excellent avocat, un
super mécanicien. Si possible le meilleur

Et voilà que ces valeurs dégrin-
golent. Si vous êtes fixé sur vo-
tre propre image professionnel-
le au moment où vous êtes licen-
cié, vous dégringolez avec votre
moral.
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Alors comment réagir? C'est ici que
d'autres valeurs ont la chance de pouvoir
soutenir la personne devenue chômeuse.
La souplesse d'adaption, la fantaisie, la
force de l'espoir, la faculté de ne pas se
cristalliser à tout jamais dans son ancien
rôle.

Non, notre société ne nous a pas
appris ces valeurs-là. La crise
actuelle serait-elle un exercise
à d'autres fonctionnements, à
d'autres ouvertures?

Cette fameuse crise aurait-elle le côté
positif de se sentir tous dans la même
barque, et de s'entraider, comme ces
employés prêts à laisser un peu de leur
travail, un peu de leur salaire, afin de
créer un poste pour un sans-travail?

De telles situations de solidarité se font
jour. Alors, avant de parler Europe, ou
rapports Est-Ouest, ou Nord-Sud, sau-
rons-nous tout d'abord ressentir les be-
soins de notre frère, de notre voisin?
Saurons-nous saisir cette leçon de convi-
vialité, et la laisser s'épanouir, plus tard,
dans le monde?

Le chômage, pour moi, c'est un défi
moral pour notre civilisation essoufflée,
en ce tournant de siècle.

Puisse cette crise nous réveiller
aux phénomènes qui l'ont en-
gendrée, afin de préparer
l'avenir sur des bases plus sai-
nes.

Claire-Lise Droz
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Arbeitslosigkeit hat ein Geschlecht
Weltweite Konjunkturflaute, steigende Arbeitslosenzahlen trotz explodie-
render Gewinne von Banken, Versicherungen und Grossunternehmen und
Abschied vom Sonderfall Schweiz prägen die derzeitige Wirtschaftskrise.
Frauen werden zuerst entlassen, sind stärker von Armut betroffen und
tragen mehrheitlich die Kosten des von oben verordneten Spardrucks. Ein
nach wie vor unhinterfragter Arbeitsbegriff erschwert Analysen und
Lösungsvorschläge in der heutigen Krisensituation.

Die Schweiz steht nicht mehr auf dem
Sockel des helvetischen Sonderreichtums.
Die damit verbundenen Reichtumseinbus-
sen werden jedoch einseitig auf die sozial
Schwächsten abgewälzt - und dazu gehö-
ren in erster Linie Frauen. Heute werden
sie wieder zuerst zurückgestuft und ent-

lassen. Durch Langzeitarbeitslosigkeit sin-

ken sie in materielle Armut ab, werden an

die Sozialhilfe abgeschoben und sozial

ausgegrenzt. Frauen werden zu den Sai-

sonniers im eigenen Land degradiert.

Arbeitgeber und die politisch Verant-
wortlichen vertrauen weiterhin auf ein

scheinbar altbewährtes Mittel, ohne zu

merken, dass die sozialen Kosten dadurch

massiv steigen: sie greifen zum Mittel der

"Hausfrauenkur" und beschönigen damit
die Arbeitslosenstatistiken.

Der Missbrauch von Frauen als
Konjunkturpuffer hat bereits in
der Rezession Mitte der 70er
Jahre das wahre Ausmass der
Arbeitslosigkeit verschleiert. Bei
ausgetrocknetem Arbeitsmarkt
wurden Frauen mit Wiederein-
stiegs- und Teilzeitangeboten
umworben. Heute haben Wie-
dereinsteigerinnen auf dem Ar-
beitsmarkt keine Chance mehr.

Teilzeitstellen werden abgebaut oder zum
Tabu erklärt. Das ist nicht nur für die

betroffenen Frauen hart, sondern volks-

wirtschaftlich unsinnig. Die bereits ge-

machten finanziellen und qualifizieren-

den Investitionen verpuffen so ins Leere.

200'000 sein. Allerspätestens seit der

Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung
(SAKE) des Bundesamtes für Statistik,
einer gemäss internationalen Normen
durchgeführten Untersuchung, ist - auch
offiziell ausgewiesen - klar, dass die Ar-
beitslosenzahlen nicht nur mindestens
doppelt so hoch sind, sondern dass Frauen

viel stärker betroffen sind: schlechtere

Bildungschancen, prekäre Beschäftigungs-

formen, das Fehlen von sozial abgesicher-

ter Teilzeitarbeit, Benachteiligungen in
der Arbeitslosenversicherung und ein rie-
siges Informationsdefizit sind die Ursa-
chen und verschärfen die oft entwürdigen-

de Lebenssituation arbeitssuchender Frau-

en. Laut SAKE wird sichtbar, dass einer

der Gründe für die hohen Frauenarbeitslo-

senzahlen beim Fehlen von Teilzeitar-

beitsstellen liegt. Zwei Drittel der erwerbs-

losen und stellensuchenden Frauen sind

auf der Suche nach einer Teilzeitbeschäf-

tigung. Darüber hinaus bestätigt SAKE

die prekären Beschäftigungsformen: So

ist beispielsweise jede zehnte erwerbstäti-

ge Frau als ein mitarbeitendes Familien-.

mitglied, eine Gelegenheits- oder Heim-

arbeiterin oder als Angestellte in einem

Privathaushalt beschäftigt. Über die Hälf-

te der erwerbstätigen Frauen arbeiten teil-

zeit; sehr viele von ihnen haben deshalb

ein Einkommen unter der BVG-Beitrags-

pflicht (21'600 Franken im Jahr) oder

keinen Anspruch auf SUVA-Leistungen,
weil sie weniger als 12 Stunden pro Woche
berufstätig sind.

Die Kluft zwischen qualifizier-
ten, immer spezialisierteren;
überwiegend männlichen undFrauen als Verliererinnen in der

Schweiz...
Über 150'000 Arbeitslose sind laut dem
Bundesamt für Industrie, Gewerbe und
Arbeit (BIGA) bei den Arbeitsämtern re-
gistriert; bis Ende Jahr sollen es über

hochbezahlten ExpertInnen auf
der einen Seite und ungelern-
ten, sozial nicht oder schlecht
abgesicherten, mehrheitlich
weiblichen, oft teilzeitarbeiten-



den und im Niedriglohnbereich
tätigen Hilfsarbeitskräfte auf der
anderen Seite vergrössert sich
zusehends.

Einzig auf Rentabilität und Profitmaxi-

mierung konzentrierte Unternehmen, eine

realitätsblinde Regierung und die Mehr-

heit eines handlungsunwilligen Parlamen-

tes vergrössern den Graben zwischen Ar-

beitsbesitzenden und Arbeitssuchenden

und damit zwischen arm und reich und

zementieren unwillkürlich die Zweidrit-

telgesellschaft.

...und auch im "Herrenhaus Europa"

Frauen tragen überall die negativen Fol-

gen von Wirtschaftskrisen als Trümmer-

frauen des Patriarchats. Europaweit ist

ihre Situation nicht viel anders:

Faktisch hat sich die Lebenssitua-

tion von Frauen in den letzten Jah-

ren drastisch verschlechtert. Das

Wohlstandsgefälle zwischen Frau-

en und Männern ist grösser gewor-

den. Von den 320 Millionen Ein-

wohnerInnen EG-Europas sind -

ohne Dunkelziffern - 16 Millionen

arbeitslos und 44 Millionen leben
in Armut. Unter den Hauptbetrof-

fenen sind überdurchschnittlich

viele Frauen, insbesondere allein-

erziehende Mütter zu finden. Fa-

milien mit einem Elternteil stellen
in Frankreich, Belgien, der (ehe-
maligen) Bundesrepublik und den
Niederlanden einen Anteil von 10
Prozent, in Grossbritannien sogar
von 14 Prozent. Es wird davon
ausgegangen, dass dieser Anteil in
den nächsten Jahren massiv an-
steigen wird. So schätzt die briti-
sche Regierung, dass bis zum Jahr
2005 die Zahl der Einelterfamilien
auf2,8 Millionen anwachsen wird;
heute sind es bereits über eine Million.

(Schätzungen in der Schweiz gehen davon
aus, dass bereits jede vierte Familie mit

Kindern eine Einelterfamilie ist. 90 Pro-

zent davon sind Frauen.) Das weit grösse-

re Armutsrisiko für Frauen besteht darin,

dass vor allem die Lasten der Altenpflege

wieder vermehrt von den öffentlichen In-

stitutionen auf die Familien umgeschich-

tet werden." In einem Ländervergleich im
"Herrenhaus Europa", der nicht nur die

zwölf EG-Staaten, sondern insgesamt 20

europäische Länder, darunter die Schweiz,

erfasst, kommt die Autorin zum Schluss,
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dass Frauen in allen Ländern eine diskri-
minierte Personengruppe darstellen. "Wie
auch immer Frauen ihren Lebensentwurf
planen, sowohl in der Erwerbs-als auch in
der Familiensphäre stossen sie auf Struk-
turen der Benachteiligung, in denen un-
ternehmerisches Kalkül und patriarchali-
sche Strukturen sehr erfinderisch zusam-
menwirken."

Der Mechanismus der ge-
schlechthierarchischen Arbeits-
teilung wirkt sich auch auf die
Arbeitsmarktspaltung nach Ge-
schlecht und in einer durchgän-
gigen Einkommensdiskriminie-
rung aus, die für viele Frauen
keine eigenständige Existenzsi-
cherung garantiert.

Die Untersuchung von Susanne Schunter-
Kleemann macht vor allem die Defizite
der bisherigen Sozialstaatsforschung deut-
lich, die sich mehrheitlich am "männli-
chen Normalarbeiter" orientiert hat.2)

Frauen in der Schweiz und in Europa
bewegen sich zwischen drei Alternativen
der Abhängigkeit: Wirtschaftsraum, Kin-
derzimmer oder Sozialamt sind die Wir-
kungsorte von Frauen, je nach Angebot
auf dem Arbeitsmarkt, Notwendigkeit der

gesellschaftlich notwendigen, aber nicht

bezahlten und auch kaum anerkannten

Arbeit (Haus- und Kinderbetreuungsar-

beit, aber auch der Betreuung und Pflege

von Angehörigen, Alten und Kranken,

der Nachbarschaftshilfe und der Freiwilli-

genarbeit.) Die Abhängigkeiten wechseln

zwischen Arbeitgebern, "Ernährer" und

einem bevormundenden Sozialstaat, der

sich im wesentlichen darauf beschränkt,

die Armut zu verwalten. Trotz steigenden

Arbeitslosenzahlen geht Frauen natürlich
die Arbeit nie aus. Gerade die von oben
verordneten Sparmassnahmen der öffent-
lichen Hand, namentlich im Sozial-, Er-
ziehungs- und Gesundheitsbereich, wer-
den einmal mehr von Frauen durch ihre

Arbeit im Privaten ausgebadet. So oder so:

Die Krise wird auf dem Buckel von Frauen

ausgetragen.

Ein neuer Vertrag und die Vertei-
lung der Arbeit

Mein Nein zum EWR war ein
Nein zu einem wachstumsorien-
tierten Wirtschaftsprojekt und
ein Nein zum Weiterwirtschaf-

ten auf dem Buckel der Ärm-
sten, insbesondere der Frauen.

Begriffe wie "Integration" oder "Öffnung"
konnten nicht über einen einseitigen Ver-

trag hinwegtäuschen. Wenn viel von "Frei-

heiten" die Rede war, dann war und ist
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damit einzig und allein die Freiheit des :
Marktes gemeint. Weder der EWR (ohne
die Schweiz) noch das vorliegende Folge-

Arbeitslos im
programm des Bundesrates zum EWR-
Nein werden an der herrschenden, unge-
rechten Wirtschaftspolitik, ja, am eigent- ganzen EWR?
lichen Wirtschaftskrieg, etwas ändern. An-
gesichts der heutigen Wirtschaftslage mit
einer globalen strukturellen Entwicklungs- Eine Stimme aus
krise brauchen wir eine Politik, die gegen-
über der Wirtschaft nicht kapituliert. De- Österreich
regulierungen als Inhalt angestrebter Nach dem EG-Gipfel von Lissabon im
marktwirtschaftlicher Erneuerung sind Juni 1992, bei dem die Erweiterung vor-
keine Perspektiven, sondern verschärfen Läufig einmal auf den Bereich der EFTA-
im Gegenteil den Teufelskreis von Sozi- Staaten beschlossen wurde, reagierte die
alabbau, Entsolidarisierung und sozialen österreichische Bundesregierung eupho-

Unruhen. Es fehlt an einem umfassenden risch: "Aussenminister Mock verwies auf

Konzept, das von der konsequenten Ein- die positiven Folgen einer baldigen Inte-

bindungder Wirtschaft ausgeht. Von Inte- • gration. Laut einer Untersuchung des
grationspolitik darf erst dann gesprochen Wirtschaftsforschungsinstitutes bringe die

werden, wenn alle weiteren Massnahmen, EG-Integration eine Erhöhung des realen

Verhandlungen und Programme dem Be- Wirtschaftswachstums um 3,6% und 55'000

griff "Integration" gerecht werden. Das neue Arbeitsplätze." (Die Presse,

wird erst der Fall sein, wenn die Wirt- 29.6.1992)

schaftsvertreterinnen und - vertreter bereit Als jedoch die Stimmung der Europäer-

sind, nebst dem Wahrnehmen ihrer ökolo- Innen bezüglich der Ratifizierbarkeit von

gischen und entwicklungspolitischen Ver- Maastricht stark zur Ablehnung tendierte,

antwortung, eine neue Sozialpflichtigkeit muss zu dramatischen Gesten Zuflucht
in der Praxis zu erproben. Das bedingt genommen werden: "Abgesehen von den

einen anderen, solidarischen Vertrag, ei- Folgen für Osterreich, wäre eine Ableh-

nen neuen Gesellschaftsvertrag. nung der Verträge von Maastricht auch

Politisch stellt sich "hüben wie drüben" durch Frankreich eine Existenzkrise für

die Frage nach Verteilungsgerechtigkeit die EG. 'Dann hätten die ein beachtliches

und Solidarität, das heisst, nach der Ver-

teilung der bezahlten und der unbezahlten wir da scheitern, ist das ein Rückschlag

Arbeit auf Männer und Frauen. Dabei geht auf Jahre hinaus. Und ob er dann ein

es nicht darum, Haus-, Erziehungs- und zweites Mal die D-Mark auf den Tisch des

Betreuungsarbeit autzuwerten oder für • Hauses legen kann, indem er sie in einer

Männer attraktiver zu machen, sondern gemeinsamen Währung aufgehen lässt, ist

Frauen eine ökonomische Teilhabe zu si- •
die Frage. Wenn die EG mit der Verwirk-

chern. Die Aufhebung der geschlechts- lichung der Maastrichter Beschlüsse schei-

tert, dann ist sie wirklich ein bessererhierarchischen Arbeitsteilung beinhaltet •
das Recht auf bezahlte Erwerbsarbeit für •Zollverein! " (Mock, Kurier, 2.9.1992)
alle, die arbeiten wollen, und eine Pflicht Inzwischen können wir, um in
zu gesellschaftlich notwendiger, unbezahl- die E(W) G gedrängt zu werden,
ter Arbeit für alle, die von dieser Arbeit auch Verweise auf eine von
bisher nur profitiert haben. Amerika nach Europa über-

Christine Goll
Nationalrätin Frauen macht Politik!

(FraP!) Zürich

schwappende Rezessionsphase
hören und werden mit jeder
Menge alarmierender Schlag-
zeilen konfrontiert:

bei "71'500 Gewerbetreibenden""machen

1) Graham J. Room, Bernd Henningsen: Neue
sich Existenzängste breit", weil sie die

Armut in der Europäischen Gemeinschaft. "höchstverschuldete Branche" seien (Salz-
Campus Verlag, Frankfurt/New York, 1990 burger Nachrichten, 12.3.1993). Und"eine

2) Susanne Schunter-Kleemann: Herrenhaus • Verzögerung des EWR-Vertrages könnte
Europa - Geschlechterverhältnisse im Wohl- auch viele der 33'000 Österreicher, die in

fahrtsstaat. Edition Sigma, Berlin 1992 : Deutschland als Gastarbeiter tätig sind,
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in ihrer Existenz treffen", da wegen hoher
Arbeitslosigkeitkeine Arbeitsgenehmigun-
gen für Nicht-EG-Bürger erteilt werden
(Kurier, 10.3.1993). "Wachstum gibt es
heuer nur bei der Arbeitslosigkeit" - wäh-
rend sie 1992 noch 5,9% betragen hat,
wird sie bis 1994 auf 7, 1% gestiegen sein.
Und damit wird "der höchste Stand seit 40
Jahren erreicht" sein. Das Nettodefizit
steigt um 10 Milliarden Schilling, und die
Industrieproduktion wird um 3% zurück-
gehen. Offenbar gab es "zu optimistische
Prognosen". (Kurier, 1.4.1993) Und: "im
deutschen Sog droht Osterreich Rezessi-
on", die "EG-Arbeitslosigkeit ist schon
über 10%" (Standard, 17.3.1993), "jeder
10. Job in der Industrie ist gefährdet"
(Kurier, 15.3.1993).

Ein Trost für die ÖsterreicherInnen ist,
dass EG-Geldquellen maximal ausge-
schöpft werden sollen: es "wird ange-
strebt, dass 44% der Bevölkerung Oster-
reichs aus den Struktur-und Regionalför-
derungstöpfen der EG indirekt Unterstüt-
zungerhalten." (Standard, 26.3.1993) Die
Ost-Offnung soll Osterreich zusätzlich
stärken: eswird mit 55'000 Arbeitsplätzen
zusätzlich gerechnet (Standard,
21.3.1993). Bleibt zu bemerken, dass EG-
Fonds durch unter anderem österreichi-
sche Steuergelder gespeist werden sollen,
und dass der Beitritt die Sozialversiche-
rung Milliarden kostet und eine höhere
Belastung von Mieten erwartetwird (Stan-
dard, 31.3.1993).

Woher das Binnenmarktkonzept
stammt und wem es nützt, wird
in der österreichischen Politik
kaum reflektiert,

sieht frau von oppositionellen Gruppen
und den Grünalternativen ab. 1983 fan-
den sich führende Industrielle Europas
zusammen und gründeten den European
Round Table of Industrialists, der sich
folgendermassen einschätzt: "Das grund-
sätzliche Ziel der Gruppe ist es, dabei zu
helfen, dass die industrielle und technolo-
gische Basis Europas gestärkt und entwik-
kelt wird - und dafür zu sorgen, dass
Europa eine effizientere Grundlage für

wirtschaftlichen Fortschritt wird."- "Der

Runde Tisch glaubt, dass den Interessen

der europäischen Industrie, ihrer Kunden

und der Gemeinschaften, in denen sie

arbeiten, am besten gedient ist, wenn

Wettbewerb und Zusammenarbeit auf eu-

ropäischer Ebene propagiert werden."
(Changing Scales, 1985)



1984 erschienen das Weissbuch für den

Binnenmarkt und Missing Links, womit

diesbezügliche Ziele hinsichtlich eines

westeuropäischen Wirtschaftsraumes und
eines Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur
festgelegt wurden. 1986 wurde dann auch

von der EG die Einheitliche Europäische

Akte beschlossen, die den Binnenmarkt

Jestschrieb.

Die Verträge über die Europäi-

sche Union der EG - welcher

Osterreich und die Schweiz bei-

treten sollen, wenn auch die Re-

gierungen tunlichst nur die öko-

nomischen Themen erwähnen
und die Aussen- und sog. Si-
cherheitspolitik eher verschwei-
gen, - gehen dann noch ein paar
Schritte weiter.

Zum Beispiel darf in der Wirtschafts-und
Währungsunion das Defizit der Haushalte
der Mitgliedstaaten nur maximal 3% des
Bruttoinlandproduktes betragen. In Gross-
britannien etwa beläuft es sich derzeit auf
5% - um die 3%-Marke zu erreichen, sind
massive Kürzungen im Sozialbereich er-
forderlich.

Der European Round Table (ERT) meint
hierzu: "Das Leitprinzip sollte sein, dass
nur Werte, die durch die nationale Ökono-
mie produziert wurden, für soziale Zwecke
verteilt werden. Der Standard sozialer
Sicherheit in weniger entwickelten Mit-
gliedstaaten soll daher gehoben werden,
indem deren wirtschaftliches Wachstum
unterstützt wird. " Ziel sind die "richtigen
Bedingungen", damit "die Wirtschaft in
freiem Wettbewerb gedeiht", "eine Stim-
me Europas in der Weltfinanz", eine "Top-
Priorität für trans-europäische Infrastruk-
tur-Netzwerke" - das bedeutet Verkehr in
Formvon Autobahnen und Hochgeschwin-
digkeitszügen, Terminals für kombinier-
ten Verkehr, Airbusse auch in gemeinsa-
mer Projektierung, Telekommunikation,
Energienetze - eine "in den Markt inte-
grierte Forschung", "Zusammenarbeit bei
übereinstimmenden sozialen Zielen ohne
künstliche Hindernisse durch Chartas und
exzessive Regelungen" und "Werbung für

die Konkurrenzfähigkeit der europäischen

Industrie am Weltmarkt". (Reshaping Eu-

rope, 1991)

Für die weibliche Hälfte der europäi-

schen Bevölkerung hat der ERT auch ein

paar Zeilen parat: "Die Beteiligung der

Frauen durch bessere Ausbildung, grös-
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sere Unterstützung wie Kinderbetreuungs- : Jungsein ist zu einem Handicap geworden.
möglichkeiten, Teilzeitarbeit und flexible • In einem eigentlichen Jugendboom noch fast
Arbeitszeiten erhöhen. " Frauen beziehen • kultartig verehrt und begehrt, sollen sich die
in EG-Ländern zu 75 - 85% Einkommen, • Jungen jetzt an ihre Überflüssigkeit gewöh-
die zur eigenständigen ökonomischen• nen. Niemand wird ihnen verübeln, dass es
Existenz nicht ausreichen. • ihnen schwerfällt, nachzuvollziehen, weshalb

Währenddessen wird der ERT, gutsitu- ihr Leistungswille und ihre gute Ausbildung

ierte Herren aus der Geschäftswelt-unter
• plötzlich nicht mehr gefragt sind. Was ihnen

• während der ganzen Schul- und Lehrzeit als
den 45 Mitgliedskonzernen auch etliche , Erfolgsprinzip eingetrichtert wurde, kann doch.
die wir nebenbei als Profiteure von Arme- • nichtüber Nacht bedeutungslos geworden sein.
en und Kriegen kennen - pathetisch: "Wir • Das bringt die Werthaltungen durcheinander.
glauben von ganzem Herzen an die Not- "Man wird klein und kleiner - und
wendigkeit, europäisch zu denken und zu mit der Zeit auch immer fauler",
handeln."- "Es wird ein Europa mit mehr
als 20 Nationalstaaten und einer halben • Jasst ein arbeitsloser Lehrabgänger sein ge-

Milliarde Menschen sein, die so eng zu- • stauchtes Lebensgefühl in der jüngsten Ausga-
be des Jugendmagazins des Schweizerischen

sammengeknüpft sind, dass wir aus prak- • Kaufmännischen Verbands (SKV) "start" zu-
tischen Gründen daran als ein vereinigtes • sammen. Die Arbeitslosigkeit nagt an der Ar-
Europa denken können. " (Reshaping Eu-

rope - wo übrigens Europa in Grafiken der

Einfachheit halber als E-12 (EG) oder E-

19 (BG und EFM) bezeichnerwira: FIA & Jert: 'frustriert und "omuchtig". Die 8er
eigenständig kommt nicht mehr vor.)

Wenn dabei die USA das Vorbild sind -
sellschaftliche Brisanz ist evident.

von deren Seite übrigens versichert wird,
(Weltwoche, 29.4.1993)

das Binnenmarktkonzept sei missverständ-

lich als Fortress Europe und damit als

handelspolitische Gefahr verstanden wor-

den -, so bleibt hierzu festzustellen: "In

der relativ kurzen Zeit, in der Mr. Bush

Präsident war, sind weitere 3 Millionen

US-Kinder in die Armut geschlittert. Man
Alt Bundeskanzler Helmut Schmidt:

Ich mache regelmässig für unsere Zeitung

Millionen mittellose Erwachsene. 3 Mil- • und sich den Schmidt anhören. Und jeder kann

lionen Obdachlose schlafen auf Gehstei- :
am Ende seine Kritik und seine Fragen loswer-

gen oder in Autos. 37 Millionen Amerika- den, anonym, auf weissen Blättern, die überall
ner haben keine Krankenversicherung und aufliegen. Diese Zettel haben wir über die
etwa 20 Millionen hungern zumindest ein Jahre gesammelt, seit der Wende. Sie zeigen in
paar Tage im Monat." - "Harvard-ge- steigendem Masse tiefe Enttäuschung und Un-

schulte Verkäufer des 'Freien Marktes'
bringen nun osteuropäischen Führungs-
kräften bei, wie sie die Zahl ihrer Obdach-
losen, Unterernährten, Kranken und Ar-
beitslosen erhöhen können. "(Dorothy Stef-
fens, Will the Rich Help the Poor? - Frau-
enliga)

Ein Europa der Vielfalt, ein Eu-
ropa der Zusammenarbeit, des
Ausgleichs mit dem Süden und
dem Osten wäre die Alternative

- wie sie immer mehr Menschen in Europa
in Anti-EG und Anti-Maastricht-Bewe-
gungen, in Meinungsumfragen und Refe-

renden einfordern.

macht sich zuallermeist fest an ökonomischen
Vorgängen und an der Massenarbeitslosig-

• keit. Die offiziellen Ziffern trügen. Wenn man

• Kurzarbeit, Beschäftigungs- und Umschulungs-

• programme berücksichtigt, haben wir in jeder

•ostdeutschen Industriestadt in Wirklichkeit 35
bis 40 Prozent Arbeitslose. Nun geht es den

Arbeitslosen materiell nicht entfernt so schlecht

wie früher, als ich ein Junge war.

Aber das Gefühl, überflüssig zu

sein und die Unsicherheit, was aus

einem wird, die haben psychologi-

sche Rückwirkungen. Undichweiss

nicht, welche politischen Konse-

quenzen sich daraus ergebenkönn-

ten, wenn das noch zwei, drei Jah-

re so weitergeht.

Alexandra Bader

Grüne Alternative, Wien
(Aus einem Interview
Weltwoche, 29.4.1993)
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DATEN EUROPA

Arbeitslosenquoten in der Gemeinschaft und außerhalb, 1970-1991

% Arbeitskräfte
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Japan
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1980 1985 1990

K1 Arbeitslosenquoten, 1991

19,9

18.4

ARBEITSLOSIGKEIT IN EUROPA

Arbeitslosenquoten
im Januar 1993
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GR

∞
Quelle: Eurostal
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Keine Daten

Arbeltslosenquoten für Männer und Frauen In den
Mitgliedstaaten, 1985 und Mal 1992
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Mitgliedstaaten, 1985 und Mal 1992
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Arbeitslose 1990 - 1992

DATEN SCHWEIZ

BIGA
in Tausend
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Originalwerte

Salsonbereinigt--- - -

DIE BRANCHEN MIT DEM GROSSTEN BESCHAFTIGUNGSABBAU

Ausbau-
gewerbe

Maschinen-, Elektrik,
Fahrzeugbau Elektronik

Holz-
industrie

Metall-
Industrie

Grafische
Industrie

Gast-
gewerbe

Gesundheits-

Beratung,
Planung

Detall-

Industriesektor Dienstleistungssektor

4900 4600
5800

67007500 7700 7600
6400

In der Schweiz gingen 1992
knapp 115000 Vollzertstellen

verloren, zwei Drittel davon
allein in diesen zehn Branchen.

11000

14000

Abgebaute
Vollzeitstellen

1992

Quelle: Bundesamt für Statistik SGN

Arbeitslosenquote nach Kantonen, Dezember 1992

EMÁM JASON 19F MAMÍJASOND1992 MAMIJASÓND

-7% -5% -3% -1% 0% +1% +3%
-7,8 GE

6,1 VD
-5,6 SH
-5,4 NE

4,9 JU
4,2 SO
1-4,1BL
4,1 CH
-4,0 BE, BS
-3,8 ZH, TG
-3,7 AG

-3,0 FR
-2,9 Tl
-2,7 SG

-2,3 LU
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Ausländer
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«Wären Sie selber grundsätzlich bereit
weniger zu arbeiten und dafür beim
Einkommen Abstriche zu machen, so
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Tages-Anzeiger, 30.4.1993
Basis: alle 700 Vollbeschäftigten
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Krise im Post-Volbeschüfi Europa, Arbeitslosigkeit und Umwelt:gungsstaat
Nach den zwanzig Aufbau- und Boomjahren
der Nachkriegszeit haben die Regierungen der
westlichen Länder in den siebziger Jahren vom Versuch einer Beschäftigungspolitik
Vollbeschäftigungsstaat Abschied genommen.

Der Wechsel fiel mit einigen sich weltweit

auswirkenden ökonomischen Faktoren zusam-

men: Die USA exportierten mitden 1971 durch- : mit globaler Perspektive
gesetztenflottierenden Wechselkursen ihr Viet-
namkriegs-Budgetdefizit und die damit ver-
bundene Inflation. Die europäischen Regie- : Westeuropa zählt 30 Millionen Arbeitslose, die Entwicklungsländer
rungen nutzten die Gunst des Erdölembargos
1973 für eine Anti-Wachstums-, Tiefbudget-

: 500 Millionen. Muss nicht jeder Mensch, dem der Zugang zu Arbeit
und Hochzinspolitik, die den Boom durch eine : undwürdigem Lebenverwehrt wird, tiefe Angst empfinden? Kannein
tiefe Krise brach. Zu den damals erklärten

(Peter Niggli •

Widerspruch Nr.23, Juli 1992)

gen in der Schweiz und in Euro-

pa immer wiederholten Grund-
züge einer wachstumsorientier-
ten Wirtschaftspolitik gilt es auf
ihre Konsistenz hin zu prüfen in
Anbetracht der grossen welt-
weiten Probleme.

Globale Problematik
Wenn wir über die Probleme unserer Zeit
nachdenken, fällt uns heute zuerst die

Arbeitslosigkeit ein, mit der von ihr verur-

sachten Angst. Sie trifft einen von zehn

Westeuropäern und noch weit mehr Men-

chen in Osteuropa und in den neuer

Staaten des ehemaligen Sowjetblocks. Ir
den USA leben 15% der Bürgerinnen und

wir eine ausgedehnte Vernichtung oder

Verschmutzung unserer Lebensgrundla-

gen - der Gewässer und Grundwasser, der

Wälder und der Vielfalt des Lebens, der

Luft und der Atmosphäre.

Als dritte Bedrohung wäre die Bevöl

kerungsexplosion zu nennen. In fünfzig

Jahren sollen gut zehn Milliarden Men-
schen die Erde bewohnen, 85% von ihnen
in Entwicklungsländern. Wer fragt sich
da nicht: "Kann das gut gehen?"

Die vierte ungeheuerliche Entwicklung
wird uns erst eben voll bewusst: die Zu-

nahme religiöser und völkischer Intole-

ranz. Religiöser und nationalistischer Fa-natismus breiten sich aus und treffen auch

Westeuropa im Herzen des sozialen Frie-
dens.
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Die Verdoppelung der Kluft zwischen

Arm und Reich in den vergangenen dreis-

sig Jahren soll hier als letztes Krisenzei-

chender Weltgesellschaft Erwähnung fin-

den. Gemäss dem "Human Development

Report 1992" des UNO-Entwicklungspro-

grammes verfügen die reichsten 20% der

Weltbevölkerung über 83% des Welt-ein-

kommens, die 20% ärmsten über ganze

1,4%. Das Pro-Kopf-Einkommen des
reichsten Fünftels der Menschheit ist 140

mal grösser als dasjenige der ärmsten.

Gleichzeitig erfährt der Kapitalbesitz eine

atemberaubende Konzentration.

Wenn wir mit Adam Smith eine
ergebnisorientierte ethische Prü-
fung der Wirtschaftfordern, also
ihrer effektiven Ergebnisse, was
sollenwir von unserer Weltwirt-
schaft halten?

Nur dieser Aspekt allein, dass 60% der
Weltbevölkerung über 5,5% des Weltein-
kommens verfügen, erscheint unzumut-
bar.

Wir müssen jedoch alle grossen Proble-

me unserer Zeit gleichzeitig, in globaler

Vision im Auge halten: Arbeitslosigkeit,

Verelendung, Zerstörung der Lebens-

grundlagen, Bevölkerungsexplosion, In-

toleranz und Fanatismus, wachsende Un-

gleichheit zwischen Arm und Reich. Kei-
nes der Probleme macht an den Türen

Europas und der Schweiz mehr halt. Eine
Antwort darauf kann weder national noch

sektoriell sein. Es macht beispielsweise

wenig Sinn, die europäische Arbeitslosig-

keit in den Griff zu bekommen, wenn wir

damit gleichzeitig die Zerstörung der

Umwelt oder die Verarmung der Entwick-

lungsländer vergrössern. Eine Wirtschafts-

olitik mit Zukunft müsste umfassend unc

cohärent sein. Das ist der Anspruch, der

wir haben wollen und auch haben müssen,

denn

unser Überleben hängt von je-
dem einzelnen der grossen Pro-
blemkreise ab; keiner kann als
zweitrangig betrachtet werden.

Europäische Wirtschaftspolitik
Der in Europa und Nordamerika gängige

wirtschaftspolitische Lösungsansatz zur

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist Wirt-

schaftswachstum und Arbeitszeitverkür-

zung.

ZUSAMMENHÄNGE

Wie griffig ist eine Strategie des
Wachstums und wohin führt sie?

1. Die Rationalisierung der Produktion

ermöglicht eine durchschnittliche Produk-

tivitätszunahme von jährlich 2-4%, was

einer Verdoppelung des Wirtschaftsaus-

stosses in 18 bis 35 Jahren gleichkommt -

bei gleichbleibender Beschäftigtenzahl.

Die Eindämmung der Arbeitslosigkeit

verlangt Wachstumsraten von drei Pro-
zent und mehr.

Wenn wir die optimistische Annahme

übernehmen, die ökologische Effizienz

der Technologiekönne innert dreissig Jah-

ren um 50% verbessert werden (Halbie-

rung des Schadstoffausstosses pro erzeug-

te und konsumierte Einheit), dann wird

dieser ökologische Fortschritt von einem

Wirtschaftswachstum von nur 2,2% pro

Jahr schon gänzlich wettgemacht. Die

Gesamtbelastung der Umwelt bliebe sich

gleich. Die Natur erträgt jedoch schon die

heutige Belastung nicht.

Die Arbeitslosigkeit mit Wirt-
schaftswachstum bekämpfen zu
wollen, führt in einen ökologi-
schen Kollaps. Nachhaltige
Entwicklung lässt Wachstums-
raten von 2% und mehr nicht zu.

Aus ökologischer Notwendigkeit müssen
wir einen Steuerungsmechanismus erfin-
den und einführen, welcher Arbeitslosig-

keit ohne Wirtschaftswachstum beseitigt.

Arbeitsplatzsicherung, die Befriedigung

des elementarsten der Grundbedürfnisse,

müsste von der Konjunktur abgekoppelt

werden.

2. Wenn die Industrieländer ein Wirt-

schaftswachstum von 2% und mehr an-
streben, bei einem Bevölkerungswachs-

tum von weniger als 0,5%, erfahren wi

ine rasche Zunahme unseres Pro-Kopf

Einkommens. Damit vergrössern wir den

Graben zwischen uns und den ärmeren

drei Fünfteln der Menschheit noch mehr.

Eine Politik des beschleunigten

Wachstums bei uns bedeutet
weiter wachsende Ungleichheit
und Wohlstandskluft, Frustra-
tion und Wut der Benachteilig-
ten, mit der unübersehbaren
Gefahr eines Gewaltausbruchs
gegen soviel vermeidbare Ver-
zweiflung.

Wir können uns ein so hohes Wirtschafts-

wachstum als Massnahme gegen Arbeits-

losigkeit also auch aus Gründen elementa-

rer Friedenssicherung nicht erlauben.

Grosse Wohlstandsunterschiede erzeugen

Wut, Hass, Gewalt. Die Verantwortung

dafür tragen im wesentlichen wir, der

wohlhabende Fünftel der Menschheit.

3. Ein starkes Wachstum der Wirtschaft

schafft auch Absatzprobleme.

In etwa fünf Jahren wird Euro-

pa miteiner durchrationalisier-
ten, schlagkräftigen und erhöh-
ten Produktionskapazität daste-
hen. Der Drang nach fernen
Absatzmärkten, auch in der
"Dritten Welt", dürfte noch in-
tensiver werden als heute.

Damit verhindern wir jedoch die Lösung
desriesigen Problemsder Arbeitslosigkeit

und des Elends in den Ländern des Sü-

dens. Diese können ihre Menschenmas-

sen nur beschäftigen, wenn sie ihre Kon-

sumgüter selber herstellen, und zudem

mit einer arbeitsintensiven, kapitalspa-

renden Technologie, mit Geräten und

Maschinen, die wiederum mehrheitlich in

den Entwicklungsländern selbst herge-

stellt werden.

Wollen wir das Elend in den Entwick-

lungsländern wirklich an der Wurzel fas-

sen, dürfen wir unsere Produktionskapa-
zitäten nicht wesentlich über den Bedarf

des Binnenmarktes und der Industrielän-

der ausbauen, so dass für unsere Wirt-

schaft kein Exportzwang in die Entwick-

lungsländer entsteht.

4. Das Bevölkerungswachstum in den

Entwicklungsländern ernsthaft anzugehen

bedeutet, dort die bittere Armut der Be-

völkerungsmassen zu beseitigen.

Die effizienteste und sicherste

Art, das Bevölkerungswachstum

in den Griff zu bekommen, ist
erwiesenermassen die allgemei-
ne Anhebung des Wohlstandes,

die Ausbildung der Frauen, die soziale
und medizinische Versorgung für alle.

Wenn wir dieses Weltproblem auf würdi-
ge Weise entschärfen wollen, haben wir es
zuzulassen, dass in den Entwicklungslän-
dern mehr Wohlstand - vor allem hunder-

te von Millionen Arbeitsplätze - entsteht.
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Das kann gelingen, wenn wir unsere Pro-

duktion zügeln und den Ländern des Sü-

dens zugestehen, ihren Bedarf an Gütern

durch Eigenproduktion zu befriedigen.

Wir müssen die Arbeit weltweit

anders verteilen; das ist das
Hauptproblem.

Wir dürfen somit auch wegen des Bevöl-
kerungswachstums unsere Produktions-

kapazität nicht zu stark ausweiten.

5. Schliesslich haben wir unsere Auf-

merksamkeit auf den aufkommenden Na-
tionalismus, Rechtsextremismus und re-
ligiösen Fanatismus zu richten. Die neue-
re Geschichte zeigt uns, wie durch Elend,
Arbeitslosigkeit, materielle und kulturelle
Verunsicherung Angst und Fremdenhass

entstehen. Damit begreifen wir eine we-

sentliche Ursache des Aufflackerns natio-
nalistischer und religiös-intoleranter Be-
wegungen. Dies erfahren wir im Deutsch-
land der dreissiger Jahre nach der Wirt-

schaftskrise, im islamischen Raum Nord-

afrikas und des Nahen Ostens, in der

Gewalt schwarzamerikanischer Jugendli-

cher in Los Angeles oder New York, im

neuen Fanatismus hinduistischer Parteien

oder im Ausbruch des Fremdenhasses bei

den deutschen Jugendlichen, deren Wut

wir verstehen können, haben diese zwan-

zigjährigen Menschen doch keine Arbeit,

keine Sinnerfüllung, keinen Lichtblick.

Dürfen wir die Beschäftigung der Ju-

gendlichen von einem Wirtschaftsauf-

schwung abhängig machen? Müssen die

Betroffenen dies nicht als Missachtung

empfinden, als Unmenschlichkeit?

Die Kette von Arbeitslosigkeit,

Verzweiflung, Wut und radika-

lem Gewaltausbruch ist kurz und
einleuchtend. Die Dynamik der
rohen Gewalt zu durchbrechen
bedeutet für uns, dass die Ju-
gend mit Zuversicht in die Zu-
kunft blicken kann, sicher, ei-
nen Arbeitsplatz zu finden, und
zwar unabhängig von der kon-
junkturellen Lage.

Eine Gesellschaft, welche die Sicherheit
von Arbeit, Einkommen und würdigem
Leben den Bürgern nicht gewährt, beruht
auf unzureichenden Ordnungsprinzipien.
Nach dieser Sicherheit und Würde kann
übrigens heute nur noch weltumfassend
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gesucht werden. Jeder Diskurs, der nur
das eigene Land oder Europa einbezieht,
greift zu kurz.

Die Prüfung der Wachstumspo-
litik auf ihre Fähigkeit, die Pro-
bleme unserer Zeit in den Griff
zu bekommen, hat uns zum
Schluss geführt, sie münde in
ökologische, gesellschaftliche
und politische Sackgassen.

Diese Feststellung wäre zynisch, wären
wir nicht überzeugt von der menschlichen

Möglichkeit, darauf eine vernünftige Ant-

wort zu finden.

Suche nach einer Politik der
globalen Vernunft

In Anbetracht unserer Lage
muss eine nachhaltige Wirt-
schaftspolitik folgenden Anfor-
derungen genügen:

- Die Arbeitsplatzsicherung darf nicht
mehr an das Wirtschaftswachstum oder

an die Konjunktur gekoppelt bleiben.

- Im begrenzten Ökosystem Erde kann

kein Teilsystem kontinuierlich wach-

sen; das gilt für die Wirtschaft wie für

die Bevölkerung.

- Das Bevölkerungswachstum muss ge-

stoppt werden. Durch eine massive Ver-

schiebung von produktiver Arbeit in die

Entwicklungsländer lässt sich dies ohne

Hungersnöte, Kriege und Epidemien er-

reichen.
- In der Wirtschaft der Industrieländer

soll nur noch die Qualität wachsen, ge-
koppelt mit einer Abnahme des Mate-
rialumlaufes.

Der Lösungsansatz könnte wie folgt aus-
sehen:

1. Die Arbeitslosigkeit wird re-
sorbiert durch ein Aufteilen der
totalen Arbeitsmenge und des
daraus resultierenden Einkom-
mens auf alle Arbeitssuchen-
den.

Bei einer Arbeitslosigkeit von zehn Pro-
zent wie in England oder Frankreich hies-
se dies: Die beschäftigten 90% der Bevöl-
kerung erklären sich bereit, ihre Arbeit
und ihr Einkommen mit den 10% Ausge-
schlossenen zu teilen. Im Durchschnitt
ginge das Einkommen der 90% um etwa

10% zurück (die Kürzung wäre progressiv
zu gestalten). Lehnen sie es ab, bedeutet
dies, dass sie lieber 10% mehr verdienen
und 10% der Menschen auf die Strasse
verstossen. Das ist der ordnungspolitische

"Entscheid", den unsere Industriegesell-

schaften bis anhin gefällt haben. Vermut-

lich würde der Souverän solch unsolidari-
sches Verhalten ablehnen, wenn ihm die

Möglichkeit gegeben würde, darüber ab-

zustimmen.

2. Auf Betriebsebene könnte sich
der Vorgang folgendermassen
abspielen:

Bei einer Konjunkturbaisse werden pro-
duzierte Menge und Lohnsumme abge-
baut durch Kürzung der Arbeitszeit und

der Löhne aller und nicht durch Entlas-

sung eines Teils der Belegschaft. Solche

innerbetriebliche Solidarität wird schon

heute vielerorts praktiziert. Auf diese Art
können auch grössere Krisen aufgefangen
werden, wobei die Löhne so tief fallen
können, dass ein Teil der Beschäftigten
eine andere Anstellung suchen wird. Dies

wäre ein erwünschter Anpassungsmecha-

nismus der Wirtschaft. Hier ginge er aller-

dings nichtzu Lasten einzelner Menschen.

Vor die Alternative gestellt, 10% der

Beschäftigten zu entlassen oder alle Löh-

ne im Durchschnitt um zehn Prozent zu

kürzen, würden die meisten Belegschaf-

ten die menschliche Variante wählen.

Diese sollte zum Ordnungsprinzip der

Gesellschaft erhoben werden!

3. Es schiene auch ethisch ge-
rechtfertigt, wenn im Fall einer
Absatzkrise zuerst die Entlöh-

nung des Kapitals (Dividenden,

Zinsen, Gewinne) gekürzt wür-

de,

also derjenigen Personen, die nicht durch
Arbeit an der Produktion beteiligt sind.

4. Beim Übergang von der heu-
tigen Lage in eine Gesellschaft
ohne nennenswerte Arbeitslo-
sigkeit

(bis 1%) wären sämtliche Arbeitssuchen-
den auf alle Betriebe nach einem Quoten-
system zu verteilen, im Verhältnis zur
Beschäftigtenzahl der Betriebe, auch der

öffentlichen Dienste. Damit entstünde in
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den Betrieben eine Arbeitsüberkapazität,
welche durch Arbeitszeit- und Lohnkür-
zung autzufangen wäre. Dies hiesse "Tei-
len": die Arbeit und das Einkommen unter
alle zu verteilen, damit alle würdig leben
können. Das Einführen arbeitsintensive-

rer Produktionsverfahren müsste geprüft

werden, denn auch ökologisch ist das Frei-

setzen von Fremdenergie durch menschli-

che Energie ein gewichtiger Vorteil.

5. In unserem Ansatz für eine
humanere Gesellschaftwäre die
Arbeitsproduktivität und nicht
die Arbeitslosigkeit die Variable,

das Element der Flexibilität, weil Arbeits-
platzsicherung den höheren Wert besitzt
als zunehmende Produktivität.

Eine Gesellschaft mit zehn Prozent Ar-
beitslosen besitzt eine zu hohe Arbeitspro-
duktivität. Übrigens betreibt sie, ganz ähn-
lich dem ökologischen "dumping", sozia-
les dumping, also Raubbau an den entlas-
senen Menschen. Es schiene menschlich

vernünftig, zuerst Maschinen und nicht

Menschen "abzustellen". Fundamental be-

sagt unser Vorschlag, dass Arbeitsplatzsi-

cherung die höhere Rationalität und dem-

nach Priorität besitzen muss als das Ein-

kommen des Kapitals, z.B. in Form von
Maschinen.

Die Lösung unserer Probleme ist eine

Frage der Ethik, der Überwindung des

Egoismus, der menschlichen Vernunft und

des Mitgefühls. : Eine Gesellschaftskrankheit wirdun-
Eine Gesellschaft ohne ständige Angst vor • heilbar
Arbeitslosigkeit liesse sich bestimmt or- • Warum die fallenden Grenzen in Europa eine
ganisieren, dazu reichte unsere Kreativi- • Massenarbeitslosigkeit erzeugen werden
tät aus, sofern wir vom Ziel überzeugt

: Der 5ljährige Schwede Barnevik, der dankwären. • seiner herkulischen Arbeit bei der Verschmel-

Die Überwindung des Egois- • zung der schweizerischen BBC mit der schwe-
: dischen Asea heute zu den weltweit angesehen-

mus entspräche einem kulturel- • sten Spitzenmanagern zählt, sinnierte kürzlich

len Reifungsprozess, zu dem wir • in der "Financial Times" über die Folgen des
• schrankenlosen europäischen Binnenmarktes.

heute aufgerufen wären ange- • Seine Reflexionen könnten problemlos aus der

sichts der Lage der Welt. Diesen • Feder eines harschen Kapitalismuskritikers
Schritt haben zuerst wir, die • stammen, der schon immer wusste, dass dieses

• System eines nicht ganz so fernen Tages amreichsten Menschen, vorzuneh-
• selbstverursachten Uebel der Massenarbeits-men. Er geht in Richtung einer • losigkeit und des daraus resultierenden sozia-

Kultur der materiellen Beschei-
: len Sprengstofjes kollabieren muss.Der gnadenlose Wettbewerb unter den An-dung, der "selbstgewählten Ein- • bietern von Gütern und Dienstleistungen wird

fachheit", einer neuen Definiti- • - zusammen mit dem unaufhaltsamen Produk
on von Lebensqualität. tivitätsfortschritt - laut Barnevik dazu führen,

Die Wertstruktur einer solidarischen Ge- tertiaren sektor Beschäftigten europaweit von
sellschaft könnte so aussehen, wie sie die heute 35 Prozent auf 25 Prozent in zehn Jahren
Beaulieu-Gruppe in ihrem Manifest "Auf- • und in der darauffolgenden Dekade sogar auf
bruch von innen" (Fischer Taschenbuch, : 15 Prozent sinkt.
Frankfurt am Main, 1991) dargelegt hat.

Barnevik muss es wissen, gilt er doch selber

Die Problematik erscheint letztendlich als • als kompromissloser Arbeitsplatzabbauer. In
• den vier Jahren seit der Fusion von BBC mitphilosophische Frage der Reifung des

menschlichen Bewusstseins. : der Asea sind 50'000 Stellen gestrichen wor-
• den. Der personellen Abmagerungskur steht

Gil Ducommun-• ein Umsatzplus von 60 Prozent gegenüber.
• "Wir wachsen die ganze Zeit, und gleichzeitig

(Dozent an der Schweizerischen
Ingenieurschule für Landwirtschaft in

Zollikofen, Leiter der Fachrichtung
Internationale Landwirtschaft)

• schrumpfen wir", erklärt Barnevik.
"Wenn mir jemand erklärt, wart's ab, in zwei

• oder drei Jahren wird die Nachfrage nach
: Arbeitskräften wieder höllisch anziehen, so

• sage ich ihm: Erzähle mir, wo das sein soll.
Welche Jobs? In welchen Städten? In welchen
Unternehmen? Wenn ich das alles aufaddiere,
sehe ich klar die Gefahr, dass aus den zehn
Prozent Un- und Unterbeschäftigten leicht 20
bis 25 Prozent werden könnten."

(Rita Flubacher
Weltwoche, 14.1.1993)

USA straffen Betriebe - Japan streckt
Arbeit
Der japanische Elektrokonzern Pioneer hat
sich dem öffentlichen Druck gebeugt und 35
Angestellte, die eigentlich entlassen werden
sollten, wieder eingestellt. In den USA ge-
schieht das Gegenteil: Entlassungen sind dort
zur Regel geworden, der sich auch IBM, die

einstige Bastion der lebenslangen Beschäfti-
gung, nicht widersetzen kann. 1000'000 von
400'000 Arbeitsplätzen sind bereits abgebaut.
Jetzt wird mit weiteren 75'000 Entlassungen
gerechnet, Auch GM sreicht 75'000 Stellen.
Während die Amerikaner ihre Betriebe straf-

fen, strecken die Japaner die verbliebene Ar-
beit.

(Tages-Anzeiger, 2.2.93)
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Das Denken von gestern

Tatsächlich, es breitet sich der Schein allge-Buchbesprechung:
meiner Armut aus. Eine Durchschnittsfamilie
lebt heute wegen der hohen Lebenskosten rasch
einmal am Rande des sozialen Absturzes - zum
Beispiel wenn sie in eine teure Neubauwoh-

nung umziehen muss -, die Staatsverschuldung

ist uferlos, dem Gesundheitswesen und der
Altersvorsorge scheinen das Geld zu fehlen.
Wir müssen beginnen, dies als umfassende
Warnsignale zu verstehen: Die ganze, auf Wirt-
schaftswachstum ausgerichtete Entwicklung

verbessert nicht mehr unsere Lebensqualität,

sondern führt sich durch ihre eigenen explo-

dierenden Folgekosten ad absurdum.

Eigentlich frönen wir immer noch der Uto-

pie einer Armutsgesellschaft: Immer mehr ar-
beiten, immer mehr produzieren, um immer•
mehr konsumieren zu können. Doch in Wirk-
lichkeit sind die Verhältnisse längst umge-
kehrt: Wir stehen unter dem Sach- oder Denk-
zwang, aus konjunktur- und strukturpoliti-
schen Gründen immer mehr konsumieren zu
müssen, damit mehr produziert werden kann.
Dem sollten wir eine neue Fortschrittsidee
entgegenhalten, die uns dazu bringen kann,

mit weniger Arbeit besser zu leben.

(Prof. Peter Ulrich, HSG
Bund, 12.2.1993)

Heinrich Bortis
EWR und EG, Irrwege in der Gestaltung Europas

Ein theoretischer und historischer Essay zu den
europäischen Integrationsbestrebungen

(Universitätsverlag, Freiburg im Ue., 1992)

Heinrich Bortis, Professor für Volkswirt-
schaftslehre und Geschichte der volks-
wirtschaftlichen Lehrmeinungen an der
Universität Freiburg, verfasste mit seinem
Essay einen lesenswerten Beitrag zur ak-
tuellen EWR- und EG-Diskussion. In der
volkswirtschaftlichen Diskussion vertritt
er einen Standpunkt, den er "post-keyne-
sianisch" nennt. Man könnte ihn treffend
auch als neo-keynesianisch bezeichnen.
Diese Position nimmt eine kritische Hal-
tung zum Neoliberalismus ein, der hinter

dem Binnenmarktprojekt und hinter dem
EWR steht. Neo-Keynesianer weisen dar-

auf hin, dass ein deregulierter Markt keine

Tendenz hin zu einem Gleichgewicht mit

Vollbeschäftigung zeigt. Im Gegenteil:

Die Dynamik eines unkontrollierten Mark-

tes wird vielmehr zu sozialen Problemen

grössten Ausmasses führen.

Für Vollbeschäftigung ist die effektive

Nachfrage nach Gütern entscheidend. In

einem deregulierten Markt wird die Nach-

frage aus folgenden Gründen sinken: (1)

Die Unternehmen werden durch Rationa-

lisierungsmassnahmen (Abbau von Ar-
beitsplätzen) versuchen, konkurrenzfahi-

ger zu werden. Dadurch fallen Arbeitneh-

mer und deren Nachfrage aus dem Markt.

Dieser Nachfrageschwund wird nicht völ-

lig durch Sozialversicherungen aufgefan-

gen. (2) Durch die verschärfte Konkur-

renz wird die Zukunft für den Unterneh-

mer unsicherer. Wer nicht weiss, ob er in

zwei, drei Jahren noch auf dem Markt ist,

wird kaum längerfristig planen. Durch die

Unsicherheit sinkt somit die Nachfrage

nach Investitionsgütern, was wiederum

Auswirkungen auf die Beschäftigungsla-

ge hat und somit zu einem Sinken der

Nachfrage auf dem Konsumgütersektor

führt. (3) Durch das Sinken der Nachfrage

sind für Investoren Immobilien und Bo-

denspekulation interessanter als Investi-

tionen in die Produktion. Dadurch steigen

die Boden- und Mietpreise. Mieter kön-
nen weniger konsumieren, da sie mehr für

Miete ausgeben. Somit sinkt die Nachfra-

ge nach Konsumgütern weiter. (4) Jedes

Sinken der Nachfrage nach Konsumgü-
tern bewirkt ein Sinken der Nachfrage
nach Produktionsgütern und damit wiede-

rum ein Sinken der Nachfrag nach Kon-

sumgütern. (5) Jedes Land und jede Regi-
on wird im Binnemarkt alles daran setzen,
um Unternehmen anzuziehen und neue
Arbeitsplätze zu schaffen.

Möglichst niedrige Löhne bei
guter Ausbildung der Arbeits-
kräfte, niedrige Steuern und So-
ziallasten werde entscheidend
sein, um bestehende Arbeitsplät-
ze zu erhalten und neue zu schaf-
fen. Damit sinkt die staatliche
und die private Nachfrage nach
Gütern. Der deregulierte Bin-
nenmarkt wird somit nicht die
vorausgesagten Beschäfti-
gungswirkungen mit sich brin-
gen.

Neo-Keynesianer lehnen nicht die Markt-
wirtschaft als solche ab, sie betonen aber

die Rolle der Gesellschaft und des Staates

in der Wirtschaft. Für die Vollbeschäfti-

gung entscheidend ist die effektive Nach-
frage nach Gütern, die (I) von der Einkom-
mensverteilung in einer Gesellschaft, (2)
von der Exportquote und (3) von der Staats-
quote abhängt.

Eine ausgeprägt ungleiche Einkom-
mensverteilung führt zu einem Sinken der

Nachfrage, da kleine Einkommen gewöhn-

lich einen grossen Anteil des Lohnes für

Konsumgüter ausgeben, während grosse
Einkommen oft Ueberschüssiges in spe-
kulative Kreisläufe fliessen lassen. Die
Einkommensverteilung in einem Land
hängt nicht so sehr vom Markt als von

Verhandlungsprozessen (Gesamtarbeits-

verträge!) ab. Die Einkommensverteilung

ist somit stark durch gesellschaftliche und

politische Prozesse mitbedingt. Die Ex-

portquote hängt von der internationalen
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Konkurrenzfähigkeit ab. Diese wiederum

hängt von der Produktivität einer Volks-

wirtschaft in den Exportsektoren ab. Die-

se wird bestimmt durch den Ausbildungs-

grad und die Innovationsfähigkeit einer

Gesellschaft. Auch hier spielen somit aus-

serwirtschaftliche Phänomene eine wich-
tige Rolle. Die Staatsquote hängt schluss-
endlich von gesellschaftlich verbreiteten
Auffassungen von den Aufgaben des Staa-
tes ab.

Die friedensbedrohende Rolle
der Wirtschaft in der Geschich-
te ist vor allem auf den Faktor
Aussenhandel zurückzuführen.

Die Kolonialmächte versuchten, sich
Märkte zu öffnen, um Vollbeschäftigung
durch den Export von Gütern zu errei-

chen. Ein unausgeglichener Handel schafft

jedoch Beschäftigung in einem Land auf

Kosten von anderen Ländern. Ein gerech-

ter Austausch zwischen Ländern bedingt

somit eine ausgeglichene Handelsbilanz

aller Länder. Um diese Ausgeglichenheit

zu gewährleisten, müsste das Weltwäh-

rungssystem reformiert werden. Bortis

macht diesbezüglich Vorschläge, die auf

die von Keynes angeführte englische De-

legation an den Bretton Woods-Verhand-

lungen zurückgehen: Die einzelnen Lan-

deswährungen sollten nicht direkt inein-

ander konvertibel sein. Bei Exporten in

ein fremdes Land wird ein Land in einer zu

schaffenden Weltwährung ausbezahlt.

Diese Währung kann verwendet werden,

um in anderen Ländern Güter zu kaufen.

Damit Weltwährung nicht gehortet wird,

könnte Besitz in der Weltwährung mit

Negativzinsen belegt werden. Damit sind

exportstarke Länder gezwungen, in frem-

den Ländern für den Wert der exportierten

Waren Güter einzukaufen. Beschäfti-

gungspolitik wird nicht mehr auf Kosten

anderer betrieben. Zudem würde diese

Politik eine relativ grosse Zinsautonomie
der einzelnen Länder mit sich bringen.
Diese ist für eine aktive Beschäftigungs-

politik in den Ländern sinnvoll (tiefe Zin-

sen erleichtern Investitionen!).

Das Buch von H. Bortis bietet eine Fülle

von interessanten Einzelüberlegungen und

historischen Beispielen. Leider fehlt eine

Auseinandersetzung mit gängigen Vor-

schlägen zur Bekämpfung der Arbeitslo-

sigkeit. Was sagen Neo-Keynesianer zum

Vorschlag, Arbeit einfach auf alle zu ver-

teilen? Was ist von starken Arbeitszeitre-
duktionen zu halten? Welches ist ihre

ZUSAMMENHÄNGE

Haltung zur Einführung eines lohnar- : Das Hohelied des Wettbewerbs
beitsunabhängigen Mindesteinkommens? • Verschwinden oder in grösseren Unternehmen

Bedeutet eine Politik der Vollbeschäfti- : aufgehen müssten dabei gemäss Cecchini-Be-
gung nicht unendliches Wachstum mit • richt die kleinsten und unwirtschaftlichsten

entsprechendem Rohstoffverschleiss? • Betriebe. Die grösseren Unternehmen sähen

Könnte eine keynesianische Vollbeschäf- • sich gezwungen, zu rationalisieren und unren-
tigungspolitik verbunden mit hohen Res- • table Betriebszweige und Produktionsstätten

sourcensteuern zu qualitativem Wachs- • stillzulegen. Es wird auch gesagt, dass auf-

tum führen? Ist qualitatives Wachstum • grund dieser Strukturbereinigung zugunsten
• der Grossen zuerst einmal noch mehr Arbeits-

erwünscht, wenn wir eigentlich schon al- • losigkeit entstehen wird. Mit dem angestrebten
les haben - ausser Zeit? Trotz dieser kriti- • Wachstumschub sollen jedoch längerfristig

schen Rückfragen bieten die dargelegten
: 1,8 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffenIdeen einiges für eine fundierte Kritik am • werden - nicht gerade viel, verglichen mit den

deregulierten Binnenmarkt. Zudem wird • heute schon (über) 15 Millionen Arbeitslosen

ein Modell geliefert, dass den Markt ein- • im EG-Raum. Das geben auch die Cecchini-

• Oekonomen der EG zu.
Dr. Hans-Peter Studer

Halbwegs realtistische Utopien EWR: Die verkaufte Zukunft
kommen um Marktregulierung Arbeitspapier 1992)
kaum herum: Wie sonst kann , erhältlich: Europa'92, Der Vorteil des Binnen-
das komplexe Zusammenleben • markts, Nomos Verlag, Baden-Baden 1988
von Millionen organisiert wer-
den?

Die Vorschläge sind entsprechend als re-
lativ realistisch und realisierbar zu be-

trachten. Zudem belassen die gemachten

Vorschläge den einzelnen Territorialstaa-

ten eine recht grosse Autonomie. Damit

würde die grösstmögliche demokratische

Mitsprache der Bevölkerungen bei der
Gestaltung der eigenen gesetzlichen Rah-

menbedingungen garantiert.

Paul Ruppen

: In erster Linie für Multis

• Die Langzeitarbeitslosigkeit hat in der EG

• besorgniserregende Ausmasse erreicht. Es liegt

• nahe anzunehmen, dass die Eröffnung des
• Binnenmarktes entgegen den optimistischen

• Annahmen des sogenannten Cecchini-Berich-
• tes die Lage nicht verbessern wird, ja sie sogar
deutlich verschlechtern könnte. (...) Der Bin-

• nenmarkt ist in erster Linie für Multis gedacht.
• Brüssel hat seine Freude an grossen Unterneh-
mungsgruppen, die ihre Grössen- oder Ska-
• lenvorteile im EG-Markt ausschöpfen sollen.

• Solche Unternehmungen sind eben in ein gi-
gantisches Rationalisierungsrennen geraten.

(Thomas Veraguth und Cédric Spahr
EWR-Nein: eine Chance für die Schweiz

Arbeitspapier März 1993)

Eine neue Studie zeigt, dass die kleinen und
• mittleren Betriebe in der EG von den Möglich-

keiten des EG-Binnenmarktes kaum Gebrauch
machen:
European Business Survey, Frühjahr 1993

Erhältlich bei Grant Thornton, Melton Street,
London NW1 2EP (Tel: 00/71/728 27 48)

Dunkle Konjunkturwolken über
Maastricht
Statt der noch zu Beginn des Jahres vorausge-
sagten und mehrmals nach unten revidierten
Steigerung des Wirtschaftswachstums um та-
gere 0,75 Prozent rechnet die EG-Kommission
nun offenbar nur mehr mit einem Nullwachs-
tum oder sogar mit einem "geringen Mi-
nuswachstum" im laufenden Jahr.

(Tages-Anzeiger, 18.5.93)
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Mensch und "Menschenäquivalent"
Wo der Mensch seine Fähigkeiten nicht auf die
Gütererzeugung selbst, sondern auf die Arbeit
richtet, fragt er sich, wie er sich Arbeit durch
Mechanismen abnehmen lassen kann. (...) Weil
Arbeit sich mit Maschinen kombiniert, also
mechanisiert wird, vervielfältigt sich die Ar-
beitsleistung des einzelnen Menschen ganz
beträchtlich. (...) Jeder Mensch (in Deutsch-
land) hat neben oder um sich hundert "Men-
schenäquivalente" gespenstischer Art. Die
Bevölkerung der Bundesrepublik kann mit 100
multipliziert werden, um die "wahre" Bevölke-
rung in Hinblick auf die tatsächliche Arbeits-
leistung zu errechnen. Also, wir haben zwei
Bevölkerungsgruppen: eine apparativer Art

und eine aus Fleisch und Blut. Die apparativen
Einheiten sind schon in der Bunderepublik so
gross wie die heutige Weltbevölkerung:

Diese Welt von Geschöpfen, denen der
Mensch seinen Geist eingeprägt hat, gehorcht
ihm in der Art des ihnen eingeprägten Ablaufs.
Nur im Hinblick auf den Kostenvergleich und
die Leistungsausbeute verselbständigt sich
diese Armee von Gespenstern, von Phantomen,
und erzeugt härteste Konkurrenz für die
menschliche Tätigkeit - hier konkurrieren Ge-
schöpfe mit ihrem Schöpfer um die Arbeit. (...)

Diese Entwicklung ist unum-
kehrbar, da gibt es kein Zurück:
der Mensch zieht gegenüber sei-
nen Geschöpfen auf diesem Feld
den Kürzeren. Diese Betrachtung
ist ganz "wirtschaftlich", d.h. sie
reduziert den Vorgang auf den
Kostenaspekt bzw. kennt nur die

Warenperspektive, überihre Wirk-

samkeit kann es keine Täuschung
geben. (...)

Die vom Menschen geschaffe-
nen Geschöpfe sind im mechani-
schen Ablauf "fähiger", weil me-
chanischer als der Mensch. Da
sich weiterhin durch diese "selbst-
laufende Fähigkeit" die Maschi-
ne als effizient erweist, erringt sie
den höheren Mehrwert, d.h. ver-
zinst sich leichter. Der Vorgang
ist epochal: zuerst unterstützte
die Maschine den Menschen bei
der Arbeit und steigerte seine Pro-
duktivität; durch den technischen
Fortschritt wuchs der Kenntnis-
stand der Konstrukteure, so dass

jetzt die Maschinenweltnichtmehr
nur die Arbeitskraft steigert, son-
dern ersetzt, also wegkonkurriert.
Die Technologie hat eine neue
Qualität erlangt, die sich nun-
mehrlangsam entfalten wird, d.h.
in der weiteren Zukunft wird in

der reinen Gütererzeugung der
Mensch immer weniger als Arbei-
tender gebraucht, ohne dass dar-
um der Ertrag abnehmen würde.

: Eine erfolgreiche Therapie bedingt be-
(...) In diesem Jahrhundert verlagerte sich • kanntlich eine vorausgehende richtige
nicht nur das Eintrittsalter in das Berufs- : Diagnose. Dies ist jedoch bei wichtigen
leben vom 13. auf das 16. Jahr bei 50 • politischen Fehlentwicklungen schwierig,
Prozent der Jugendlichen und auf das 18. • da in solchen Fällen häufig falsch oder
bis 28. Jahr beim verbleibenden Rest (Re- mangelhaft orientiert wird (vgl. Frage des
alschüler, Gymnasiasten, Akademiker), : EWR-Beitritts).

sondern auch die Arbeitszeit verkürzte Was die Arbeitslosigkeit betrifft,

sich von rund 60 Wochenstunden um 1900 konnte man in den Medien als
auf 48 im.Jahr 1919 biszu 40 Wochenstun-
den in den sechziger Jahren, wobei gleich- häufigst erwähnte Ursache die
zeitig die Urlaubszeit von "nichts" auf Rationalisierungfinden. Ist die-
mehrere Wochen anstieg. se Begründung absolut stich-

haltig? Eine Rationalisierung
Stefan Leber

"Konkurrenz und Arbeitslosigkeit"
in "Arbeitslosigkeit" 1984)

der Arbeitkann bereits seit Jahr-
hunderten festgestellt werden.

Mit der Erfindung von Maschinen zum
• Weben usw. bis zu den heutigen Compu-

tern wurde fortlaufend rationalisiert. Da-

bei blieb jedoch die Arbeitslosenquote in

der Schweiz mit Ausnahme der Krisenzei-

ten als Folge der Weltkriege immer relativ

tief. Die Steigerung in den letzten fünf
Jahren auf rund 150'000 Arbeitslose er-
scheint somit kaum mit der Rationalisie-
rung erklärbar. Ähnliche industrialisierte
Länder wie die Schweiz hatten in der
gleichen Zeitspanne keine derartig sprung-
hafte Zunahme der Arbeitslosen zu ver-
zeichnen. - Wenn jedoch die Rationalisie-
rung nicht als Hauptursache der starken
Zunahme plausibel erscheint, stellt sich

die Frage nach weiteren Ursachen.

Professor Kurt Schiltknecht, Direktor

der BZ-Bank in Zürich, führte an einem

Vortrag im Juni 1992 folgendes aus: "Spä-

testens mit dem Beitritt der Schweiz zur

EG und der Ersetzung des Schweizerfran-

kens durch den ECU wird das Zinsniveau

in der Schweiz mit demjenigen der wich-

, tigsten europäischen Industrieländer über-

einstimmen. Es gibt keine Gründe, wes-
halb bei einer Einheitswährung die schwei-
zerischen Hypothekarzinsen oder Obliga-
tionenrenditen niedriger als in den übri-
gen europäischen Ländern sein sollten.
Das Tempo der Zinsanpassung hängt da-

von ab, wie die Wahrscheinlichkeit eines

EG-Beitritts der Schweiz eingestuft wird.

Ein positiver Ausgang der EWR-Abstim-

mung würde vom Markt als positives Si-

gnal für einen EG-Beitritt gewertet und

würde den Zinsanstieg und die Abwertung

des Schweizerfrankens beschleunigen."

Zwar war im Jahre 1987 infolge des Bör-

sencrashs eine Ausweitung der Geldmen-

• ge durch die Nationalbank aus durchaus

nachvollziehbaren Gründen erfolgt. An-
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• "Ich richte an Sie bloss die eine Forderung:

Hochzinspolitik und Arbeitslosigkeit an a de a a aueschnell runter, wie die Zinsen aller anderen
Kapitalanlagen reduziert worden sind."

statt jedoch eine baldige Korrektur einzu-
leiten, wurden die Leitzinssätze stark er-
höht. Betrug der Diskontsatz im Dezem-
ber 1987 noch 2 1/2 %, so wurde dieser bis

September 1992 auf 6 1/2 % gesteigert.

Der Lombardsatz erfuhr in der gleichen

Zeitspanne eine Steigerung von 4 auf

, 9.4 %. Die logische Konsequenz dieser
starken Erhöhung der Leitzinse war eine
generelle Zinserhöhung durch die Ban-

ken. Beispielsweise wurden die wichtigen

Hypothekarzinssätze um rund 2 % erhöht.

Dies bedeutete bei ca. 450 Mrd. Fr. Hypo-

thekarschulden in der Schweiz eine Mehr-

verzinsung von 9 Mrd. Franken. Dieses

Geld musste von den Hypothekarschuld-

nern bzw. der Mieterschaft zusätzlich auf-

gebracht werden und floss an die Kapital-

eigentümer. Damit stellt dieser Vorgang
eine enorme soziale Umverteilung zugun-
sten der Wohlhabenden dar. - Welches
sind nun die Auswirkungen der Zinserhö-

hungen auf die Wirtschaft?

Der grösste Teil der Unternehmer benö-

tigt Darlehen. Die dafür zu zahlenden

Zinsen gehen als Kosten in den Preis der

Güter und Dienstleistungen ein. Allge-

mein sind die Zinskosten ein bedeutender

Faktor der Preisbildung. Damit richtet

sich das Preisniveau und somit auch die
Konkurrenzsituation mit den ausländi-
schen Unternehmen auch nach der Ent-
wicklung der Zinssätze in der Schweiz.

Vor 1987 waren diese im Vergleich zum

Ausland erheblich tiefer; man sprach von

einer Zinsinsel Schweiz. Danach war eine

starke Anpassungstendenz an das Zinsni-

veau der umliegenden Länder zu verzeich-

nen. Dies im Vorfeld der EWR-Abstim-

mung, die bei einem mehrheitlichen Ja zu

einer weitgehenden Übernahme des EG-

Rechts geführt hätte. Mit den Maastrich-

ter Verträgen ist indessen eine Währungs-

union vorgesehen, die eine fast vollständi-

ge Vereinheitlichung der Zinssätze zur

Folge hätte. Daraus ergibt sich konse-

quenterweise die Anpassung der Schwei-
zer Zinssätze nach oben, sofern man eine
EG-Annäherung will. Dazu sagt Natio-
nalbankpräsident M. Lusser: "Je stärker
die Marktteilnehmer nach einem allfalli-
gen Ja der Schweiz zum EWR glauben,
dass die Schweiz der EG beitreten wird
und dass die EG das Ziel der Währungsu-
nion wird realisieren können, desto eher

wird es zu einer weiteren Angleichung der
Zinssätze kommen." (BZ vom 3.9.1992)

Nachdem die Zinskosten ein bedeuten-
der Kostenfaktor sind, lässt sich aus dem
Vorangehenden die Schlussfolgerung zie-
hen: Die Schweizer Wirtschaft hat ihre

Rudolf H. Strahm,
Präsident des Schweizerischen Mieterinnen-

und Mieterverbands (Deutschschweiz) in
einem offenen Brief an Theo Fischer,
Bankratspräsident und Präsident des

Kantonalbankenverbands

Konkurrenzsituation in dem Ausmass ver-

schlechtert, als mit der EG-Annäherung

eine Erhöhung der Zinssätze in Kauf ge-

nommen werden musste. Professor Schilt-
"Es gibt noch Spielraum für weitere Zins-

knecht sagt dazu: "Ein Anstieg der Real-

zinsen um 1,5 bis 2,0 Prozent würde nicht : senkungen", meint auch Hans Meyer, Vize-• präsident des Direktoriums der Schweizeri-

nur zu einem Konjunktureinbruch, son-• schen Nationalbank, in einem Interview mit
dern auch zu tiefgreifenden Strukturver-

schiebungen in der schweizerischen Wirt-
: der BZ (8.3.193).

schaft führen... Bei einer permanenten

Realzinserhöhung würde das Kapital im •

Vergleich zu den Arbeitskräften wesent- : Was geschah mit der Zinsinsel?lich teurer... Mit dem Wegfall der günsti- • Basler und St. Galler Okonomen rechneten

gen Finanzierungsbedingungen in der
: keck aus, wie teuer der Schweiz ein Nein zumSchweiz werden ausserdem Standortver- • EWR-Vertrag zu stehen käme. Die höheren

lagerungen ins Ausland attraktiver. All- • Zinsen und der tiefere Wechselkurs würden
• das Wachstum der Schweiz um rund einen

gemein lässt sich sagen, dass diese Ent-

wicklungen die schweizerische Wirtschaft
• Prozentpunkt verkleinern - oder griffiger für

• die Zeitung: Der 13. Monatslohn wäre in Ge-
schwächen, den Produktivitätsfortschritt

bremsen und damit den Spielraum für
• fahr.

Letzteres lässt sich nicht überprüfen - die
Reallohnerhöhungen reduzieren wird."

(Vortrag vom Juni 1992) "Aus der Sicht

Schiltknechts hätte daher die Arbeitslo- • Zinsen sind bekanntlich deutlich und rasch

sigkeit in der Schweiz nie das heutige • gefallen, der Franken ist wieder stark - EWR-

Ausmass angenommen, hätte die Natio-• Nein hin oder her.

nalbank nicht die Geldmenge zwecks Sta- Jetzt, da die Mär vom Untergang der Zinsin-

bilisierung des Frankenkurses abgebaut." • sel nicht mehr ernst genommen wird, halten
• Fachleute bedenkenlos die nächste Theorie(NZZ vom 23./24.1.1993)

Zusammenfassend ergibt sich : Jeil. Der Aufbau Ost verschlingemehr Geldals
die Schlussfolgerung, dass die
Nationalbank durch eine EG-
anpassende Hochzinspolitik und
eine restriktive Geldmengen-
steuerung wesentliche Verant- (Pierre Heumann

Weltwoche, 29.4.1993)
wortung an der heutigen Ar-
beitslosigkeit trägt.
Eine seit der Abstimmung vom 6. De-

zember 1992 eingetretene Zinssatzent-
pannung wird sich erst nach einiger Zei
sog. timelag) positiv auf die Schweize

Rudolf Hafner
Nationalrat, Betriebsökonom HWV,

Mitglied der Finanzkommission
des Nationalrats :
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Im Zuge der Industrialisierung
wurde für die überwältigende
Mehrheit der Bevölkerung die
Erwerbsarbeit zur Existenz-
grundlage, ganz unabhängig
davon, ob sie als sinnvoll erlebt
wurde oder nicht. Das System
der sozialen Sicherheit, ja die
Staatstätigkeit insgesamt wur-

de wesentlich durch die Besteu-
erung der Erwerbstätigkeit fi-
nanziert. Arbeitslosigkeit wur-
de zu einer existentiellen Be-
drohung, das Recht auf Arbeit
zu einem zentralen Anliegen

weiter Bevölkerungskreise. In-

zwischen hat sich die Schweiz
aus einem ärmlichen, kargen
Land in eine der reichsten Na-
tionen der Welt verwandelt, die
erst noch eine der niedrigsten
Arbeitslosenraten aufweist. Der
Wohlstand, den wir geniessen,
konfrontiert uns neu mit der
Frage nach dem Sinn unserer
Arbeit. Dies um so mehr, als uns
die Kehrseiten dieses Wohl-
stands schmerzlich bewusstwer-
den: in der Zerstörung der na-
türlichen Umwelt, in der neuen
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Armut im eigenen Land, im
schreienden Elend, das ganze
Kontinente prägt.

Gegenwärtig werden in der
Schweizer Arbeitswelt Bedürf-

nisse nach Selbstverwirklichung
- nicht zuletzt dank der Initiati-
ve vieler Frauen - zunehmend
ernst genommen. Doch es be-
steht die Gefahr, dass diese
Bedürfnisse enttäuscht werden,

weil eine Mehrheit mit weitge-
hend sinn-
losen Ar-
beiten Geld
verdient,
während
eine Min-
derheit in neuer Armut lebt. Nie-
mandsoll gezwungen sein, sinn-
lose Arbeit zu verrichten, bloss
um Geld zu verdienen: Das ist

ein wichtiger Grund für die grü-
ne Forderung nach einem ga-
rantierten Mindesteinkommen.
Die Erwerbsar beit sollnicht ein-
fach der Existenzsicherung die-
nen, sondern vermehrt Chan-
cen zur Selbstverwirklichung er-
öffnen. In diesem Sinn vertreten

wir ein Recht auf Beruf, im
Unterschied zu einer beliebigen
Arbeit. Denn die ökologisch
verheerende Sucht nach immer
mehr Konsum kann nur über-
wunden werden, wenn das Be-
rufsleben nicht als sinnentleer-
ter Wettlauf des Geldverdienens,
sondern als Chance solidari-
scher Selbstentfaltung erfahren
wird.

Vom Recht auf Arbeit...
I. Der gegenwärtige Wandel

Wenn von Arbeit die Rede ist, geht es

nicht nur um Erwerbsarbeit. Jede Haus-

frau weiss, wieviel Arbeit ausserhalb des

Erwerbslebens stattfindet. Und gerade im

Bereich der Hausarbeit zeigen sich die

Probleme der menschlichen Arbeit beson-

ders deutlich: Selbständigkeit ist für Men-

schen lebenswichtig, doch wer nicht fähig

ist, sich auf Abhängigkeit einzulassen,

sperrt sich in das Gefängnis der Einsam-

keit; Menschen sind aufeinander ange-

wiesen, doch wenn die Abhängigkeit jede

Selbständigkeit erstickt, kann das Leben
zur Hölle werden. Die Spannung zwischen

Abhängigkeit und Selbständigkeit, die
Frauen besonders deutlich erfahren, will
immer wieder neu gestaltet werden. Dar-
um geht es auch beim gegenwärtigen
Wandel der Arbeit.

Viele Leute wechseln in ihrem Leben'
zwischen abhängiger und selbständiger
Beschäftigung ebenso wie zwischen Pha-

sen mit und ohne Erwerbsarbeit. Die Gren-

ze zwischen abhängiger und selbständi-

ger Beschäftigung wird durchlässiger:

Darin liegen Chancen für neue Lebens-

entwürfe.
Der Versuch, die oft unerträgliche Span-

nung zwischen Beruf und Familie in leb-
bare Formen zu bringen, kann dadurch
etwas leichter werden. Männer können
ihre Laufbahn auch einmal unterbrechen,
um anderen Erfahrungen Raum zu geben;
Frauen können sich ins Berufsleben ein-
mischen, ohne dadurch auf ein Privatle-
ben kurzerhand verzichten zu müssen.



An die Stelle einer Arbeitswelt, die auf
standardisierte Lebensläufe angewiesen
ist, tritt eine breitere Palette individueller
Möglichkeiten.

Grüne Politik will diese Freiheit der
Lebensgestaltung fördern. Eine ökologisch
vertretbare Lebensform kann nicht darauf
beruhen, dass man einen Teil des Lebens
zur Arbeit deklariert und ihn als unerfreu-
liche Notwendigkeit nach irgendeinem
Schema auf die Bevölkerung verteilt. Statt-

dessen gilt es zu fragen, wie wir eine

Lebensform überwinden können, in der

selbst das Stillen eines Säuglings zur Ar-

beit geworden ist.

Okologisch vertretbare Lebensformen

entstehen, indem die bisherige Arbeit in

Formen gemeinschaftlicher Selbstentfal-

tung verwandelt wird. Aus der Beseiti-

gung von Haushaltsmüll kann die Kompo-

stierung organischer Abfälle werden, aus

der Rekrutenschule ein gemeinsamer So-

zialdienst, aus der Fabrikation von Atom-

kraftwerken die Entwicklung von Recyc-

ling-Anlagen.

Auf diesem Weg können wir auch auf-

hören, den Entwicklungsländern ein Leit-
bild vorzuleben, dessen weltweite Ver-
wirklichung zum ökologischen Albtraum
wird. In der Tat ist ein neues Verhältnis
von Abhängigkeit und Selbständigkeit im
Verhältnis zu den Entwicklungsländern

ebensosehr gefragt wie im Schweizer All-

tag.

II. Berufsleben und Glück
Der gegenwärtige Wandel der Arbeit ist
ein wichtiger Grund dafür, dass das poli-
tische Rechts-Links-Schema seine Plausi-

bilität verliert. Die Rechte und die Linke

AKTUELL

streiten um die Verteilung des Kuchens
und fragen allzuwenig, warum eigentlich
das Backen keine rechte Freude macht.

Natürlich lässt sich die Frage nach dem
Glück der Beschäftigten abtun mit dem
Argument, die Herstellung von Gütern

Tag für Tag mit einer überwältigenden
Pracht von Licht und Wärme überschüt-
tet?

Grüne Politik ist eine Politik der Le-
bensfreude, nicht der Mangelwirtschaft.
Was uns stutzig macht am Siegeszug des
Massenkonsums, ist nicht der Hauch von
Luxus, der da zum Allgemeingut wird,
sondern der Eindruck, dass da nicht so

sehr ein Glück erfahren als vielmehr ein

Unglück verdrängt wird. Wie sonst liesse

sich z.B. die Verbissenheit begreifen, in
der sich ganze Nationen in den letzten

Jahrzehnten buchstäblich überfressen ha-
ben?

Erschreckend viele Menschen liefern
sich einer Konsumwut aus, welche die
eigene Gesundheit ruiniert, Abfallberge
auftürmt, Landschaften verschandelt, dem
Autoverkehr Menschenleben opfert und
sich nicht darum schert, wenn Pflanzen
und Tiere reihenweise aussterben. Ein
wichtiger Grund dafür liegt in den Gefüh-
len der Sinnlosigkeit und Ohnmacht, die

an vielen heutigen Arbeitsplätzen Tag für

stungen brauche

nicht glücklich

zu machen; das
Glück könnten

die Leute ja dann

in ihrer Freizeit

suchen, indem sie eben diese Güter und

Dienstleistungen kaufen. Eine solche Ein-

stellung hat in der neueren Geschichte

nicht nur der Schweiz, sondern der Welt-

wirtschaft insgesamt gewaltige Triumphe

gefeiert. Das Ergebnis ist die weltweite
Massenproduktion von Autos, Fernsehern,

Schallplatten, touristischen Vergnügun-

gen, Soft Drinks, Fast Food und so fort.

Dadurch wurde der überwältigenden
Mehrheitder Schweizerinnen und Schwei-

zer ein Komfort ermöglicht, den noch vor

hundert Jahren nicht einmal der Kaiser

von China kannte.

Es gibt Stimmen, die es dem gemeinen

Volk zu missgönnen scheinen, dass es seit

wenigen Jahrzehnten auch in den Genuss

von Luxus kommt. Diese zutiefst undemo-

kratische Haltung kann sich mit berech-

tigten Mahnungen vermischen, die aus

Gründen des Umweltschutzes in manchen

Bereichen zum Konsumverzicht aufru-
fen. Aber ein Leben ohne Sinn für festliche

Verschwendung wäre in seiner Griesgră-

migkeit nicht naturverbunden, sondern

stumpfsinnig. Beruht nicht die Existenz

der Biosphäre darauf, dass die Sonne uns

.zum Recht auf Beruf
Tag massenhaft erneuert werden.

Es steckt eine subtil-grausame Men-

schenverachtung darin, wenn am Arbeits-

platz ein glückliches Leben nicht gefragt

ist und zum Ausgleich wirtschaftlicher

Wohlstand angeboten wird. Ist es so ver-

wunderlich, dass diese Menschenverach-

tung einem achtlosen und zerstörerischen

Verhältnis zur Natur Vorschub leistet?

In Zukunft kann der Sinn des Berufsle-

bens nicht mehr primär in der Existenzsi-

cherung und Wohlstandsvermehrung ge-

sucht werden. In den Vordergrund tritt

vielmehr die Entwicklung persönlicher
Identitäten im Rahmen einer lebendigen

beruflichen Kultur.

Diesem Wandel entspricht eine Verän-

derung der Sozialpolitik, die sich nicht

mehr einfach auf die bisherigen Konzepte

der Lohn-Sicherung wird stützen können.

Zukunftsweisend ist hier die grüne Forde-

rung nach einem garantierten Mindestein-

kommen für alle Bürgerinnen und Bürger,

unabhängig davon, ob sie erwerbstätig

sind oder nicht..

Im selben Zusammenhang ist auch die

gegenwärtige massive Besteuerung der
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Erwerbstätigkeit zu überdenken. Die Be-

steuerung der Erwerbstätigkeit sollte in

Zukunft wieder sinken. Eine sinnvollere

staatliche Einkommensquelle lässt sich
mit einer gezielten Verteuerung des Ener-
gieverbrauchs erschliessen.

III. Flexibilisierung und Stabilität
Gegenwärtig verändert sich der gesell-
schaftliche Stellenwert der Arbeit, nicht
zuletzt weil viele Frauen und Männer
immer neue Anläufe nehmen, sich selber
zu verwirklichen, und dabei das Verhält-
nis von Abhängigkeit und Selbständigkeit
in ihrem Leben verändern. Ein wichtiges
Beispiel dafür geben die Erfahrungen der
sogenannten Aussteiger, von denen sich
manche in der Alternativbewegung enga-
gieren. Verwandte Erfahrungen werden
aber auch in vielen anderen Situationen
gemacht. Eine grosse Rolle spielt dabei
die Tendenz zur Flexibilisierung der Ar-
beitswelt, die sich etwa in der steigenden
Zahl von teilzeitbeschäftigten Frauen zeigt.

Eine solche Flexibilisierung eröffnet
wichtige Chancen sowohl für die Beschäf-
tigten als auch für die Schweizer Wirt-
schaft insgesamt. Die Chancen können
jedoch verspielt werden durch eine chao-
tische Flexibilisierung, bei der wirtschaft-
liche Zwänge alle anderen Lebensberei-
che gefährden. Das kann kein Ziel grüner
Politik sein. Eine sinnvolle Flexibilisie-
rung von Arbeitsbedingungen muss mit
einer bewussten Stabilisierung von sozia-
len Bindungen einhergehen. Ein Mensch

wird auch nicht beweglicher, indem man

ihm das Rückgrat zerschlägt. Wir Grünen

wollen darauf hinwirken, dass das wirt-

schaftliche Geschehen wieder vermehrt in

das gesellschaftliche Leben integriert ist.

Realisieren lässt sich das am ehesten auf
regionaler Ebene. In diesem Sinne muss
die Flexibilisierung der Arbeit eingebettet
werden in die Stabilisierung regionaler

Lebenszusammenhänge.

Zu diesen Lebenszusammenhängen ge-

hören nicht zuletzt berufliche Traditionen
- seien es die der UhrenarbeiterInnen in

der Juraregion, die der Bergbauern in

Alpenregionen oder auch die kaufmänni-

schen im Raum Zürich. Berufliche Tradi-

tionen erlauben den einzelnen Beschäf-

tigten die Entwicklung einer soliden Kom-

petenz und letztlich einer reichhaltigen

persönlichen Identität. Die Schweizer
Wirtschaft würde eine ihrer grössten Stär-
ken verlieren, wenn in diesem Bereich
keine Stabilität gepflegt würde.
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Manche gutgemeinten Vorschläge, dem
technischen Wandel dadurch zu begeg-
nen, dass in der Ausbildung gar keine
richtigen Berufe, sondern nur noch allge-
mein brauchbare Methoden vermittelt
werden, setzen hier ein kostbares Erbgut
an kultureller Vielfalt aufs Spiel. Techni-
sche Neuerungen sollen in die Ausbildung

aufgenommen werden, indem sie in die
Tradition der jeweiligen Berufsfelder in-

tegriert werden, und nicht indem die letz-

tere preisgegeben wird. Dabei lassen sich

schrittweise ökologische Kompetenzen in

bestehende Berufsbilder einbeziehen. Im

Falle der Landwirte z.B. wäre das eine
wichtige Voraussetzung für eine ange-

messene Auseinandersetzung mit der Gen-

technik.

Ein weiteres Problem, das im Zusam-
menhang mit der Flexibilisierung der

Arbeit zu betrachten ist, liegt darin, dass

in der Vergangenheit der Schutz, den das

Arbeitsrecht bietet, an die Voraussetzung

klarer Abhängigkeitsverhältnisse gebun

den war. In Zukunft werden rechtliche

Formen gefragt sein, welche gerade die

"arbeitnehmerähnlichen" Nexiblen Misch-

formen schützen, und dabei Selbständig-

keit nicht abbauen, sondern fördern. Dazu
braucht es eine schrittweise, aber weitrei-

chende Veränderung des Arbeitsrechts imSinne einer sich wandelnden Arbeitswelt.
Eine ernste Gefahr bei diesem Wandel

stellt der drastische Bedeutungschwund
der herkömmlichen Gewerkschaften dar.

In einer Welt, die entscheidend durch

wirtschaftliche Entwicklungen bestimmt
ist, braucht es Organisationen, in denen

die Berufstätigen ihre Interessen formu-

lieren und solidarisch vertreten können.
Sonst werden die demokratischen Institu-
tionen über kurz oder lang zu blossen
Attrappen.

Es wäre kein Ausweg, aus diesem Grund
die Gewerkschaften sozusagen unter Na-
turschutz zu stellen. Niemand kann den
Gewerkschaften die Krise abnehmen, in
die sie ihr bisheriges Selbstverständnis
geführt hat. Doch als demokratische Par-
tei wollen die Grünen darauf hinwirken,
dass die Organisationen der Berufstäti-
gen in die Lage kommen, ihre Aufgabe
auch in einer gewandelten Wirtschaft
wahrzunehmen. Zu dieser Aufgabe wird
mehr denn je die Beteiligung an bildungs-

und technologiepolitischen Massnahmen,

besonders im regionalen Rahmen, gehö-

ren.

Eine Herausforderung in diesem Sinne

gibt das Problem des Beschäftigungsschut-
zes. Es hat z.B. keinen grossen Sinn, die
Beschäftigung an Skiliften zu schützen,

denen wegen des Treibhauseffekts der

Schneeausgehen wird. Hier werden in den

nächsten Jahren neuartige Ansätze ent-

wickelt werden müssen. Solche Ansätze
sollen einerseits eine wirksame Solidari-
tät zwischen verschiedenen Regionen er-
möglichen. Andrerseits sollen sie dazu
beitragen, dass Arbeit nicht einfach um

jeden Preis erhalten wird. Vielmehr wol-
len wir heutige Arbeiten schrittweise in
Tätigkeiten überführen, die zur Bewah-
rung der Schöpfung wie zur menschlichen
Selbstverwirklichung beitragen.

Carlo Jäger
Diskussionsgrundlage der

sozialpolitischen Kommission der
Grünen Partei der Schweiz

(Erstveröffentlichung)
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Arbeit Bildung
(ms) Interessant ist, dass am Selbstver-
ständnis der frühen Gewerkschaften der
Bildungsauftrag einen wesentlichen An-

teil hatte. In der Arbeiterschaft bestand

ein unstillbarer Wissenshunger. Zwar ist
das damals in den Arbeiterkursen, -schu-
len, -bildungszentralen vermittelte Allge-
meinwissen an den Volksschulen seither
allen zugänglich geworden. Und die Poli-
tische Ökonomie marxistischer Prägung
hat sich als ebenso lebensuntauglich er-
wiesen wie die ökonomische Praxis des
Westens, die die Menschheit immer tiefer
in Ausbeuter und Ausgebeutete spaltet
und dem Individuum die Würde nimmt.

Dennoch ist absehbar, dass nach den sat-

ten Jahren in der nächsten Zeit bei vielen
- zunächst wohl v.a. Arbeitslosen - der

Hunger nach Einsicht ganz elementar
wieder erwachen wird. Nicht, um sich
klassenkampfstark zu machen wie ehe-
dem. Von solchen alt gewordenen Vorstel-
lungen werden sich die ganz lösen müs-
sen, die hier Antwort geben wollen. Dies-
mal nämlich geht es um innere (Uber)
Lebenskraft schlechthin:

Arbeitslose, die die Verhältnis-
se erkenntnismässig zu durch-
dringen vermögen, werden von
diesen weniger zermalmt.

Wer sich gültige gesellschaftliche Begrif-
Je erarbeitet hat, steht seinem Schicksal
freier und initiativer gegenüber. Gefragt

sein wird deshalb ein ganzheitliches Ver-
ständnis des Sozialen ohne ideologische
Trübungen.

Dieses zu vermitteln, müsste von Ar-
beitslosen-Initiativen jetzt an die Hand
genommen werden. Soziale Bildungskur-
se müssten überall eingerichtet werden.
Mit genügender Strahlkraft würde der
Impuls auch von den Schulen übernom-

men werden. Eine lebendige und relevan-

te Gesellschaftskunde hätte die Aufgabe,

die Mündig-Werdenden auch auf ein lohn-

arbeitsloses Leben vorzubereiten. Nur...

wer ist dazu in der Lage?

Von der Krise der Gewerkschaf-

ten spricht ihr Mitglieder-
schwund - in rezessiven Zeiten!
- deutlich genug.

Ob ihnen der Schritt in ein zeitgemässes
Selbstverständnis mit dem Willen zur so-
zialen Erneuerung, das den Bildungsauf-
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Macht EG : Resolution:
Gegen den sozialen und ökologischen

Abbau und für die Demokratie
trag wieder zentral mit einschlösse, gelin-
gen wird, ist fraglich, obwohl es auch hier Am 24. April haben sich in Freiburg Arbeit-
Anzeichen von Neuem gibt. nehmerInnen, Arbeitslose und Gerwerkschaf-

terInnen aus der deutschen und der welschenDer Machttraum vom Gewerk- Schweiz versammelt und beschlossen:
schaftseuropa indes dürfte sich 1. Gemeinsam eine Delegiertengruppe an

so oder so mittelfristig ausdün- den Bundesrat und an Parlamentarier zu entsen-

den, um für die Interessen von Arbeitnehmer-nen. Innen und Jugendlichen einzutreten und sich
"Wohl kein zweiter Themenbereich der gegen ihre Politikdes Sozialabbaus zu wenden

EG-Politik ist derart von Zweideutigkei- • (Kürzung der Arbeitslosenunterstützung; Ver-

ten, Augenwischerei und Falschspiel ge- • such, das Rentenalter der Frauen zu erhöhen
prägt wie die Sozialpolitik. (...) Die Rezes- und Nachtarbeit für Frauen wiedereinzufuh-
sion und die hohe Arbeitslosigkeit fördern ren; Einführung der Spitaltaxe, Privatisie-
eher das nationalegoistische Gärtchen- • rung öffentlicher Betriebe etc.).

denken als den Willen zum Ausgleich".
2. Das Meeting am 20. Juni im Zenith in

• • Paris gegen die IWF-Politik und deren zerstö-
(Cash, 16.4.1993) rerische Privatisierungsbestrebungen zu un-

Symptomatisch wirkte die eher Jaue terstützen.
Demo "Gegensteuer" des Schweizerischen

Informationen bei:
Gewerkschaftsbundes vom 27. März in Micky Zimmermann, Union des cercles pour
Bern. Trotz zweier penetrant positionier-

une politique ouvrière, Case postale 1,

ter Europaflaggen kamen auf dem Bun- 1211 Genève 28 (Tel: 022 / 733 87 14)

desplatz die Wörter "Europa", "EWR" oder

"EG" niemandem über die Lippen, - kei-

ner und keinem aus der auf den EWR-
Eintritt erpichten Gewerkschaftsspitze Sozialpartnerschaft
Renschler, Pedrina, Dreifuss, Brunner. • und Gesamtarbeitsverträge
Wen wundert's:

Im modischen Zuge der Deregulierung und

Nur eine Chance gibt es, EWR/ Euro-Kompatibilität werden neuerdings auch

EG der widerspenstigen Basis
die Gesamtarbeitsverträge (GAV) in Frage

• gestellt. Es ist klar, dass diese dem EG-Den-
zu verkaufen: als abstrakte Ver- • ken zuwiderlaufen:

heissung von Macht- und Lohn- "Die GAVs erstellen die Arbeitsverfassung.

Mehr, ohne konkrete Bezüge zu • Richtig ist es, dass wir uns heute nicht mehr
damit begnügen können, den GAV als Chartaden Lebens- und Arbeitswirk- minimaler Lohnbedingungen zu verstehen. Ein

lichkeiten. moderner GAV ist weit mehr: Er ist eine pari-
• tatisch bestimmte Arbeitsverfassung, die auch

Arbeitsbedingungen regelt, vor allem aber
vorzeichnet, wie Arbeitnehmer in der Unter-
nehmung in ihrer Kreativität und Innovations-

fahigkeit gefördert werden, und Schlichtungs-
werkzeuge für den Fall eines Konflikts bereit-
stellt. Der GAV ist ein dynamischer Prozess!"

Franco Sommaruga
SP-Stadtrat, Bumpliz

Berner Bär 7./8.4.1993)
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Arbeitslosigkeit als Suche der Gesellschaft

nach sich selbst

sen ist, liegt der Trugschluss nahe, die

Arbeitslosigkeit als Tod
und Auge
Die nüchternen Bilanz- und Quotenzah-
len von Managern und Ökonomen spre
hen nicht vom realen menschlichen Elend

sprüchliche mikro- und makroökonomi-
sche Massnahmen und Massnahmenpa-
kete stets schlüssig fundieren. "In der

Wirklichkeit aber stehen da Menschen,

dert werden können. Für den Ökonomen

ist es ganz einfach, ein Land zu nehmen

und zu sagen, da müsse ein Stück der

Wirtschaft bereinigt werden. Aber berei-

nigen Sie einmal die Realität! Das ist eben

gar nicht so einfach. (...) Wir müssen die

Prioritäten auf die Menschen zurückfüh-

ren. Nicht die Gesellschaft, nicht die Men-

schen haben sich anzupassen an die Wirt-

schaft, sondern die Wirtschaft hat zur

Kenntnis zu nehmen die Prioritäten der

Gesellschaft!'" (Udo Herrmannstorfer,

"Arbeitslosigkeit", Vortrag in Basel,

17.3.1993)
Die Unternehmen stossen gegenwärtig

die ""Altlasten' aus der Hochkonjunktur ab
(WoZ, 30.4.1993). Da aber das Elend der
Arbeitslosigkeit das Elend von Arbeitslo-
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m sozialen Organismus. Sie äussert sic
m individuellen Organismus, sie mach
en Einzelmenschen - als die Zelle d

Mit Recht wie gelegentlich noch wet

Arbeitslosigkeit bedeutet den

sozialen Tod. Denn wirtschaft-
liche Produktions- und Kreis-
laufprozesse sind gesellschaft-
liche Lebensprozesse. Ihnen
entrissen zu werden, heisst in
einen sozialen Todeszustand
überzutreten,

dessen Symptome von Einsamkeit bis
Suizidgefährdung sich deutlich genug
aussprechen. Der äussere Status des ar-
beitslosen Menschen (mit seelischer Be-
drückung kompensiert) ist das soziale
Schweben: Innerhalb des Gesellschafts-
gefüges flottiert der Entlassene gleich blos-
sem Geist, existentiell wird er zum Beob-
achter.

Mit der Sozialkrankheit Arbeitslosig-
keit öffnet sich ein Auge: die Arbeitsge-
sellschaft blickt durch die Arbeitslosen
auf sich selbst. Darin liegt eine Chance für
uns alle: aus dem blinden und tauben
Schlaf des Sich-Identifizierens mit den
Lebens- und Wachstumsprozessen der
Wirtschaft zu erwachen, sich zu besinnen,

gesellschaftliches Bewusstsein zu entwik-

keln, Wesentlich und Unwesentlich un-

terscheiden zu lernen.

Gerade angesichts fundamen-

taler gesellschaftlicher Proble-

me müssen wir den Mut aufbrin-
gen, die Fundamente der Ge-
sellschaft selbst zu problemati-
sieren.

Wie anders fanden wir zur Wurzel der
Probleme?
Wenn Arbeitslosigkeit ein Auge ist,

worauf ist sein Blick gerichtet? Auf nichts

anderes doch als auf die Arbeit selbst, auf
ihre Organisation, auf den Arbeitsmarkt

und auf die Lohnverteilung. Davon spre-

chen wir alle, davon sind die Medien

tagtäglich voll. Dazu wollen wir hier eini-

ge wenige Gesichtspunkte entwickeln.

Um eine Wahrnehmung richtig zu ver-

werten, sind adäquate Begriffe nötig. Die-

se werden an der Wahrnehmung selbst

gebildet. Voraussetzung ist eine gewisse
Unbefangenheit. Diese fehlt: "Marktwirt-

schaft" ist zum Dogmenkomplex gewor-
den, den die neue Priesterschaft der Öko-

nomen auf den Wirtschaftsseiten und in
den Kommissionen in einer nur Einge-
weihten verständlichen Sprache ständig
ausbaut und aktualisiert und über die -
brüchigen - Allianzen mit den Unterneh-

merkaisern, dogmenkonformen oder ket-

zerischen Lenkern von Banken- und Fir-

menimperien, für uns alle Wirklichkeit

werden lässt. Nach dem Scheitern des

planwirtschaftlichen Experiments scheint

Marktwirtschaft sowieso mit Unfehlbar-

keit gesegnet.

Aber das Auge wird offenbleiben, die

Arbeitslosigkeit grösser werden, darin sind

sich die Fachleute (fast) einig. Sie nennen
das "Sockelarbeitslosigkeit". Weroder was
sich darauf stützt, ist unklar. "Das Wirt-
schaftswachstum reicht im Durchschnitt
vielleicht gerade noch aus, um den Pro-
duktivitätsfortschritt zu absorbieren. Eine

Struktur, ei ach Bien da-



dauerhafte Erhöhung der Beschäftigung

ist kaum noch möglich. Im Gegenteil, in

dem Mass, in dem der Produktivitätsfort-

schritt dauerhaft das Wachstum des Brut-

toinlandprodukts überschreitet, kommt es

zu einem ebenso dauerhaften Beschäfti-

gungsabbau".!)

Was die Arbeitslosigkeit an Ein-

sicht vermitteln könnte, wird
noch nicht begriffen. Darum
spielt sich gegenwärtig etwas
Gefährliches ab.

Wer erinnert sich: Vor 15 Jahren war noch
allenthalben vom "Aussteigen" die Rede,

und klar war auch, weshalb. Jetzt wird

Drinbleiben oder Wiedereingliederung

gefordert. - Das darf nicht zynisch klin-

gen, sondern möchte auf etwas aufmerk-

sam machen.
Arbeitslosigkeit ist zwar eine Sozial-

krankheit, aber das herrschende Wirt-

schaftssystem ist doch nicht die gesunde

Alternative! Im Gegenteil. - Ob den

Schrecken der Arbeitslosigkeit droht das

Bewusstsein über die Schrecken der Ar-

beitswelt verlorenzugehen. Hier, in dieser

Betäubung, nicht in den Lohnkämpfen,

könnte sich der Disziplinierungsdruck der

Arbeitslosigkeit am verheerendsten aus-

wirken. Gerade jetzt dürfen wir nicht bloss

die Sozialantibiotika kurzfristiger unter-

nehmerischer Zugeständnisse oder staat-

licher Massnahmen fordern. Die Forde-
rung, mit der uns das Gespenst der Ar-

beitslosigkeit konfrontiert, ist letztlich

diese: die Arbeitswelt selbst verstehen und

die Wirtschaft lebensvoll und menschen-

freundlich umgestalten zu lernen.

Für das "für die Genesung des schweize-

rischen Arbeitsmarkts erforderliche mit-

tel- bis längerfristige Wirtschaftswachs-

tum von mindestens 3% pro Jahr (...) wäre

notwendig, wovon weit und breit nichts zu

sehen ist: wachstumsfreundliche Rahmen-

bedingungen." (Weltwoche, 13.5.1993) In

solchen Schlüssen gipfelt nicht nur Prof.

Kleinewefers Weisheit. Die Entfesselung

der Marktkräfte durch "Deregulierung,

Liberalisierung, Revitalisierung" ist zum

massenmagischen Ceterum censeo prak-

tisch aller Politiker und Politikerinnen
geworden. Wachstum...

Vor Zusammenhängen, wie sie in dieser

Zeitung etwa Gil Ducommun entwickelt,

stecken die meisten noch den Kopf in den
Sand. Und davon gibt es ja genug: Die

Wälder schrumpfen, die Wüsten wachsen,

Pflanzen- und Tierarten sterben rasch weg,
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jedoch "jetzt wird wieder in die Hände
gespuckt / wir steigern das Bruttosozial-
produkt"...

Die Arbeitslosigkeit positiv an-
zuschauen, zu fragen: "Wozu?",
das mag für viele eine allzu
grosse Provokation darstellen.
Diese anzunehmen, ist aber le-
bensnotwendig.

Wie jede Krankheit macht die Arbeitslo-

sigkeit sichtbar, was im scheingesunden

Funktionieren zu wenig beachtet wurde:

In der Arbeitslosigkeit drängen berechtig-
te Bereiche der gesellschaftlichen und in-
dividuell-menschlichen Wirklichkeit ans

Licht, die im marktwirtschaftlichen All-

tag hinter den Kulissen des inszenierten

Systemes verborgen blieben.

Wachstum ist ein Merkmal der Jugend-

lichkeit. Im Zwang zum Wachstum verrät

sich die Jugendlichkeitsneurose einer Zi-

vilisation, die noch nicht gelernt hat, in

Würde und Weisheit mit dem Altern um-

zugehen, weil sie die Angst noch nicht
überwunden hat. Doch indem wir den Tod
von uns weisen, breitet er sich um uns
herum aus.

In ihren Arbeitslosen hält unse-
re Gesellschaft inne und will
lernen, diesen Tod selbst durch-
zustehen, um ihn der Welt zu
ersparen.

Darum wird diese von oben forcierte "eu-
ropäische Einigung", die ja nichts anderes

darstellt als die Totalisierung marktwirt-

schaftlicher Prioritäten mit ihrem Wachs-

tums-Credo, von der gleichzeitig vortre-

tenden Massenarbeitslosigkeit nicht nur

begleitet, sondern bis in ihre Prinzipien

hinein in Frage gestellt.

Sich spiegelnder Schrecken
Wie wir bereits sahen: Arbeitslosigkeit
- stellt unsere Identität in Frage

- bedroht unsere soziale Zugehörigkeit

- entzieht uns die Lebensgrundlagen.
Nun gibt es bekanntlich auch ein immer
verbreiteteres Leiden an der industriellen

Gesellschaft überhaupt, am stinknorma-

len boulot - bouffe - dodo ("chrampfe -

frässe - pfuuse"). Befund:

- Identitätskrisen und allgemeine Sinnlo-

sigkeitsgefühle sind bereits die Regel.

Die Selbstmordrate steigt. Die Empfin-

dung, das eigene Wesen verwirklichen

zu können, kennen fast nur Menschen,

die sich dafür ständig gefährdete Bin-

nenräume ertrotzen.

- "Lonely crowd" / einsam in der Masse -
das ist die Grundbefindlichkeit dieses
Jahrhunderts. Die einstigen sozialen Net-
ze wurden unter den Rädern des Fort-

schritts zerfetzt. Neue entstehen zöger-

lich und zeigen noch wenig Bestand.

Auffanginstitutionen wie Alters- oder

Pflegeheime haben sozialadministrati-

ven Ghettocharakter. Die allgemeine
Begegnung findet abends statt: Mit dem

Fernseher, in Millionen guter Stuben.

- Unsere Lebensgrundlage ist der Planet.

Was wir der Luft, dem Wasser und dem
Boden, den Pflanzen und Tieren antaten
und tun, das - wir wissen es alle-bedroht

jetzt auch die physische Existenz der

Menschheit selbst. Klimakatastrophen,

Verseuchung, genverändernde Strahlun-

gen, neue Epidemien... von allen Seiten

gähnt das Nichts.

Sprechen wir das Unsägliche

aus: Das Leiden an der Arbeits-

losigkeit ist nichts als eine Ver-

dichtungunseres Normalzustan-
des.

Alles Besondere am Zustand der Arbeits-
losigkeit ist "nur" Zuspitzung des in der
Marktwirtschaft Üblichen; Hervorbrechen
dessen, was auch sonst in den Wirtschafts-

räumen umherschleicht. Für Arbeitslose

wird seelisch und leiblich wahrnehmbar,

was den Arbeitenden vorläufig erst denk-

bar ist. Im Leiden seiner Arbeitslosen

erlebt der gesellschaftliche Organismus

ein partielles Erwachen. Nehmen wir teil

an diesem Erwachen, indem wir unseren

Anteil übernehmen am "Schicksal" der

Arbeitslosigkeit! Das beginnt mit dem

Bewusstwerden der eigenen Situation, d.h.

dem grundsätzlichen Bedenken des So-

zialen und der soeben gemachten Erkennt-

nis: Eine wesentliche Kluft zwischen Ar-

beitslosen und Arbeitenden ist nicht gege-

ben. Sie entsteht nur dann und in uns,

wenn wir diesen Anteil, diese Bewusst-

werdung nicht übernehmen.

Die Zweidrittelgesellschaft - einer von

drei Menschen sozialversicherungsabhän-
gig, langzeitarbeitslos, deklassiert - eine

blosse Bewusstseinsfrage? Nein! Aber alle
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Die Papiere...
Besteht nicht auch in der Schweiz oft eine
geradezu vorauseilende Bereitschaft, diesen
uniformierenden und alles einebnenden Ratio-
nalisierungsdruck als das Schicksal hinzuneh-
men, das keine andere Wahl zulässt? Als ob es
der Weltgeist höchstpersönlich wäre, der da
einer rotierenden Bürokratie zu höheren Wei-
hen verhelfen würde.

Wer solche Fragen stellt, wird gewöhnlich
auf anderslautende Papiere verwiesen. Wir
sind hier von papiergebundenem Personal um-
geben, bis hinein in Parlament und Bundesrat.
Diese Papiere haben die Neigung, uns die
Sicht auf die Realitäten zu verdecken, die von
diesem neuen Europa ausgelöst werden.

(Rudolf Zihlmann
Der Markt als Mythos

Wochenend-Journal Luzerner Zeitung)

...von den Pültchen wischen...
Es genügte, wenn man den Mut hätte, jene Art
von Hoffnung abzuwerfen, die nur Aufschub
bedeutet, Ausrede gegenüber jeder Gegenwart,
die verfängliche Hoffnung auf den Feierabend
und das Wochenende, die lebenslängliche
Hoffnung auf das nächste Mal, auf das Jen-
seits - es genügte, den Hunderttausend ver
sklavter Seelen, die jetzt an ihren Pultchen
hocken, diese Art von Hoffnung auszublasen:
gross wäre das Entsetzen, gross und wirklich
die Verwandlung.

Max Frisch
Tagebuch 1946-1949)
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äusseren sozialen Einrichtungen und Ver-
hältnisse sind doch einzig Ausdruck des
Menscheninnern - Sozialgestalt geworde-

ne Hoffnungen und Ängste, Egoismen

und Gemeinschaftsbemühungen, Einsich-ten und Irrtümer. Bewusstwerdung auf

individueller Ebene markiert damit den

Beginn der Veränderung im Gesellschaft-

lichen.

Daraus lassen sich die nächsten Schlüs-

se zu unserem Thema ziehen:

Nehmen wir die Herausforde-
rung Arbeitslosigkeit für eine
grundsätzliche gesellschaftliche
Selbstbefragung an, dann ste-
hen mittelfristig epochale Ver-
menschlichungen des Systems
und seine Anschmiegung an die
Naturbedingungen in Aussicht.

Das wird als Wohlfahrt erlebt werden.
Setzen wir aber auch künftig - und stär-

ker als bisher - auf das bestehende, kon-
kurrenz-, wachstums- und ausbeutungs-
orientierte System, das mit Sozial- und
Ökokosmetik vermehrt um Akzeptanz
werben wird, dann wird die Zweidrittelge-
sellschaft von uns eingerichtet werden.

Denn weiterhin und voluminö-
ser werden wir die unserem ge-
scheiten System innewohnende
Abgründigkeit exportieren und
als Sozialabgrund installieren.

Und einer von drei wird seinen Wohlstand

wahren wollen, national, kontinental, glo-

bal. Damit ist das EWR/EG-Konzept be-
zeichnet.

Wollen wir es?

...und leben!

Unser wirkliches Leben ist mehr als der Pro-
duktionsfaktor Arbeit. Eine Gesellschaft, die
nur die Leistungskurve der gesunden 25- bis
45jährigen im Blickfeld hat, richtet sich ein
unrealistisches Weltbild ein, das sich so um- •
welt- und menschenverachtend gebärdet, wie
wir es heute erleben. Wenn die mächtigsten in
ihren Überlegungen vom Geringsten im ge-
sellschafilichen Leben ausgingen, käme das
wirkliche Leben der Mehrheit der Menschen
ins Blickfeld. Die neue Arbeits- und Lebens-
ordnung von Gottes Gerechtigkeit, wie sie die
Bibel zum Beispiel in den Seeligpreisungen
ausdrückt, würde Leben und Arbeit solida-
risch verbinden: Jeder könnte nach seinen
Fähigkeiten mit seiner Person beitragen, be-
lohnt nicht nur nach Leistungen und mit Geld,
sondern vor allem mit den Inhalten seines
Lebens. Nicht "was jemand leistet", sondern

"wer eine/einer ist" fördert die Lebensqualität,
die umwelt-, menschen- und gottesgerechtes
Leben in Solidarität mit anderen verwirklicht.

(Armin Mettler
Auftrag 1/1993)

Exil und Anreiz
Wie mögen Arbeitslose zurückdenken an
damals, als das Leben am Feierabend, at
Wochenende und so richtig in den näch

sten Ferien stattzufinden schien?
Durch die Optik Motivation besehen,

erweist sich Massenarbeitslosigkeit als

infernalische Groteske:

Die Masse, die Arbeit hat, aber

sie eigentlich gar nicht will, ar-

beitet in der beständigen Angst
vor der Konkurrenzmasse, die
Arbeit will, aber keine hat.

Ohne Arbeit fehlt der Lebenssinn. Dar-
über mag man sich mockieren, es bleibt
dennoch eine Tatsache. Mit ihr ist be-

freundet, wer selbst eine befriedigende
Arbeit ausübt. Nun ist uns aber, wie ge-
zeigt, auch vollbeschäftigt der Lebenssinn
weitgehend abhanden gekommen. Das
stellt die Frage nach dem Sinn der Arbeit.

Im bloss Lebendig-bleiben-Können liegt

er offensichtlich nicht.

Die Antwort unseres Wirtschaftssystems

war bisher eindeutig. Allerdings galt sie

einer "etwas" modifizierten Fragestellung:

"Wie kann ich einen Mitarbeiter dazu
bringen, etwas zu tun, was er aus sich
heraus nicht tun will?" 2) Udo Herrmann-
storfer nennt es den "Sündenfall der Ar-
beit": Gemäss herrschender Sichtweise
kann und muss die Motivation am Ar-

beitsplatz von aussen gesichert werden,

als Teil der Führungsaufgabe. Demotiva-

tionsverdacht trifft ja stets die Untergebe-

nen, wenn auch inzwischen bis in die

höchsten Ränge hinauf. Die Mittel: Zwang

(Angst) oder Verführung
Betriebswirtschaft als Dressurpro-

gramm: Während der Hochkonjunktur
wird gelockt, angereizt, belohnt. Dann-in
Zeiten wie der unsrigen - schrumpfen die
Spesenkonti wieder, werden Firmenaus-
flüge in die Freizeit verlegt, fallen Extra-
Prämien aus. Und Sätze werden geschrie-
ben wie: "Sofern die lohnpolitischen Ak-
tivitäten der Arbeitsplatzbesitzer nicht
ohne weiteres direkt diszipliniert werden
können, lässt sich ihre Position auch da-

durch schwächen, dass man die Stellung

der Arbeitslosen auf den Arbeitsmärkten

stärkt. Dazu sind die Anreize so zu gestal-

ten, dass sich die Arbeitslosen aktiver in

das Arbeitsmarktgeschehen einschalten

Nur dann (..) steigt der lohnpolitische

Druck auf die Arbeitsplatzbesitzer." (Nor-

bert Berthold in NZŻ, 27./28.3.1993)
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Das materialistische Bild des Menschen
hat seit Adam Smith's "Wohlstand der
Nationen" (1776) unsere Arbeitswelt auf
fast dem ganzen Globus völlig durch-
formt. "Versprich ihm einen Nutzen, dann
rennt er los. Aber reiche ihm nicht den
Finger, sonst stiehlt er dir die Hand." Wo
aber ein laufend erneuertes freies und
freudiges Ergreifen der Aufgabe, eine Sinn-

findung bzw. -gebung von innen heraus

nicht vorstellbar ist, da werden diesem

auch die ermöglichenden Verhältnisse
nicht bereitet. Deshalb ist unsere Arbeits-
welt schon lange so furchtbar, und sie ist
es noch. Immer sauberer, aber entseelt.
Das Leben fängt für die meisten nach 17
Uhr an, weil für ihr Wesen der Arbeits-
platz ein Sterben heisst. Auch das spiegelt
der Sozialtod Arbeitslosigkeit, parabolisch

verdichtet, lediglich zurück.

Undso macht ein Menschenbild

sich selber wahr: es schafft in
den Einrichtungen die ihm ent-
sprechenden Konditionierun-
gen. Und formt den Menschen
nach seinem Bilde.

Allerdings stellt sich heraus, dass die Men-
schen es immer weniger mögen, nur als
Egoisten angesprochen zu werden, auch

nicht mit dem Zuckerbrot. Demotivierung

ist jetzt zum gewichtigsten Binnenpro-

blem der Wirtschaft geworden. Materielle

Anreizstrategien mögen kurzfristigen Er-

folg zeitigen, doch dann verkehren sie

sich in ihr Gegenteil. "Alle Motivierung

zerstört die Motivation. Diese Mechanik

macht aus allen voll motivierten Mitarbei-

tern jene Heerscharen demotivierter Miss-

erfolgsvermeider, die unsere Unterneh-

men bevölkern. Die Motivationslücke zwi-

schen gemessener und möglicher Arbeits-

leistung - Ursprung aller Motivierungs-

Technik - entsteht tatsächlich, Die Moti-

vierung ist die Krankheit, für deren Hei-

lung sie sich hält" (R. K. Sprenger).

Das Bild des Menschen als Homo oeco-

nomicus wird damit durchscheinend für

dieaus dem Arbeitsverhältnis ausgegrenz-

ten Seiten unserer Gesamtwesenheit. 3)

Ein falsches bzw. einseitiges Menschen-

bild kann sich nur vorübergehend durch-

setzen, indem sich die unberücksichtigten

Teile des Menschen zunächst in die innere

Emigration - innere Kündigung - zurück-

ziehen. Der Mensch scheint dann tatsäch-
lich dem zu entsprechen, was man von

ihm hält, und das System funktioniert

reibungslos, wenn auch nicht effizient.

Vird aber das Leiden am unerfüllten
Verdedrang zu gross, dann muss sich das

oder mit Gewalt.

Derweil von "Tunix" bis "Null

Bock" all das deutlich und oft

genug ausgesprochen worden
ist und jetzt das Schwelen in

Europas Städten sich steigert,

wird von oben mit einem Mega-

Anreiz reagiert.

Nationale Deregulierung - internationale

tumsmaschinen des Westens" 4) zusam-

menzuschalten. Wozu? Was ist der äusse-

re "Sinn" dieses grandiosen Manövers, für

das man aus ordnungspolitischen Höhen

herunter Verheissungen mit der grossen

Kelle unter die Völker rührt? Dort wird

zwar gemeint, das Ganze sei nicht fürs

Verstehen gemacht. Möglich. Was aber

am EWR/EG-Projekt trotzdem überzeu-

gend wirkt und in halb Europa vorüberge-

hend ein hurtiges Losrennen zur Folge

hat, das ist doch - einfach und einzig - das

in Aussicht gestellte Mehr an materiellem

Nutzen: mehr Produktivität, mehr Wachs-

tum, mehr Lohn, mehr Konsum.

Anreiz, Bonus - wofür?

Europa wird grossräumig moti-

viert. Aber wozu?

Seit 25 Jahren ist an diesem System immer

pausenloser gerüttelt worden, wird aus •

ihm "ausgestiegen", werden schöpferische

Neuansätze propagiert und experimen-

tiert. Neben Tunix tut sich was. Und Brand-

sätze fliegen.

Nun scheint es, als habe sich das System

durch ein Heer von Funktionärsgehirnen

und den diesen entwachsenen Vorden-

kern einen Plan ausgedacht. Die ganze

Abteilung Europa soll um etliches straffer

geführt werden. So viel war klar. Die

Frage lautete: "Wie können wir die Bürge-

rinnen und Bürger dazu bringen, etwas zu

tun, was sie allein aus sich heraus nicht tun

wollen - nämlich eigene politische Kom-

petenzen als Macht an die Spitze und in

eine ferne Zentralität umlagern?" Dass die

Antwort, die das System eben kennt, auf

die Dauer nicht tragen wird, das kann es

Frei zirkulieren

Um die Menschen zu motivieren, muss man
• ihnen sagen, dass sie frei zirkulieren können

und da arbeiten, wo sie es wünschen. Gleiches

.gilt für das Studium. Dass es eine gemeinsame

Währung geben wird, das ist wichtig. Für die

Menschen hat der Aufbau Europas positive

• Auswirkungen auf ihren Alltag. Dazu kommt,
dass ein politisch vereintes, starkes Europa in

der Welt eine führende Stelle wird einnehmen

können.

(Jaques Delors)
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nicht wissen. Weil es ja ausgrenzt, was

sich nicht einbinden lässt. Zum Beispiel in
den Arbeitslosen. Aber die Angst, die

Ausgegrenztes unweigerlich bewirkt, wird

in der Festung disziplinarisch wieder ver-

wertet: Schluss mit der "Vollkaskomenta-

lität", meint zum Beispiel Arbeitgeber-

chef Heinz Allenspach (Weltwoche,
29.4.1993). Angst gehört in der Zweidrit-

telgesellschaft zu den persönlich zu zah-

lenden Spesen derer, die dabei sind.

Zwischen Verführung und Zwang wird

die echte, freie Leistung abgeschnürt.
Grundsätzliches Fehlen der Motivation,

sich überhaupt in das Erdenleben zu stel-
len, gehört zu den modernen Problemen
schon der Kinderpsychologie. Die Jugend-

lichkeit, die das erklärtermassen ganz dem

materiellen Eigennutz" verpflichtete

marktwirtschaftliche System äusserlich für
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sich reklamiert, die verdrängt es aus sei-

nem Innern ständig. Und unter den Ju-

gendlichen ist die Arbeitslosigkeit beson-

ders hoch.

Das EWR/EG-Konzept ist da-

her untauglich für ein Land,
einen Kontinent, eine Welt mit
Aufgabenstellungen, die nur

kreative, aus sich selbst heraus

motivierte Menschen mit der
Fähigkeit zu selbstloser Zusam-

menarbeit werden bewältigen

können.
Sollte es sich dennoch durchsetzen, dann
ist mittelfristig absehbar: Europas grosser
Burn out und das - bereits einsetzende -
Hereinbrechen der inneren und äusserenRänder.

Zusammenschau und
Suche nach dem festen Punkt im Sozialen
Jede Krankheit hat eine expressive und
eine kompensative Seite: Sie offenbart den
verborgenen Missstand symptomemässig
und berichtigt ihn zugleich, wenn auch
auf unwünschbare Weise; wer sich erkäl-

tet hat, gerät in Fieberhitze usw.

Wir haben versucht, die der Sozial-

krankheit Arbeitslosigkeit innewohnen-

den Aufforderungen und Chancen zu er-

kennen. Dabei ist sie uns zum Massstab

geworden. Fassen wir zusammen.

1. Der Sozialtod Arbeitslosigkeit ist Auf-

forderung und Anfang, uns von dem bloss

quantitativen Wachsen zu befreien. Die

Grenze, an welcher der individuelle

Mensch sein Wachstum beendet und die

diesem Wachstum zugrundeliegenden
Kräfte in die Entfaltung von Fähigkeiten,

den Erwerb von Mündigkeit und Identität

umgiesst, diese Grenze hat die Mensch-

heit jetzt auch erreicht.
Nur geht es nicht naturhaft weiter:
Wir müssten lernen, den bloss
materiellen Wachstumsbegriff
umzudenken in die Bilderviel-
falt des Werdens und uns in
dieser heimisch zu machen.

Dann - nicht mit wirtschaftspolitischen
Rezepturen -, erst dann werden wir ganz

konkret die Dualität von Arbeit-Haben

und Arbeitslos-Sein aufzuheben in der
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Lagesein. Im Werden eben. So werden wir
unsere Kultur überhaupt in eine neue Epo-

che überleiten. Nicht "Mehr", sondern"Besser" wird ihre Leitidee sein.
Vielleicht ist noch nie in der Geschichte

der Menscheit die Vision so anders gewe-
sen als die Wirklichkeit. Und doch: drängt
sie nicht überall sanft herein?
Das EWR/EG-Konzept stellt sich dem

Neuen entgegen. Versucht wird, das alte

Denken über die an ihm zerbrechende

Welt doch noch aufzutürmen.

Europas Pyramide: eine supra-

nationale Machtstruktur.

. Von innen und von aussen wachser
ander auf uns zu. Arbeitslose und Asyl

suchende stellen uns vor eine Entschei-
dung, die wir bewusst, die wir gemeinsam
fallen sollten:

Ausgrenzung - oder eine neue
"Kultur des Teilens", des Ge-
bens?

Der Schritt vom Trennen zum Teilen®
bedingt das Ernstmachen mit den Grund-
rechten für alle. Dabei geht es nicht um
Formalitäten, sondern letztlich um die
allige Neubeseelung unserer Gesellschaf

lus den Kräften der Solidarität, der Liebe
Gerade die Arbeitslosigkeit setzt diesbe-

züglich eine Vielfalt von Ideen und Impul-
sen frei - von Hilfe- und Selbsthilfeprojek-
ten über neue betriebliche Absicherungs-
modelle, Umverteilungen durch generelle
Arbeitszeitverkürzung biszum Vorschlag
eines existenzsichernden, nicht an Er-
werbsarbeit gebundenen Mindesteinkom-

mens für alle.

Produktivitätssteigerung durch Techni-

sierung und Rationalisierung bewirkt heute

Arbeitslosigkeit, aberauch ganz neue Mög-

lichkeiten der Vermenschlichung des So-
zialen und der Befreiung des individuel-

len Menschen. Möglichkeiten, die wir noch
kaum wahrzunehmen, geschweige denn

zu ergreifen begonnen haben. Durch In-

tensivierung der teuren, weder rationali-

sierbaren noch apparativ besorgbaren

menschlichen Leistungen in Pflege, Er-

ziehung, Forschung, Kultur könnte bei-

spielsweise zum einen ein breites Segment

der Bevölkerung entghettoisiert und zum

andern unsere ganze Kultur geistig enorm

bereichert werden.

Was den Umgang mit den Arbeitslosen

anbelangt, ist durchaus absehbar, dass die

EG diese Problematik nach ihrer Façon

zentral wird regeln wollen. Nicht einfach,

weil dasden folgerichtigen nächsten Schritt

nach der Freigabe des Personenverkehrs

und der Niederlassung bedeutet. Ein Sy-

stem, dessen eigener Sinn ganz auf Opti-

mierung der Wirtschaft mittels Verein-

heitlichungen ('Harmonisierung") zielt,

muss die Arbeitslosigkeit - als Facette des

Produktionsfaktors Arbeit - in eigener

Regie administrieren. Zu sehr steht hier

Systemzentrales in Frage, als dass die
Systemzentrale auf die Dauer andere Ant-
worten als ihre eigenen hinnehmen könn-
te."

Aus der EWR/EG-Konstrukti-
on ist alles andere als die Po-
saune einer neuen "Kultur des
Teilens" in Europazu erwarten.
Wenn Marktwirtschaft seit je-
her auf den Egoismus gesetzt
hat, so erhält dieser durch die
Rechtsregelung von EWR und
EG nun noch Verfassungsrang.

Das ist von grösster Bedeutung für die
Zukunft Europas und der Welt. Haben
denn im Grunde die Menschen in ihren
Verfassungen bisher nicht dies versucht:

einem gemeinsamen Ideal Form zu geben,
dessen Verwirklichung sie selber und die
Welt besser gemacht hätte?



Für den Rechtskörper der EG

aber gilt genau das Gegenteil:
Käme er auf der ganzen Welt
zur Durchsetzung, so erlitte die-
se den baldigen Kollaps. Vor
unser aller Augen vollzieht sich
eine ungeheure moralisch-ethi-
sche Umstülpung.

3. Der egoistische Standpunkt bewirkt,
dass auch im Sozialen kaum anderes als
Interessensgegensätze wahrgenommen
werden können: zwischen "Arbeitsplatz-

besitzern" und Arbeitslosen, zwischen
Arbeit"nehmern" und Arbeit"gebern",

zwischen Frauen und Männern, im Klei-

nen und im Grossen. Die Explosivität

dieser Anschauungsart muss normativ

geregelt werden. Herkömmliche Verträge

stellen daher äusserliche Vereinbarungen
gegenseitiger Verpflichtungen dar. Ihre
Einhaltung unterliegt der Kontrolle, wie-

derum von aussen: durch den Abteilungs-

chef, die Polizei, Nato-Truppen usw. Mit

solch vormundschaftlichen Verhältnissen

verbindet sich niemand gerne. Wo wir
auch sind, legen sich Regelungen um uns.

Sind wir Monstren? - Auch "gut gemein-

te" Anreizstrategien können, da sie immer

wiederum den Egoismus des Einzelnen

ansprechen, Gemeinschaftlichkeit nur
noch mehr verhindern. Das grassierende

Unglück zeigt im Negativ, dass wir auf

einen Irrweg geraten sind und uns mit den

gemachten Erfahrungen schleunigst neu

orientieren sollten.

Wenn von einem neuen Gesell-
schaftsvertrag die Rede geht,®)
dann steht dahinter die verzwei-
felte Suche Vieler nach dem fe-
sten Punkt im Sozialen, nach
dem wahrhaft Elementar-Sozia-
len, nach einem Eckstein für die
ganze Gesellschaft.

Erst wenn dieser gefunden ist,

kann es auch ein "europäisches

Haus", eine offene kontinentale

Heimat geben. Denn was auf
Egoismus gebaut wird, endet
immer als Zellentrakt.

ZUSAMMENHÄNGE

Der feste Punkt im Sozialen, auf dem : Anmerkungen:
dieses überall gründet und aus dem heraus
es sich erbildet, müsste ein gemeinsames " Absorption des Produktivitätsfortschritts

Wollen sein. Gibt es irgendwelche Anzei- = Wiedereinstellung der durch Rationalisie-

chen dafür, dass ein solches existiert?
rung Entlassenen.

Bruttoinlandprodukt = realer Produktions-
Oder gehen wir alle - wie die Staaten der

• ausstoss.Europäischen "Gemeinschaft" - lediglich Produktivitat = BIP dividiert durch das Ar-
Nutzallianzen ein? beitsstunden-Total.

Ein neuer Gesellschaftsvertrag wird eine Zitat aus Weltwoche, 13.5.1993.

Beschreibung von Tatsachen geben - oder 2) Reinhard K. Sprenger - Autor des Buches

scheitern wie zusehends jeder moralische :"Mythos Motivation", Campus Verlag 1992 -
"Appell". Anders gesagt: Wir müssten • in: Organisationsentwicklung, 2/92, S.7

irgendwo im sozialen Leben einen bereits
3) Und Arbeitslose erfahren neben allem an-

existierenden, objektiven, von allen im- deren auch die Verkümmertheit ihres (unse-
mer und überall beziehbaren Punkt erken- res!) nicht -ökonomisierbaren Wesens
nen können. Einen Punkt, über welchen

4) Peter Niggli, Widerspruch, 23/92, S. 48
das Individuum

5) "Die wirtschaftlichen Triebkräfte scharen

erstens mit seinem eigenen Wesen in • sich bei Smith um die zentrale Vorstellung des

die Gemeinschaft hereintritt, Eigennutzes. Dessen individuelle Verfolgung
zweitens aus innerem Bedürfnis die • im Wettbewerbsprozess ist die Ursache grösst-

Gemeinschaft in sich hineinnimmt, sich • möglichen öffentlichen Nutzens: Zitieren wir
Smiths berühmteste Sätze: Nicht vom Wohl-

mit ihr identifiziert. wollen des Fleischers, Brauers oder Bäckers

Es ginge somit nicht darum, irgendwelche erwarten wir unsere Mahlzeit, sondern von

allgemeinen Verträglichkeitsmassnahmen ihrer Bedachtnahme auf ihr eigenes Interesse.

auszuklügeln, sondern für die - noch hy- Wir wenden uns nicht an ihre Humanität,

pothetische - Existenz des echten, bisher sondern an ihre Eigenliebe.' (...) In unserer

möglicherweise verworfenen Ecksteins un- eigenen Zeit (kam) der Markt zu dem nachge-

serer modernen Gesellschaft zu erwachen.
• rade theologischen Prädikat der Allgüte; Smith

Zu erwachen für jenen Ort, an dem wir -
hätte das nie gebilligt. Und doch, völlig irdisch

betrachtet, war es ein ungeheuerer Schritt, den

genau umgekehrt, als Adam Smith es Smith hier tat. Bislang war derjenige, der sich

meinte - dank unserem selbstlosen Wollen seiner eigenen Bereicherung widmete, Gegen-
für andere stets den grösstmöglichen Nut- stand von Zweifeln, Verdacht und Misstrauen

zen für uns selbst davontrügen. gewesen, Gefühlen, die noch über das Mittel-

Eine Utopie? Oder gibt es die-

sen Ort? Steht er auch Arbeits-

losen und Randgruppen offen?

Diesen Fragen wollen wir im nächsten

FoRum MagazIn nachgehen.

Markus Sieber
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ZUSAMMENHÄNGE-

alter hinaus bis auf biblische Zeiten und die
Heilige Schrift selbst zurückgingen. Nunmehr

: Maastricht und Deutschland : Der Geist von Maastricht
war er eben aufgrund seines Eigennutzes zum

• Die Europabegeisterung in Deutschland•• Im Maastrichter Dokument ist ein Regionalrat

kommen. Und das setzt sich bis in unsere Tage
schwindet. Wirtschaftskrise und immer neue • vorgesehen, seine Ausgestaltung istnoch nicht

fort." (John Kenneth Galbraith, Die Entmytho-

logisierung der Wirtschaft, Knaur 1990, S. :

• stem haben den Plan von der gemeinsamen

82f.)

so verschiedenen Seiten ausgesprochen wie • pafragen zu widersprechen", so ein Kanzler-
z.B. dem deutschen Links-Grünen Thomas "wäre für jeden von uns tödlich." (NZZ, 15.5.1993)

Den meisten Deutschen ist das gesamte Pro-

'Fokolar"-Bewegung, dem ehemaligen Uno- • jektunheimlich. Die bunten Werbebroschüren

Generalsekretär Perez de Cuellar, dem Sozial- • des Finanzministeriums, in denen die Euro-
: Sind "wir" auch dabei?

wissenschafter Udo Herrmannstorfer.

spondenten Jörg Thalmann, einem eigentlichen,
hochaktiven EG-Fan: "Wirtschaftspolitik in- sundheitswesen bremsen und die Prinzipien

klusive Arbeitsbeschaffung ist immer noch : fenbar keine Chance. ...)[Hervorhebung ms] eine Domäne, welche die
Da Deine Chance feben dem Projekt of- : "Markfreiheit" und "Solidaritär" versöhnen

zwölf nationalen Regierungen sich selber vor-
Skepsis und Zweifel dürfen in Bonn nicht

will: schon fast so etwas wie die Quadratur des

behalten. Das kann allerdings nicht darüber laut geäussert werden. Bekennende Kritiker
Kreises.

hinwegtäuschen, dass die wirtschaftliche (Cash, 14.5.1993)

Schicksalsgemeinschaft, welche die zwölfEG-

Länder miteinander bilden, bisher [Hervorhe-

bung ms] mit ihren [nämlich eben nicht-zen-

tralisierten, ms] Mitteln und Regeln unfähig

war, ihren Bevölkerungen genügend Arbeit zu
les Maastricht-Vertrages schwermacht, si

u artikulieren. " So soll es nach den Plänbieten." (Basler Zeitung, 27.3.1993)
8) So u.a. auch in aller Ausführlichkeit sei-

tens der Gewerkschafts-Bundesrätin Ruth Drei-

fuss anlässlich ihrer Rede an der Arbeitslosen-

Demo "Gegensteuer" vom 27.3.1993 in Bern.
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ZUSAMMENHÄNGE
Die Zeche bezahlen die Kindeskinder: Vor 144 Jahren:
Die Konsequenzen einer wachsenden
Staatsverschuldung
Der antizyklischen Fiskalpolitik nach vulgär-

Naiv - oder noch unbefangen?
keynesianischer Manier haben Wissenschaft
und Politik schon längst ein Valet erteilt. Die Entstehung der Arbeitslosigkeit
Gleichwohl ist in Deutschland und anderen Praktisch und unparteiisch dargestellt von Samuel Bähler, ein Mann aus dem
Ländern die Staatsverschuldung wieder im Arbeiterstande. Bern 1849
Steigen begriffen. Warum? Weil auf diesem
Wege (...) Verteilungskonflikte "bequem" ge- Wenigen ist es Ernst, den Forderungen gen jede anderweitige Verbes-

löst werden können, indem Lasten von den der Zeit Rechnung zu tragen. Die Einen

heute lebenden auf kommende Generationen suchen das Uebel unserer Drangsalszeit in
serungsvornahme. Diess grässli-

verschoben werden. der allzustarken Bevölkerung, Andere in
che Uebel gibt sich kund durch

(NZZ, 27./28.6.1992) alle Klassen hindurch, vom Tag-
löhner bis zum Kapitalisten; Je-
der sorgt nur allein für sich, und

Für eine Zivilisation der freien Zeit demzufolge gehen alle in der
Gesammtheit zu Grunde.

Möglichkeit einer Rückkehr zur Vollbeschafti-
gungführt nurzu einem Aufschieben der Suche
nach einer neuen Nutzung der Zeit in den
Industriegesellschaften. (...)

Wie könnte es anders sein? (...)
Die Gewerbefreiheit, wie sie heute auf-

tigter Professionsartikel. (...) Bei tieferem gefasst und gehandhabt wird, ist in ihren
Folgen nichts Anderes als eine herkuli-
sche Peitschruthe, womit die Arbeiter hin

sächliche Selbstverwaltung der Zeit und des
Tagesablaufs als Voraussetzung dafür, dass

jeder und jede einzelne den Strom der freien
und her getrieben werden, bis endlich das

ganze Volk den Schmerz empfinden muss.

Und dieses Raubthier sollte ein Volk unter

ellen Projekten und der familiären Situation

ausgestalten kann. Und es geht darum,

Kultur der selbstbestimmten Tätigkeiten zu

entwickeln", um"die Ausbeutung der Men-

industrie zu verhindern" (Grundwertepro-

gramm der SPD).

einer dreifachen fürcherlichen Erschütte- sich nicht zu beseitigen das Recht haben?

Was, es sollte uns nicht möglich sein,

Dasjenige aus der Gesellschaft zu entfer-

nen, was sich durch die Erfahrung als

höchst schädlich herausgestellt hat und

wovon sicher und gewiss ist, dass die

André Gorz
merkwürdigerweise Niemand angreifen,

Woz, 26.3.1993) • Niemand will hervortreten und es wagen,

mit entschiedener Willenskraft in diesem

: Sinne zu handeln, um das unsichere e-sellschaftliche Leben auf einen solidern

Anhaltspunkt zurückzuführen. (...)

Statt (...) mit gemeinsamen Kräf-

ten zu arbeiten, schreit Jeder nur
nach Abhülfe seines eigenen
Uebels und protestirt dann ge-

schwersten Folgen der Zukunft nicht ent-

gehen werden?

Samuel Bähler war, gemäss der Einlei-

lung zu seinem Buch, ein Mann, "der
selber wohl weiss, dass er nicht wie ein

Fachgelehrter auftreten kann, der aber

auch nie Gelegenheit gehabt, die zahlrei-

chen Werke der Autoren zu durchstöbern
und Dasjenige von ihnen zu entlehnen,
was der Sache dieser Abhandlung hätte
dienen können" und sich deshalb "zum
Voraus genöthigt (sieht), zu erklären, dass

(ihm) das Glück einer guten Schulbildung
leider nicht zu Theil geworden"; "er hat
nur durch mehrjährige praktische An-
schauung und Erfahrung das Bedürfnis
und die missliche Lage des Arbeiterstan-
des kennen gelernt und die Ueberzeugung
gewonnen, dass zur Herstellung eines
dauerhaften Völkerfriedens die Vornah-
me einer radikal=durchgreifenden Ver-
besserung unseres ausgearteten gesell-
schaftlichen Zustandesunerlässlichesund
dringendes Bedürfnis sei."
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SCHLUSSBLICK

Wir haben Angst vor den freien Menschen.
Die gesamte Arbeit - alles gemeinsame Handeln der Menschen -

soll voraussehbar und planbar, das heisst berechenbar sein. Jeder soll tun und
denken, was der "Arbeitgeber" ihm vorschreibt, und auch das nur dann, dort und so schnell

oder so langsam, wie es angeordnet wird. Wer der eigentliche Arbeitgeber ist, wissen wir gar nicht.
Vielleicht hätten wir vor ihm - wenn wir ihn kennen würden - noch mehr Angst als vor den Menschen und würden

dann Vertrauen zu den Menschen fassen.
Arbeitgeber sind Gedankenstrukturen, die sich unseres Denksystems bemächtigt haben. Alle befleissigen sich, das System

funktionsfähig zu halten und geben dabei jeden Eigenwillen auf. Wir bezahlen Arbeit und Arbeitslosigkeit, damit Gedankenlosigkeit,
Gefühlslosigkeit (auch Sozialarbeit, Dienstleistung und Erziehung geschieht weisungsgebunden und wird rational kontrolliert) und
Willensschwäche bei Arbeitern und Angestellten veranlagt und erhalten bleiben. So entsteht ein Zustand allgemeiner Bewusstlosigkeit
in bezug auf die wahren Ursachen, die wahren Auftraggeber und die wahren Ziele bzw. die zu erwartenden Ergebnisse.Immer mehr
Arbeitslose werden sich dieser Situation bewusst. Sie kommen zusammen und arbeiten. Sie nehmen die Arbeitslosenunterstützung und
lassen sich - teilweise aufgrund besonderer Vereinbarung, teilweise auch ohne darüber zu reden - Arbeit nicht verbieten. Sie bearbeiten
das, was sonst liegenbleibt, weil es wegen der hohen Lohnkosten niemand bezahlen kann und will.

Immer mehr Menschen wehren sich gegen den Grundsatz: Wer das Geld hat - hat das Sagen. Sie werden nicht arbeitslos gemacht, sie
kündigen. Sie leben lieber im "Untergrund",
"Schattenwirtschaft", oft am

in der
Rande oder auch bereits

ausserhalb der Legalität. Sie nehmen ihr "Recht auf Ungehor-
sam" in aller Stille wahr und hoffen, dass keiner sie in den
Nischen des Systems bemerkt oder dass sie so viele sind, dass
das System sie dulden muss. Immer mehr Menschen denken:

Ein Einkommen haben und le- ben können ist Menschenrecht.

Arbeiten können und bestimmen, was man arbeiten will, ist eben-

falls Menschenrecht. Zwischen diesen beiden Rechten besteht kei-

ne Abhängigkeit. Immer mehr Menschen denken: Ob ich Atom-

bomben bauen will oder nicht, will ich selbst entscheiden. Die
Freiheit meiner Entscheidung soll nicht dadurch beeinträchtigt
werden, dass ich in dem einen Falle mit meiner Familie Not lei-
den muss und im anderen Falle mitmeiner Familie im Wohlstand
leben kann.
Immer mehr Menschen bilden selbständige, autonome Arbeits-
und Lebensgemeinschaften. In der etablierten Gesellschaft wird
das Subkultur oder Schattenwirtschaftgenannt. Nach
einer offiziellen Statistik soll es immerhin schon 80'000 solcher
kleinen und Kleinstbetriebe ge- ben. Immer mehr Menschen kau-

fen, pachten oder nutzen grössere Territorien (Bauernho-

fe, verlassene Hofstellen, Fa- brikgelände), um dort zunächst

ihre elementaren Lebens- bedürfnisse, nämlich Wohnung
und Nahrung, sicherzustellen und dann auf der Grundlage ei-

nes solchen Wirtschaftens frei darüber zu entscheiden, ob sie darüber hinaus für einen höheren Lebensstandard tätig sein wollen.

Die Antwort darauf, dass die "Arbeitgeber" kein Interesse mehr an ihren Angestellten und Arbeitern haben, muss sein, dass andererseits

auch die Arbeiter und Angestellten kein Interesse mehr an den Arbeitgebern haben. Der aus dem Dualismus gedanklich notwendig
folgende Klassenkampf, der seinerseits wiederum den Dualismus erst schafft, muss allmählich bewusst und gezielt übergeführt werden

in eine Pluralismus der Individuen. Das befürchtete Chaos wird nicht eintreten. Die aufeinanderprallenden Einzelegoismen als

wirtschaftliche Gedankenstruktur, die dieses Chaos bewirken könnte, wird abgelöst durch eine Struktur des Altruismus.

Es klingt wie Blasphemie und Zynismus: Die Arbeitslosen selbst - diejenigen, die keine bezahlte Arbeit haben -, nur sie sind in der Lage,

unbezahlte freie selbstbestimmte Arbeit zu tun. Freie - unbezahlte - Arbeit ist unerschöpflich.

Lasst uns miteinander ohne Bezahlung Schulen, Ausbildungsstätten, landwirtschaftliche Betriebe, Fabrikationsstätten,

Banken, Sozialeinrichtungen und vieles andere mehr errichten. Keiner wird uns verhungern lassen, keiner wird

uns die Arbeitslosenunterstützung oder andere Hilfen entziehen. Alle werden froh sein, dass wir

arbeiten und nicht randalieren, alle werden sich mit uns freuen, dass unser Land schöner

gemacht und nicht von Arbeitslosen, die nicht arbeiten dürfen, demoliert bzw.

demontiert wird. Lasst aus einsamen Arbeitslosen freie Ar-

beitsgemeinschaft werden!

Zusammengestellt aus Wilhelm Ernst
Barkhoff, Arbeitslosigkeit - Freiheit zur

Arbeit. Eine Chance zum Umdenken, in:
Arbeitslosigkeit, Stuttgart 1984
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chakalade Euro-Armee

und Frankreich
Als F. Fillon anfangs März seinen Artikel
"Le domaine partagé de la défense" in Le

Monde publizierte, war er einfacher Par-
lamentsabgeordneter. Heute ist er Mini-
ster für höhere Bildung und wissenschaft-
liche Forschung. Fillon gehört der seit den
Wahlen dominierenden Partei Frankreichs

an, dem Rassemblement pour la Républi-
que (RPR, ehemalige Gaullisten). In sei-
nem Artikel legt er das verteidigungspoli-
tische Programm des RPR dar.

Für Schweizer Leser besonders interes-
sant ist der Passus, in dem zunächst erklärt
wird, dass die (französische) Armee aus
einer reinen Defensivarmee zu einem In-

• Schön wettermaschine im Jafre 2000 strument gemacht werden soll, das immer
mehr ausserhalb Frankreichs eingesetzt

Die Lust an freien Räumen... : Europa der Bürger oder Europa der
Polizisten?

...vor der EWR-Abstimmung... Schengener Abkommen
Ein Europa ohne Grenzen und Schlagbäume -

habe. Ich sehne mich nach grösseren Räumen,"Ich will Buroper sein, weil ich Lust dazu das ist das Ziel ener EC-Staten, die sich im
nach weniger Verkrustung, nach Ideen und •sogenannten "Schengener Übereinkommen" zu-

Anregungen von aussen. Vor aller Staatspoli-•
sammengefunden haben. Die Idee wurde 1985

tik will ich Europa zuerst mal für mich." in der luxemburgischen Stadt Schengen gebo-
ren. Zurzeit sind neun von zwölf EG-Staaten -

(Miklos Gimes Belgien, Deutschland, Frankreich, Griechen-
Magazin 49/92) : land, Italien, Luxemburg, die Niederlande,

Portugal und Spanien - Mitglieder des Ver-

wird. Die Armee soll dazu dienen, "fern
von den Landesgrenzen eine Weltordnung
zu sichern, die der französischen Sicht der
Dinge entspricht". Die Armee soll als

"Ergänzung der französischen Aussenpo-
litik" benützt werden. Im RPR herrscht die
Ansicht vor, dass dazu eine Professionali-
sierung der Armee notwendig ist. Fillon

ist auch der Meinung, dass die Rüstungs-
industrie vom Staat beeinflusst und aktiv

unterstützt werden sollte.

Da die französische Armee wohl eine

...nach der EWR-Abstimmung der stärksten der EG-Länder ist und zwei-

In einem am 19.Juni 1990 unterzeichneten fellos den Kern der geplanten EG-Armee
• bilden wird, müssen diese Pläne ernst: genommen werden. Dass Fillon mit sei-Zaun an der Grenze zu Polen. Kameras werden • grenzkontrollen "Ausgleichsmassnahmen" -

montiert, Alarmanlagen, Hunde werden trai- • sprich verschärfte Grenzkontrollen - an den nen Ansichten nicht allein steht, geht aus

niert, neue Beamte eingestellt. Die Zivilisation
Beime esore geole Dereis wird green Die Redis chang er in schengener

dem Artikel "Une armée sur laquelle le
soleil ne se couche jamais" des Journali-

hinaufgeschraubt, der Preis fur das Ticket ins • Vertragenthaltenen Grundsätze warursprüng- sten J. Isnard hervor: auch hier wird der
Paradies. : lich bereits per Anfang dieses Jahres vorgese- • Standpunkt vertreten, dass die Armee mehr

Miklos Gimes • hen. Jetzt soll der Vertrag im Laufe des Jahres • und mehr zu einem komplementären In-
Magazin 12193) : 1993 in Kraft treten. Vorgesehen sind ausser- • strument der Diplomatie werden wird.

dem eine einheitliche Behandlung von Asylge- • Diese Tendenzen sollten von den Schwei-
• suchen, eine koordinierte Visapolitik und der ‹

• Aufbau eines "Schengen-Informations-Sy-
zer Bürgerinnen und Bürgern zur Kennt-

stems" (SIS). Dieses Computerfahndungssy-
• nis genommen werden. Sie sollen hier

stem soll in Strassburg installiert werden.
nicht kritisiert werden, aber sie stehen in

diametralem Gegensatz zur traditionellen
(Basler Zeitung •

31.3.93)
• Neutralitätspolitik der Schweiz und zum

• Prinzip der Milizarmee. Falls die Schweiz

sich der EG annähern will, sollte sie dies
im Bewusstsein tun, dass sie es mit mäch-

tigen Partnern zu tun haben wird, die eine
militärische Grossmachtspolitik im Auge
haben. Wollen wir dies?

Ch. Jungen, France

Die Le Monde-Artikel können bei der Ge-
schäftsstelle oder bei Annette Jungen, Dalma-

: ziquai 45, 3005 Bern, bezogen werden.)
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Vom europäischen Desaster
Thema der Mai-Ausgabe der Kulturzeit-
schrift "du" ist der Balkan. Oder wie es die
Unterzeile des Hefttitels besser umreisst:

"Ein europdisches Desaster" ('du", Heft

Nr. 5/1993, Fr. 14.-). Herzstück ist eine

Serie von 49 Fotos, aufgenommen durch
Thomas Kern zumeist in Bosnien-Herze-

gowina im letzten Halbjahr. Nein, keine
Kriegsbilder, es sind Fotos vom Leben im
Krieg. Schwarzweiss.
Davor und danach kommentieren Intel-
lektuelle aus Ex-Jugoslawien und ande-

ren europäischen Ländern sechs oft ge-

hörte Formeln und Vorurteile.

Das erste: "Der Pazifismus war unsere

letzte Utopie. " Arnold Künzli denkt über

ein militärisches Eingreifen nach. Aber
was geht uns das Geschehen dort eigent-
lich an? Gehört der Balkan zu dem Euro-
pa, das wir meinen? Lässt sich der grau-
same Krieg vielleicht durch die Beteilig-
ten zum Sonderfall erklären? Paul Parin
empfiehlt, "die Frage nach einer besonde-
ren Disposition zur Aggressivität südsla-
wischer Volker fallenzulassen und sich
der Analyse jener Umstände zuzuwenden,
die eine aggressive und zerstörerische
Politikbefördern und hervorbringen. " Und
trägt seinen Teil dazu bei.

Besonders viel Stoff zum Nachdenken
bietet für uns eine Kontroverse zwischen
Peter Glotz und Jürg Theiler. Während
der deutsche Bundestagsabgeordnete die
Nationen mit lockeren Wendungen als
"Kopfgeburten" und blosse "Episoden der
Geschichte" beurteilt, gräbt der Zürcher
Wirtschaftswissenschaftler tiefer und an-
erkennt ein Bedürfnis nach Zugehörigkeit
und Grenzen, dessen Missachtung nicht
ungestraft bleibt.

Boris Buden, Slavenka Drakulic, Mil-
jenko Jergovic, Vesna Kesic, Nermina
Kurspahic und Slavoj Zizek sind die Auto-
rinnen und Autoren, welche als direkter
Betroffene über den Krieg in Ex-Jugosla-
wien und seine Hintergründe schreiben.
"Ich weiss nicht, wieviel Zeit vergehen
muss, bis ich Gewalt am Bildschirm als
Fiktion wieder werde aushalten können",

erklärt eine von ihnen im Prolog des Hef-

tes. Anlass für ihre Ueberlegung ist eine
Diskussion, die in London zur künstleri-

schen Qualität eines Films über Gewalt

geführt wird. Im gleichen, kleinen Euro-

pa, aber weit weg.
Hans Steiger

Das Ärgernis des westlichen Pro-
tektionismus
Trivial ist die Behauptung, dass es für ent-
schlossene Reformen (in den postkommunisti-

Jugoslawien schen Ländern) keinen Ersatz gibt. Wahr ist
Friedensforscher Johan Galtung aber auch, dass gut konzipierte und durchge-
schlägt "neuen Verhandlungsansatz"• führte Reformen misslingen können, wenn die

unter Teilnahme aller südosteuropäischen
externen Bedingungen widrig sind. Hier denke

Staaten vor.
ich besonders an die seitens der EG und gewis-
ser anderer Länder getroffenen Massnahmen

Bei den für die Jugoslawien-Politik der EG
verantwortlichen politischen Beamten ist in

zur Marktzutrittsbeschränkung für die aus
Osteuropa stammenden Produkte.

letzter Zeit durchaus eine tiefe Ernüchterung
über den bisher mit dem Vance-Owen-Prozess Leszek Balcerowicz
gewählten Ansatz festzustellen. Sie sehen in. "Architekt der polnischen Reformpolitik"
zwischen sehr klar die eigenen schweren Feh-
ler und wären dankbar für neue Vorschläge (NZZ, 24./25.4.93)

die aus der Sackgasse fuhren könnten. Aller
dings dürften vorläufig ihre Chefs, die EG-
Aussenminister, das Scheitern ihrer Politik
und ihre Verantwortung hierfür kaum öffent-
lich einräumen.
Der Vorschlag für einen neuen Verhandlungs-

Osteuropa-Bank
Die Europäische Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung (BERD) in London mit ihrem
"lamboyanten Präsidenten" Jaques Attali, der
sich wie ein Staatsoberhaupt benehme, hat in

werden. Ein möglicher Rahmen wäre die (Ge- • den ersten beiden Jahren für Einrichtung und
samt-)KSZE. Hier könnten zunächst die durch Unterhalt, Löhne und allgemeine Unkosten
Fehler und Versäumnisse in der Jugoslawien- • fastdas Doppelte von dem ausgegeben, was sie
Politik bisher unbelasteten osteuropäischen • in den Ländern des ehemaligen Ostblocks in-
Staaten wie Polen, Ungarn oder die Tschechi- vestierte. Die Bank wurde mit Staatsgeldern

sche Republik die Initiative ergreifen und den gegründet, um dem privaten Sektor jener Län-
Westeuropäern, aber auch den USA und Russ- der zu helfen.
land ermöglichen, sich ohne Gesichtsverlust
anzuschliessen.

Bund
Berner Zeitung

23.4.93)
26.4.93)

Ein Vertrag mit "Vorreiterfunktion"
Polen und Deutschland haben ein Abkommen

über die Rücknahme von Asylbewerbern ge-
schlossen. Darin verpflichtet sich Polen zur
Aufnahme von in Deutschland abgelehnten

• Asylbewerbern, die über Polen in die Bundes-
republik gekommen sind. Im Gegenzug erhalt
Polen 120 Millionen Mark.

(Tagwacht
8.5.93)

•
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Solidarisch und selbstbestimmt:

Beispiel Alpen
Der neu formulierte Zweckartikel nennt
als Ziel unseres Forums "solidarische
Beziehungen der Schweiz mit Europa und
der Welt bei möglichst selbstbestimmter
Zukunftsgestaltung und direkter Demo-
kratie". Was heisst das konkret? Hans
Steiger, SP-Nationalrat und bei der Al-
pen-Initiative zur Umlagerung des Tran-
sitverkehrs auf die Schiene engagiert,
nimmt die internationale Zusammenar-
beit im Alpengebiet als Beispiel.
In der EWR-Kampagne war ich als

Vertreter des "grünen Nein" fast täglich

mit dem Vorwurf eines unsolidarischen

Isolationismus konfrontiert. Wie war ich

da froh um die frische Erinnerung an
Erlebnisse und Gespräche meiner zehn

Tage bei TransALPedes! Erstens wurde

dort meine Skepsis gegenüber EG und
EWR nicht nur von den meisten Schwei-

zerinnen und Schweizern, sondern auch

von den meisten Mitwandernden aus
Deutschland, Frankreich, Italien und

Österreich geteilt. Zweitens war der ge-

meinsame Gang durch die europäische

Problemregion Alpen ein sehr gutes Mo-

dell für eine Art von Zusammenarbeit, die
international nottut.

Präzis ein Jahr nach Start des langen
Marsches von Wien nach Nizza erscheint
im Juni ein Buch, in dem von Mitgliedern

der TransALPedes-Kerngruppe dokumen-

tiert wird, was sich da lokal, regional und

über die Staatsgrenzen hinweg bewegt.

"Alpenglühn" versteht sich nicht nur als

praktisches Wanderbuch, sondern als ein

Handbuch über Widerstandsgruppen und

Ansätze für ökologisch vertretbare Pro-

blemlösungen in diesem Gebiet. An einer

Tagung vom 10. bis 13. Juni wird zudem

in Salecina über weiterführende Vernet-

zungen diskutiert. Der programmatische

Titel hier: "Wo Menschen sich erheben".

Vorbereitung auf die

Alpen-Initiative
Als aktueller Modellfall aus der Schweiz
kommt natürlich auch die Volksinitiative

"da las Alps" zur Sprache, über die Ende
dieses oder zu Beginn des kommenden
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Jahres abgestimmt wird. Sie fordert einen

Schutz des Alpengebietes vor schädlichen

Auswirkungen des Transitverkehrs durch

eine konsequente Verlagerung der Güter-

transporte von Grenze zu Grenze auf die

Schiene; die Kapazität der Transitstras-
sen dürfte in der Schweiz nicht mehr

erhöht werden.

Isolationistisch? Unsolidarisch? Nein,

nur vernünftig! Es soll endlich getan wer-

den, was tausendfach in Absichtserklä-

rungen von Bern bis Brüssel postuliert ist

Auch im Transitabkommen mit der EG
Bei den Menschen, die sich in benachbar-

ten Ländern gegen den wachsenden Ter-

ror des Schwerverkehrs wehren, spürte

ich nicht Angst vor einer Verlagerung auf

andere Transitachsen, sondern Hoffnung

auf die positive politische Wirkung einer

derartigen Weichenstellung in der
Schweiz. Auch die bestehenden Gewichts-

limiten und zeitweisen Fahrverbote sind

ihnen eine Handhabe, ähnliches für sich

zu verlangen. Dass wir mit unseren direkt-
demokratischen Instrumenten vorangehen
können, wird als Chance gesehen.

Noch haben wir es in der Hand, unsere

Lösungen von unten gegen die expansion-

sorientierte Binnenmarktstrategie zu stel-

len. Es lohnt sich, die Abstimmung gut

vorzubereiten. Nach ersten Meinungsum-
fragen sieht es für uns nicht schlecht aus.
Und die Kampagne beginnt offensichtlich
überall recht lustvoll. Als wir etwa beim

Zürcher Komitee zur Unterstützung der
Alpen-Initiative zwei, drei Wanderungen
für den Sommer ins Auge fassten, dachten
wir kaum an das, was nun vorliegt: ein

Programm mit insgesamt sechs Exkursio-

nen, die fast alle Problembereiche der

Alpenregion berühren. Es reiht sich in

eine bunte Palette weiterer Angebote an-
derer Regionalgruppen ein.

Umweltforschung ohne Grenzen
Für die Themenstellung des Forums ist

vielleicht speziell der Besuch in der "Sta-
zione Alpina Piora" vom 3./4. Juli interes-
sant. Professor Kurt Hanselmann von der
Universität Zürich orientiert dort nicht

nur über die konkreten Projekte des von

drei Kantonen gemeinsam getragenen For-

schungszentrums zwischen Airolo und

dem Lukmanier. Er zeigt auch auf, wie die

interdisziplinär konzipierte Arbeit im

Zusammenhang mit der internationalen

Die schon lange vor dem EWR unter

zeichnete Alpenkonvention gab Anstösse

dazu; Piora ist ein Beitrag der Schweiz.

Weil dort die Okosysteme in den Alpen als

"empfindliche Anzeiger für Klima- und

andere Umwelt-Veränderungen" betrach-
tet werden, weist er in doppeltem Sinn
über die Grenzen hinaus.

Hans Steiger

Unterlagen über diese 4. Alp-Exkursion
des Regionalkomitees Zürich und die In-
itiativenkampagne allgemein beim Sekre-
tariat der Alpen-Initiative, Postfach 29,
3900 Brig, Telefon 028/24 22 26

Daten:
3. Alp-Exkursion:

Sonntag, 20. Juni 1993
Wurzeln und Visionen im Altdorfer

Bannwald
4. Alp-Exkursion:

Samstag/Sonntag, 3./4. Juli 1993
Einblicke in die Stazione Alpina Piora

5. Alp-Exkursion:
Dienstag - Samstag, 10.-14. August 1993
Saumwege von Zürich bis zum
Gotthard

6. Alp-Exkursion:
Samstag/Sonntag, 11./12. September 1993
"Rindersterben" in unseren Alpen?

mweltforschung name
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Global konferieren, lokal umsetzen
Zur paneuropäischen Umweltkonferenz

in Luzern vom 28. - 30. April 93

Die Konferenz endete mit Misserfolgen,
die den Erwartungen entsprechen: So war
zu erwarten, dass reiche und arme Staaten
mit ihren unterschiedlichen Interessen und
Prioritäten sich nicht plötzlich auf eine
europäisch koordinierte Energie- oder
CO2-Abgabe einigen können (in der
Schlusserklärung wirdbloss die alte Untä-
tigkeit mit einer neuen unverbindlichen
Formulierung cachiert). Es war auch zu

erwarten, dass so verschiedene Staaten
wie Frankreich und Oesterreich sich -

trotz unsicheren Reaktoren in Osteuropa -
nicht zu einem gemeinsamen Bekenntnis
für den Ausstieg aus der Atomenergie
finden werden (die Forderung nach lang-

fristigem Atomausstieg ist immerhin als

Fussnote einer Minderheit in der Schluss-

deklaration enthalten).

Aus zwei Gründen beurteile ich die

Konferenz gleichwohl als Erfolg:

Erstens: Die Delegationen aus Ost-und

Westeuropa, vor allem aber auch die inter-

nationalen Organisationen und Finanzin-

stitute, anerkennen das Umwelt-Aktions-

programm für Osteuropa (UAP) als Grund-

lage für ihr zukünftiges umweltpolitisches

Handeln. Das 320seitige Strategiepapier

zeigt bemerkenswert deutlich, was dort

mit Priorität zu tun ist und was nicht.

Vorrang haben Investitionen in Notstands-

gebieten, wo die Gesundheit der Men-

schen unmittelbar bedroht ist, und Mass-

nahmen, die mit beschränkten finanziel-

len Mitteln die grösste Umweltentlastung

bewirken. Einfache Staub- und Russfilter

zum Beispiel haben damit Vorrang vor

teurer, aus dem Westen importierter
Rauchgas-Reinigungstechnik. Politische

und wirtschaftliche Massnahmen, welche

die Energieverschwendung und mithin
die Umweltbelastung reduzieren, müssen
ergriffen werden, bevor man Geld in die
Sanierung von Energieproduktionsanla-
gen investiert, diees beieffizienterer Ener-

gienutzung gar nicht mehr braucht.

Allerdings bleibt die einhellige Zustim-

mung zum Umwelt-Aktionsprogramm für

Osteuropa nur dann ein Erfolg, wenn das

Konferenz-Papier lokal umgesetzt wird,

Seltsame Argumentationen

Als J. Delors letzthin in Schweden weilte, wies

er darauf hin, manche Probleme seien gemein-
sam besser zu lösen. Schweden habe selbst die
Erfahrung gemacht, dass Umweltprobleme,
ob es sich nun um die Verschmutzung der
Ostsee oder der Gewässer um die russische

Halbinsel Kola handele, auf nationaler Basis
nicht gelöst werden könnten. Seltsam am Ar-

gument ist, dass dies für den EG-Anschluss
wenn die Gruppen und Menschen in den • Schwedens sprechen soll. Immerhin gehörenbetroffenen Gebieten die Projekte mittra-

gen. Hierspielen die lokalen Umweltorga- • die baltischen Staaten und Russland nicht zur
• EG. Soll nun jeder Staat mit jedem Staat immer

nisationen eine wichtige Rolle. Das Ak-• dann eine politische Union bilden, wenn sie ein
tionsprogramm lasse sich nur dann wirk- • gemeinsames Problem haben? Eine solche
sam umsetzen, wenn die Umweltorgani-• Auffassung spricht nicht für eine europäische

sationen stark in den Umsetzungsprozess Union, sondern für einen Weltstaat, da wir alle

einbezogen werden, denn bei den Regie- • irgendwelche Probleme haben, die wir besser

rungen fehle es an Information und teils
: in Zusammenarbeit als in Isolation lösen.auch an Interesse, sagte die Slowakin Mara Delors geht es allerdings erklärtermassen um

Silina, Mitglied der Delegation der Um-
die Schaffung einer europäischen Grossmacht.

weltorganisationen, in Luzern. Und selbst-
Schlechte Argumente für schlechte Projekte.

(pr)
bewusst fügte sie an: **Wir haben konkrete

Vorstellungen darüber, wie das Programm

umgesetzt werden kann."

Zweitens: Eine Nachfolgekonferenz in

Bulgarien ist bereits beschlossen worden.

Das fördert nicht nur den Kongresstouris-

mus, sondern garantiert, dass der Prozess

"Umwelt für Europa" autonom weiterge-

führt werden kann, und zwar in einem

Gremium, in dem alle europäischen

Staaten gleichberechtigt vertreten sind.
Umweltpolitisch fortschrittliche Einzel-
staaten, zu denen bisher auch das Nicht-

EG-Mitglied Schweiz gehörte, vor allem

aber auch nichtstaatliche Basis- und Um-

weltorganisationen können in diesem of-

fenen Gremium mehr bewegen als in den

festen Institutionen wie etwa der UNO-

Wirtschaftskommission für Europa (ECE)

oder der Westeuropäischen Gemeinschaft

(EG). Denn wenn es um eine fortschrittli-

che europäische Umweltpolitik ging, hat

zumal die EG bisher mehr blockiert als

bewegt.
Hanspeter Guggenbahl •

(aus Desko-Rundbrief 4/93)
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FORUM

Forum gegen EWR- und EG-Beitritt
Bewegung für eine direktdemokratische, um-weltverbundene Schweiz

Das Forum wurde mit Engagement und Zeit-
druck im Sommer 1992 auf die Abstimmung Statuten
hin begründet. Darin verbanden sich betrof-
fene Menschen mit Politikern aus dem ökolo- : 1) Name und Sitz• Art. 1 Unter dem Namen Forum gegen EWR-

schäftsstelle in Bern waren vor allem die

Regionalgruppen aktiv. Sowohl seriöse The- • mit Sitz in Bern.

menblätter wie hintersinnige Narren-Aktio-

nen wurden gemacht.

Ende April 1993 hat die Generalversamm-
Art. 2 Ziele des Forums sind solidarische

lung die Statuten des Forums der neuen Si-

tuation angepasst. Eine dezentrale Struktur

soll aufrechterhalten bleiben. So möchten

wir zu regionalen Arbeitsgruppen anregen - • nach dem Nein zum EWR am 6. Dezember 1992
siehe untenstehenden Aufruf von NR Rudolf
Hafner- und können uns solche gerade auch : umer dis Ahsiehe lfo unseres Landes sowoe
im Zusammenhang mit den Themen unseres • Themen der Innenpolitik, die für das Aussen-

Demokratie/Macht. Wenn Sie etwas unter-

bitte Bescheid. Insbesondere sind wir Ihnen• sierung. Interregionale und internationale

auch dankbar, wenn Sie uns gutes Material : Zusammenarbeit im obigen Sinn wird befür-

(auch Bilder/Karikaturen) zu den genannten• wortet. Das Forum orientiert die Mitglied-
Themen schicken. Oder kennen Sie Geschäfts- • schaftüber aktuelle Entwicklungen, ist bei der
leute, die ein Inserat bei uns placieren wür- • Beantwortung von Fragen aus diesem Bereich
den? • behilflich und sorgt für eine entsprechende

Nebender laufenden Bürotätigkeitund dem : Dokumentation. Der Kontakt mit ähnlich aus-
MAGAZIN führen wir auf der Geschäftsstelle • gerichteten Organisationen im In- und Aus-

• land wird gesucht und eine Ausweitung der
ein Archiv zur EG-Problematik. Wir sind • Diskussion durch Zusammenarbeit mit recht.daran, Kontakte zu internationalen EG-kri- •
tischen Gruppierungen aufzubauen. Betreut • lich und verwaltungsmässig selbständigen

• Regionalgruppen angestrebt, sowie eigene Öf-wird die Geschäftsstelle von Markus Sieber •
und Gerold Aregger. - Der Vorstand des • fentlichkeitsarbeit betrieben. Bei politischen

Ruppen bilden den Ausschuss. Die weiteren Art. 3 Parteipolitisch und konfessionell ist
Mitglieder sind: Bernhard Achermann, Mar- • das Forum unabhängig; es distanziert sic
us Buchmann, Seraina Greub, Susanne Stal- •• ausdrücklich von nationalistischen, rassisti-

der, NR Hans Steiger, Dr. Christian Thomas. • schen und fremdenfeindlichen Tendenzen.
Ziel des Forums ist es, Sammelbecken für • Art. 4 Das Forum verfolgt einen gemeinnüt-

eine breite Opposition gegen EWREG zu • zigen Zweck und erstrebt keinen Gewinn.

werden, mit Schwerpunkt auf Umwelt-sozia-: 111) Mitgliedschaftlen und Demokratie-Fragen. Art. 5 Mitglieder können juristische und
Geschäftsstelle: natürliche Personen werden, die den Forums-
Sandrainstr. 83, 3007 Bern zweck unterstützen wollen. Der Vorstand ist
Tel. 031 / 46 03 15 für die Aufnahme zuständig.

Bürozeiten:
Art. 6 Alle Mitglieder haben das gleiche

Montag - Donnerstag 10.00 - 12.00 , Stimm- und Wahlrecht. Die juristischen Per-

Bitte helfen Sie mit, das Forum zu verbreitern
sonen haben je eine Stimme.

Art. 7 Die Mitgliedschaft erlischt mit dem
und neue Mitglieder und Spenderinnen und
Spender zu finden. Um unsere Aktivitäten,

• Tode, dem Austritt oder dem Ausschluss des
• Mitgliedes. Der Austritt kann jederzeit nach

insbesondere auch das MAGAZIN, weiter- • dreimonatiger Vorankündigung an den Vor-
führen zu können, sind wir dringend auf • stand erfolgen. Ein Ausschluss kann vom Vor-
finanzielle Unterstützung angewiesen. Mit- • stand ohne Grundangabe verfügt werden. Aus-
glieder mögen uns Ihren Jahresbeitrag 1993 • getretene oder ausgeschlossene Mitglieder
von Fr. 50.- (ermässigt Fr. 20.-, Aufrundun- • besitzen keinerlei Ansprüche an das Forum.
gen hochwillkommen) bitte bald einzahlen. • Art. 8 Bei einem Ausschluss oder einer Auf-
Herzlichen Dank! • nahmeverweigerung besteht ein Rekursrecht
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an die Mitgliederversammlung
IV. Finanzielle Mittel

Art. 9 Das Forum erhalt seine Mittel aus
den Mitgliederbeiträgen und Spenden/Zuwen-
dungen sowie allfälligen Zinserträgen.

Art. 10 Der Mitgliederbeitrag wird von der
Mitgliederversammlung bestimmt.

Art. 11 Für alle Verbindlichkeiten des Ver-
eins haftet ausschliesslich das Vereinsvermö-
gen. Jede Haftung der Mitglieder ist ausge-

V) OrganeArt. 12 Die Organe des Forums sind: 1. die
Mitgliederversammlung 2. der Vorstand 3. die
Geschäftsstelle 4. die Kontrollstelle.

Art. 13 Die ordentliche Mitgliederversamm-
lungfindet jährlich statt. Die Einberufung hat
mindestens 14 Tage vor dem angekündigten
Termin, unter Bekanntgabe der Traktanden,
schriftlich zu erfolgen.

Art. 14 Ausserordentliche Mitgliederver-
sammlungen werden vom Vorstand einberu-
fen, wenn wichtige und dringende Geschäfte es
erfordern oder wenn mindestens ein Fünftel
aller Mitglieder dies schriftlich und mit Anga-
be der zu behandelnden Geschäfte verlangt.
Die Versammlung muss innert zwei Monaten
nach zugestelltem Begehren stattfinden.

Art. 15 Der Mitgliederversammlung stehen
folgende Befugnisse zu: - Jährliche Wahl der
Vorstandsmitglieder, sowie deren Abberufung

- Wahl des Rechnungsrevisors/der Revisorin
und einer Ersatzperson - Abnahme des Jahres-
berichtes des Vorstandes - Genehmigung der
Jahresrechnung und Entlastung des Vorstan-
des - Genehmigung eines Tätigkeitsprogram-
mes - Beschlussfassung über Statutenände-
rungen - weitere vom Vorstand unterbreitete
Geschäfte

Art. 16 Bei Abstimmungen und Wahlen ent-

scheidet das einfache Mehr.
Art. 17 Der Vorstand konstituiert sich selbst.

Er besteht aus Mitgliedern, die ihren Lebens-
unterhalt nicht vorwiegend aus Mitteln des

Vereins bestreiten. Er kann einen Ausschuss
bilden und besetzt die Geschäftsstelle.

Art. 18 Der Rechnungsrevisor/die Revisorin
(oder Ersatzperson) hat seine/ihre ihm gemäss
Gesetz und Statuten zustehenden Befugnisse
auszuüben. Er/sie muss an der Mitgliederver-
sammlung vertreten sein und hat zur Jahres-
rechnung einen Bericht mit Antrag zu verfas-
sen.

VI) Auflösung
Art. 12 Zu einem Auflösungsbeschluss ist

eine Zweidrittel-Mehrheit erforderlich. Ein
persönlicher Anspruch der Mitglieder auf das
Forumsvermögen ist ausgeschlossen. Allfallig
übrigbleibende Vermögenswerte des Vereins
gehen mit Beschluss des Vorstandes an eine
gemeinnützige Organisation.

(Diese Statuten wurden von der Gründungsversamm-
lung am 12.8.1992 einstimmig beschlossen und von
der Generalversammlung am 23.4.1993 abgeändert.)

sich saiden Sera Neben dem die si on mal sera te 0 20l.

Ready Hame, atmete sagen et al Sont in de um et freien an.
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Bildung von

Arbeitsgruppen
Ein wesentlicher Gesichtspunkt der EWR-

und EG-Frage ist die Bewusstseinsbil-

dung bzw. die damit zusammenhängende
Information. Einerseits ist der Einzelne

nicht mehr in der Lage, die Informations-
flut zu überblicken und über alle Sachver-
halte auf dem Laufenden zu sein. Ander-

seits erschwert gerade die enorme Infor-

mationsmenge rund um den EWR- und
die EG-Frage den Blick auf die zentralen

Sachverhalte. So kann man sich fragen, ob

wirklich die Hälfte der Schweizerbevölke-

rung im Zusammenhang mit der EWR
bewusst einen grossen Teil der "eigenen"

Volksrechte einschränken wollte.

Aufgrund derpositiven Erfahrung in Bern,

wo sich zu einer Veranstaltung über die

direkte Demokratie gegen 30 interessierte

Menschen einfanden (wobei nur die For-

umsadressen im Kanton Bern angeschrie-

ben wurden), möchten wir Sie anregen, in

ihrer Gegend ebenfalls solche Veranstal-

tungen zu organisieren oder Arbeitsgrup-

pen zu bilden. Die Form von Arbeitsgrup-

pen mit einer beschränkten Anzahl Teil-

nehmerInnen gibt die Möglichkeit eines

lebhaften Austauschs und echter Diskus-

sionen. Wir erachten dies auch im Hin-

blick auf wahrscheinlich kommende neue
Abstimmungen (in politischen Kreisen ist
die Rede von einer zweiten EWR-Abstim-

mung pro 1994/95) als wünschenswert

bzw. notwendig.

Paul Ruppen (Vorstandsmitglied/Polito-

loge) und der Unterzeichnende sind be-

reit, mit Referaten zu einer entsprechen-

den Arbeit beizutragen (insbesondere zum

Thema Demokratie - andere Themen auf

Anfrage). Die Geschäftsstelle kann mit

Adresslisten der Region, Dokumentatio-

nen zu bestimmten Themen u.a. helfen.

Viel Initiativkraft wünscht

für den Forumsvorstand:

Petition Offenes Forum-Treffen auf
dem Uetliberg / ZH

Im April konnte die von Frau Balastèr, Nach Maastricht
Frau Briggen und Herr Prof. von Wart- Eine politische Diskussion über die

burg getragene Petition zur gesetzlichen neuesten Entwicklungen in Europa und

Regelung der Informationstätigkeit der über unseren Handlungsspielraum

Behörden bei Abstimmungen (bzw. Ver-

bot von Propagandatätigkeit) zuhanden Gesprächsleitung: NR Hans Steiger

des Parlamentes übergeben werden. Es sei Mit Beiträgen von Christian Thomas
an dieser Stelle allen, die beim Sammeln
der rund 5'000 Unterschriften beigetragen

• und Paul Ruppen

haben, herzlich gedankt! - Das Anliegen • Zeit: Samstag, 19. Juni 93 um 14.00 Uhr
der Petition wurde bereits in der April- bis gegen Abend (bei schönem Wetter im
Sondersession mittels einer Parlamentari-• Freien)
schen Initiative (Vorstoss, der von einer Treffpunkt: 13.30 Uhr beim Bahnhof Uet-

Kommissionbehandelt werden muss) auf- : liberg (Zug ab Zürich Hauptbahnhof:gegriffen. 13.07, Gleis 2 - unter Shop-Ville)
Treffpunkt für Wanderer: 13.50 Uhr, beim
Holzbrunnen, 50 m unterhalb Rest. Uto
Staffel
nmeldung: Geschäftsstelle Forum, San

rainstr. 83, 3007 Bern Tel: 031/46 03 1:
(Mo bis Do 10.00 - 12.00) oder bei Chri-
stian Thomas: 01 / 426 65 46

Rudolf Hafner
Nationalrat, Bern
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